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Notiz. 

Ich lasse die nachfolgende Studie, da sie in sich ab- 
schliesst, als besonderes Heft erscheinen. Eine zweite und 
dritte Studie, die, wie ich hoffe, in kürzerer Zeit erscheinen 
können,' werden den zweiten Theil der „Studien zum Deutschen 
Staatsrechte" zu Ende führen. 

Kiel, 15. JuH 1880. 

Haenel. 



Vorbemerkung. 



Die Bearbeitung des deutschen Staatsrechtes drängt immer 
entschiedener und bewusster auf die Anwendung einer streng 
juristischen Methode hin. Sie stösst hierbei auf mannigfEiche 
Schwierigkeiten. 

Die Schwierigkeiten sind durch die Natur des Stoffes ge- 
geben. Der Bundesstaat ist die zusammengesetzteste und be- 
ziehungsreichste politische Gestaltung, die die Geschichte des 
Staates aufweist. Sie ist in Deutschland eigenthümlich ge- 
wandt durch die Vormachtstellung eines einzelneu Staates. 
Sie hat hier in kurzer Zeit, mit unerwarteter Schnelligkeit 
eine territoriale Ausdehnung vom norddeutschen Bunde zum 
deutschen Beiche und einen Beichthum der innem Entwicke- 
lung gewonnen, welche der wissenschaftlichen Betrachtung 
immer neue Aufgaben zuführten und sie eines sichern Buhe- 
punktes beraubten. 

Die Schwierigkeiten werden vermehrt durch die Form der 
deutschen Grundgesetze. Ihr Ausgangspunkt, die norddeutsche 
Verfassung steht am Ende gewaltiger kriegerischer Ereignisse 
und schwerer Verfassungswirren in Preussen. Sie ist entstan- 
den in einer Spannung der politischen Verhältnisse, die nach 
einem hastigen Abschluss der deutschen Verfassungsverhält- 
nisse nach einer Befriedigung der nächsten praktischen Be- 
dürfnisse hindrängten. 

Damit erklärt es sich, dass die Formulirung der nord- 
deutschen Verfassung und mit ihr der, nur an wenigen 
Punkten verbesserten, deutschen Beichsverfassung vom Stand- 
punkte der juristischen Technik aus weit zurücksteht gegen 
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die Verfassungsurkunden der Vereinigten Staaten von Amerika 
oder der Schweiz. Ihre Ausdrucksweise ist ungenau, ihre 
Zusammenfugung lose, ihre Sprache hin und wieder geradezu 
barbarisch, die Durcharbeitung ihrer einzelnen Theile eine 
ganz verschiedene. Die ressortmässige Abfassung der ein- 
zelnen Abschnitte hat in der schliesslichen Zusammenstellung 
nur eine flüchtige, vereinigende Ueberarbeitung erfahren. 

Diese Mängel und die hieraus für die rechtliche Betrach- 
tung entstehenden Schwierigkeiten sind durch die Verhand- 
lungen des constituirenden Reichstages über den Verfassungs- 
entwurf der verbündeten Regierungen in bedeutsamer Weise 
vermehrt worden. Denn sie haben unter fast unveränderter 
Beibehaltung der ursprünglichen Ausdrucksweise und der äusse- 
ren Struktur des Entwurfs eine fundamentale Aenderung 
des organisatorischen Grundcharakters der Verfas- 
sung herbeigeführt. 

Auf diesen Punkt richtet sich unsere nächste Betrachtung. 



I. 



Die Verfassungsentwürfe und die Verfassungen. 



Als es galt im Anfange des Jahres 1867 die „neuen 
Bundesverhältnisse'^ unter den norddeutschen Staaten festzu- 
stellen, war es kein leichtes Ding, für einen ungefügigen Stoff 
die angemessene Form zu finden. Die zu verbindenden Staaten 
zählten 30 Millionen Einwohner; aber auf einen einzigen Staat 
unter ihnen, auf Preussen mit seinen 24 Millionen Einwohnern 
trafen volle % der Bevölkerungszahl Das ausserpreussische 
Fünftel vertheilte sich unter 21 Staaten dergestalt, dass 
wiederum nur ein einziger unter ihnen, das Königreich Sachsen 
mit 2,400,000 Einw., eine grössere Einwohnerzahl aufwies, als 
die Hauptstadt Berlin (702,000 Einw.). Unter dem Reste, 
überstieg nur die Bevölkerung des Grossherzogthums Mecklen- 
burg-Schwerin die Zahl von 500,000 und nicht weniger als 
8 Staaten blieben hinter der Bevölkerungszahl von 100,000 
zurück. Und diesen Missverhältnissen gegenüber war für die 
kleinen Staaten ein Ausgleich nicht zu finden durch Berufung 
auf besondere politische Verdienste oder altbewährte Freund- 
schaftsverhältnisse; war doch dem bedeutendsten unter ihnen 
erst im Oktober 1866 ein später Friede von dem siegreichen 
Preussen bewilligt worden. 

Auf solchen Grundlagen mochte es üa^t als Widersinn 
erscheinen, die neuen Bundesverhältnisse nach dem Muster 
des schweizerischen oder amerikanischen Bundesstaates oder 
der deutschen Reichsverfassung von 1849 einzurichten, selbst 
wenn man für das politische Uebergewicht Preussens eine 
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organische Einfügung gefanden hätte. Viel näher lag der 
Plan — und er ist erörtert worden — , die verbündeten Staaten, 
soweit die Zwecke und Kompetenzen des Bundes reichten, an 
den Staat Preussen anzugliedern, den preussischen Landtag 
für die Bundesgesetzgebung durch ausserpreussische Mitglieder 
zu verstärken und für die Vollziehung der Bundesangelegen- 
heiten die preussische Staatsgewalt auf das Gebiet der übrigen 
Staaten auszudehnen, wobei irgendwie für eine angemessene 
Mitwirkung der verbündeten Regierungen in Gesetzgebung und 
Vollziehung zu sorgen blieb. Aber auch diesem Plane stan- 
den Hindernisse entgegen; nicht nur der Ausblick auf die 
spätere Einfügung der süddeutschen Staaten, die in dieser 
Form auf friedlichem Wege voraussichtlich nicht zu erreichen 
war, sondern insbesondere die Bestimmungen des Bündniss- 
vertrages vom 18. August 1866 und der Accessionsverträge 
zu demselben. Denn hier war eine Bundesverfassung auf der 
Basis der Preussischen Grundzüge vom 10. Juni 1866 vor- 
gesehen; letztere aber enthielten den Artikel II: 

„Die gesetzgebende Gewalt des Bundes wird auf den- 
jenigen Gebieten, welche derselben zugewiesen sind, 
von dem Bundestage in Gemeinschafb mit einer perio- 
disch zu berufenden Nationalvertretung ausgeübt." 

Im Sinne dieses Artikels lag offenbar eine Organisation 
der gesetzgebenden Gewalt nicht, welche sich einfach als eine 
Erweiterung der legislativen Einrichtungen Preussens erwiesen 
hätte. 

So ist es geschehen, dass die Entwürfe der norddeutschen 
Verfassung, zuerst der preussische Entwurf vom 15. Dezember 
1866 und dann der von den verbündeten Regierungen am 
4. März 1867 dem konstituirenden Reichstage vorgelegte Ent- 
wurf, den Versuch darstellen, zwischen den beiden Alter- 
nativen: entweder preussische Hegemonie oder Bundesstaat 
nach herkömmlichem Muster, eine Vermittelung -zu bewerk- 
stelligen. 

Nach der Grundanschauung, welche die Regierungsen1>- 
würfe charakterisirte, erschöpfte sich die Organisation des 
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Bundes in den beiden Einrichtungen des Bundesrathes mit 
seinen Ausschüssen und des Reichstages. Sie waren die 
einzigen Organe des Bundes. Bei dem Bundesrathe im 
Zusammenwirken mit dem Reichstage lag die gesetzgebende 
Gewalt. Demselben Bundesrath standen aber auch die Befug- 
nisse der Vollziehung zu, soweit solche überhaupt dem 
Bunde als solchem zu eigenem Rechte zustanden. 
Hierfür sollten insbesondere nach einer Auffassung, die zu 
einer befriedigenden Klarheit nie gelangt ist, die Ausschüsse 
des Bundesraths wirksam werden. Hat doch selbst noch in 
späterer Zeit diesen Ausschüssen der Bundeskanzler eine 
ministerielle Funktion zuschreiben können.^ 

Selbstverständlich konnte — schon um der allein zu 
Gebote stehenden Form koUegialischer Beschlussfassung willen 
— und sollte die Kompetenz des Bundesrathes nicht die Ge- 
sanmitheit der staatlichen Thätigkeit erschöpfen, die im In- 
teresse des Bundes zu vollziehen war. Auf den Verwal- 
tungsgebieten der auswärtigen Angelegenheiten, des Konsulat- 
wesens, der Post und Telegraphie, in der Exekution gegen 
ungehorsame Bundesstaaten und gegen innere Unruhen waren 
durch die Verfassungsentwürfe Aufgaben gestellt, die, wenn 
sie auch in den Grenzen und nach Massgabe der Bundes- 
gesetze, auf Kosten des Bundes und vielfach unter der Ein- 
wirkung der Bundesrathsbeschlüsse zu erfüllen waren, doch 
selbständige, weitergreifende Funktionen erforderlich machten. 
Aber diese Funktionen waren von der Bundesorganisation alh- 
gesondert. Denn sie standen nicht irgend welchem Organe 
des Bundes zu, vielmehr waren sie ausserhalb der Bundes- 
organisation stehende, hegemonische Rechte des Einzel- 
staates Preussens über die andern, mit ihm verbün- 
deten Staaten. 

Auf dem Gebiete der Kompetenzen, welchen die Bundes- 
glieder unterlagen, standen sich zwei Sphären gegenüber und 
griffen ergänzend in einander ein: 



* Sten. Ber. d. R. 3. Session 1869, pag. 401. 
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die Sphäre des Bundesrathes, in welcher, sowidit die 
Gesetzgebung des Bundes reichte, der Reichstag mitwirkte 
und in welcher die preussische Vormacht nur in der Bevor- 
rechtung innerhalb des Bundesrathes zur Greltung kam; 

die Sphäre der preussischen Hegemonie, in wel- 
cher der preussische Staat Rechte zwar nur kraft ,der in der 
Bundesverfassung ihm eingeräumten Kompetenz und nur im 
Interesse des Bundes ausübte, aber doch nur mittels seiner 
eigenen Staatsgewalt und nur durch seine eigenen Organe. 

Die Sphäre der preussischen Hegemonie befsusste sehr 
verschiedenartige, auch in der Benennung zersplitterte Funk- 
tionen. Die Hoheitsrechte auf dem Gebiete der Bundeskriegs- 
marine wurden schlechthin dem ,Jiönige von Preussen",^ 
diejenigen auf dem Gebiete des Bundeskriegswesens, der Bun- 
desexekution und der Erklärung des Kriegszustandes dem 
,3aiidesfeldherm^^ ^ zugeschrieben, welcher letztere darum 
nicht minder der König von Preussen schlechthin war. Endlich 
fiel hierunter auch der Sammelbegriff des Bundespräsidium. 

Allerdings das Wort „Präsidium^ „Bundespräsidium^ um- 
fasste auch die bevorrechtete Stellung Preussens innerhalb 
des Bundesrathes, als ,J^räsidialstimme'S als ,3undesrath8- 
präsidium^^ und insoweit gehörte dasselbe der Sphäre des 
Bundesrathes an, stand es innerhalb der Bundesorganisation. 
Aber es befasste auch eine Reihe hegemonischer Rechte Preus- 
sens ausserhalb der Bundesorganisation, als eine Erwei- 
terung der vollziehenden Gewalt Preussens über das Bundes- 
gebiet, die nicht minder der König von Preussen schlechthin 
ausübte. 

Auch in dieser engern, der Sphäre der preussischen 
Hegemonie anheimfallenden Bedeutung des Bundespräsidium 
traten zwei sehr verschiedene* Kategorien von Befugnissen 
deutlich hervor. Die eine derselben stellte sich als eine Reihe 
selbständiger Funktionen der YoUziehung dar, die sich ins- 

* a. 50. d. E. (Wo anders nicht hervorgehoben, ist immer der Ent- 
wurf der verbündeten Regierungen gemeint, nicht der preussische.) 
« aa. 21. 58—62. 64. d. E. 
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besondere auf dem Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten^ 
des Konsulatwesens, des Zoll- und Handelswesens, der Post 
und Telegraphie bewegen. Die andere Kategorie charakteri- 
sirte sich in eigenthümlicher Weise durch die unmittelbare 
Beziehung, in welcher die ihr angehörigen Befugnisse zum 
Bundesrathe und zu dessen Beschlüssen standen. Es sind 
dies insbesondere die Rechte der Berufung, Eröffnung, Ver- 
tagung und Schliessung des Bundesrathes, der üebermittelung 
der im Bundesrath beschlossenen Vorlagen an den Reichstag, 
der Ausfertigung und Verkündigung der Bundesgesetze. Bei 
ihnen ist im ursprünglichen Gedankengange des Entwurfes, 
in bewusster oder unbewusster Anlehnung an analoge Befug- 
nisse des „Bundespräsidium ^^^ des ehemaligen deutschen 
Bundestages, schwerlich an selbständige, vom Bundesrath 
materiell losgelöste Befugnisse gedacht worden. Es lag ihnen 
die Auffassung rein formeller Repräsentativrechte zu Grunde. 
Sie bildeten gleichsam nur eine Verlängerung des Präsidium 
des Bundesrathes, die Solennisirung der aus dem Bundes- 
rath spräsidium entspringenden Funktionen in den herge- 
brachten monarchischen Formen.^ 

War dies Alles die Grundanschauung der Bundesorgani- 



^ S. diese Bezeichnung z. B. im Bundesbeschluss vom 12. Juni 
1817, 34. Sitzung. § 227. 

' Es wird nicht zu viel gewagt sein, zu behaupten, dass die ur- 
sprüngliche Anlage des Bundespräsidium in seiner terminologischen 
Unterscheidung vom „preussischen König'' und vom „Bundesfeldherm'* 
gerade auf das Recht formeller Repräsentation in materieller Abhän- 
gigkeit vom Bundesrath ging, dass dies die Grundauffassung war, die 
dem lY., ex professo vom Bundespräsidium handelnden Abschnitt des 
Entwurfs zu Grunde lag. Freilich gingen die yölkerrechtlichen Prä- 
sidialbefugnisse — a. 11. — schon weit über die Repräsentatiybefug- 
nisse hinaus, welche der Bundesbeschluss vom 12. Juni 1817, die aus- 
wärtigen Verhältnisse des deutschen Bundes betreffend, dem öst- 
reichischen „Bundespräsidium'' einräumte. Aber, abgesehen hiervon, 
sind die selbständigen Yollziehungsrechte dem Bundespräsidium erst 
aus den Spezialbestimmungen der Abschnitte VI. VIII. X. er- 
wachsen. Unter gleichem Eindrucke steh Lab and mit seinen Be- 
merkungen Staatr. I, 207. 
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sation, welche die Verfassungsentwürfe aufstellten, so gab es 
selbstverständlich keinen Platz für einen Bundeskanzler als 
einen besondem Beamten des Bundes; er war und blieb aus- 
schliesslich preussischer Beamter; er präsidirte als preussischer 
Bevollmächtigter dem Bundesrathe genau in derselben Weise, 
in welcher seiner Zeit der östreichische Gesandte in Frank- 
furt der Präsident der deutschen Bundesversaminlung ge- 
wesen war. 

Es war bei dieser Gestaltung der Bundesverhältnisse nicht 
minder selbstverständlich, dass es eine Regelung der kon- 
stitutionellen Verantwortlichkeitsverhältnisse von Bundes wegen 
nicht gab und nicht geben konnte. Für die Beschlüsse des 
Bundesrathes, des einzigen nicht blos legislativen Organes des 
Bandes, stand eine Verantwortlichkeit nur in dem Sinne in 
Frage, dass die einzelnen Regierungen für die Instruirung 
ihrer Stimmen im Bundesrath nach Massgabe und auf dem 
Boden der partikulären Verfassungen einzustehen hatten. Aber 
auch eine Verantwortlichkeit für die Vollziehung, welche 
Preussen kraft seines hegemonischen Rechtes im Interesse des 
Bundes ausübte, konnte nur innerhalb Preussens nach den 
preussischen Grundsätzen der Ministerverantwortlichkeit ge- 
funden werden. 

In den allgemeinen Erörterungen des konstituirenden 
Reichstages über den Regierungsentwurf, sowohl in der Gene- 
raldebatte über die Vorlage im Ganzen (9., 11., 12. und 13. 
März 1867) als in der Generaldebatte über die Abschnitte 
III., IV., V. (23. März) ist der eigenthümliche Charakter der 
entworfenen Bundesverfassung mit voller Schärfe nicht hervor- 
getreten. Der Entwurf selbst gab dazu die Veranlassung. Die 
Künstlichkeit und Zwiespältigkeit der Konstruktion, die die 
politische Tbätigkeit des Bundes zwischen eigene Organe dieses 
Bundes und einen Einzelstaat vertheilte, musste das Ver- 
ständniss erschweren. Die Berufung Preussens zu einem 
,3undespräsidium", welches den Bund vertritt und in seinem 
Namen handelt, die Bestellung von „Bundesbeamten'S welche 
für den Bund zu vereidigen sind, die Einrichtung einheitlicher 
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Staatsverkehrsanstalten, die Bezeichnungen „Bundesmarine'S 
,3^iide8krieg8we8en", ,3unde8heer'S ,,Bundeskasse'S die 
Einsetzung von „B^i^deskonsulaten^S die alle, auch die preu- 
ssischen „Landeskonsulate" ersetzen sollten — das Alles ver- 
deckte nicht nur dem Wortlaute nach die beabsichtigte Or- 
ganisation, sondern es widersprach ihr zum Theil auch sachlich, 
wenigstens bei einer ungekünstelten Auslegung. Es war na- 
türlich, dass man diesen Bestimmungen überall, stillschweigend 
und ausdrücklich, die herkömmliche Auffassung des Bundes- 
staates unterschob, welche ein selbständiges Bundesorgan für 
die vollziehende Gewalt, neben dem wesentlich gesetzgebe- 
rischen Bundesrathe und über allen, auch dem preussischen 
Einzelstaate, voraussetzte und verlangte. 

Allerdings blieb man sich bewusst, dass es sich um ein 
ganz eigenthümliches Werk handele. Man fand, dass der 
Entwurf keinen Bundesstaat, keinen konstitutionellen Staat, 
keine monarchische Spitze nach der Schablone darstelle. Man 
lühmte in der Fremdartigkeit der Bestimmungen die eminent 
praktische Organisationskraft, die sich an kein wissenschaft- 
liches Schema und an kein historisches Beispiel bände. Der 
Reichstag verwarf alle Yerbesserungsanträge,^ welche darauf 
ausgingen, durch eine allgemeine Bestimmung das Dasein einer 
Bundesgewalt im ganzen Gebiete der Vollziehung festzustellen, 
obgleich mit vollem Rechte gesagt wurde,^ dass mit der Ver- 
werfung dieser Anträge die Ansicht bekundet werde: „dass die 
Krone Preussen als Bundesoberfeldherr oder in ihrer Eigen- 
schaft als Bundespräsidialmacht alles das, was ihr in dem 
Entwürfe beigelegt wird, nicht als Bundesgewalt, sondern 
lediglich als eine preussische Gewalt über den Bund aus- 
üben solle." Kurz, der Reichstag vermied und umging es, in 
allgemeinen Erörterungen und Beschlüssen eine Klarstellung 
und Schlichtung des Unterschiedes herbeizuführen, der zwei- 



* Die Anträge Zachariä, Drucks, d. konstitairenden R. Nr. 21, 2. 
Nr. 31, 64. AuBfeld Nr. 23. Nr. 111. Erxleben Nr. 30. 
' Zachariä, Sten. 6er., pag. 322. 
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fellos zwischen dem Charakter des Regierangsentwurfes und 
den bundesstaatlich-konstitutionellen Auffassungen bestand. 

Aber am letzten Ende musste der Reichstag doch auf den 
Punkt treffen, der Klarstellung und Entscheidung gebieterisch 
forderte. 

Es widerspricht schlechterdings der Natur jeder Volks- 
vertretung, sich in der Aufgabe einer Mitwirkung bei der 
Gesetzgebung zu isoliren. Das hat sie in keinör Phase ihrer 
historischen Entwickelung geduldet, weder in der ständischen 
Form, noch da, wo sie auf eine berathende Stimme zurück- 
geführt war. Sie muss nothwendig, in irgend welchem Um- 
fange, auf eine bestimmte Einwirkung auch auf die vollziehende 
Gewalt hindrängen. In schmälster Begrenzung wird sie eine 
Ueberwachung der Verfassungsmässigkeit und Gesetzmässigkeit 
der Vollziehung, damit aber zugleich eine Verantwortlichkeit 
der vollziehenden Organe ihr selber gegenüber beanspruchen, 
mag diese Verantwortlichkeit in festeren oder leiseren Formen, 
mit stärkeren oder schwächeren Mitteln geltend gemacht werden. 

Der Regierungsentwurf verurtheilte den Reichstag zu jener 
isolirten Stellung. Denn soweit die vollziehende Gewalt den Be» 
Schlüssen des Bundesrathes anheimgegeben war, trat der Reichs- 
tag einem seiner Natur nach unverantwortlichen Kollegium 
gegenüber, soweit die Vollziehung dem preussischen Staate 
zustand, blieb jener ohne jede Berührung mit den ausserhalb 
der Bundesorganisation stehenden Organen der Vollziehung. 

Gegen diese, im Entwürfe hervortretende ünverantwort- 
lichkeit richtete sich eine Reihe von Verbesserungsanträgen im 
konstituirenden Reichstage. 

Selbstverständlich war es, dass diejenigen Anträge, die 
weitab vom Entwürfe, eine selbständige vollziehende Gewalt 
des Bundes zu ausdrücklicher verfassungsmässiger Formulirung 
bringen wollten, wie die Anträge Ausfeld und Erxleben 
(Drucks. Nr. 23 u. 36), damit zugleich die Organisation eines 
verantwortlichen Bundesministerium verbanden. 

Viel näher dem Entwürfe, ja auf seinem Grund und Boden 
stehend, erschienen die Anträge Lasker und von Bennigsen, 
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die zuerst zu a. 12 und dann wiederholt zu a. 16 des Ent- 
wurfes eingebracht wurden.^ Sie knüpften an die Stellung 
des Bundeskanzlers an; sie forderten, der erste: „fiir einzelne 
Zweige der Verwaltung besondere Kommissarien, welche nach 
Massgabe des erhaltenen Auftrages deii Bundeskanzler ver- 
treten", der zweite: „Vorstände der einzelnen Verwaltimgs- 
zweige, welche nach dem Inhalte dieser Verfassung zur Kom- 
petenz des Präsidii gehören"; beide machten dann in ihren 
Verbesserungen zu a. 18 des Entwurfes wie den Reichskanzler 
an erster Steüe, so auch diese Kommissarien und Vorstände 
im konstitutionellen Sinne verantwortlich. Aber die Annahme, 
dass sich diese Anträge wenigstens noch auf dem Boden des 
Entwurfes bewegten, war ein Missverständniss. Denn beide 
setzten Das voraus, was sie freilich zur Gewinnung irgend 
welcher konstitutionellen Verantwortlichkeit voraussetzen muss- 
ten, nämlich dass ein ausserhalb des Bundesrathes stehendes 
und von der preussischen Staatsgewalt verschiedenes Organ 
der vollziehenden Gewalt des Bundes bestünde. 

und an diesem Punkte, in den Verhandlungen über diese 
beiden Anträge am 26. und 27. März 1867 ist denn die Klar- 
stellung der Grundanschauung erfolgt, welche der Regierungs- 
entwurf über die Organisation der Bundesgewalt hegte. An 
der Hand der Aeusserungen des „Präsidenten der Bundes- 
konmiissarien", des Grafen von Bismarck, präzisirt sie sich 
in den folgenden drei Sätzen: 

Selbständige, verantwortliche Organe des Bundes für die 
Vollziehung ausserhalb des Bundesrathes und seiner Aus- 
schüsse giebt es nicht und kann es ohne Verrückung der 
Grundlage des Entwurfes nicht geben.* 

Der Bundeskanzler ist lediglich preussischer, von Preussen 
instruirter Beamter, für dessen Verhalten das preussische 
Ministerium, an erster Stelle der preussische Minister des 
Auswärtigen verantwortlich ist.* 



* Drucks. Nr. 43 sub 72, Nr. 48 sub 79. » Sten. Ber. pag. 378. 
388. » Sten. Ber. pag. 376. 377. 393. 

Haenel, Stadien. U. 2 
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Der dritte Satz endlich: „dass" — soweit der Bundesrath 
mit seinen Beschlüssen in die Vollziehung kompetenzmässig 
nicht eingreift — „der preussische Minister überall die 
Ausführung treffen muss und dass nur unter seiner Verant- 
wortlichkeit und der Verantwortlichkeit der preussischen 
Regierung Verwaltungsmassregeln und Gesetze des Bundes 
wirksam werden können", also auch „dass die Verantwortlich- 
keit der preussischen Minister genau dieselbe bleibt, wie 
vorher." ^ 

Mit diesen prinzipiellen Grundlagen der entworfenen Bun- 
desverfassung — und als prinzipielle wurden sie vom Grafen 
von Bismarck ausdrücklich erklärt — waren allerdings die 
eingebrachten Verbesserungsanträge schlechterdings unverein- 
bar. Sie wurden von den verbündeten Regierungen nicht nur 
als unannehmbar, sondern als unmittelbare Gefahr für das 
Scheitern des ganzen Verfassungswerkes bezeichnet. Der kon- 
stituirende Reichstag fügte sich; sämmtliche Verbesserungs- 
anträge wurden abgelehnt, insbesondere der Antrag von Ben- 
nigsen mit der bei den schwankenden Parteiverhältnissen nicht 
unbedeutenden Majorität von 140 gegen 124 Stimmen. 

Es ist keine ungewöhnliche Erscheinung im parlamen- 
tarischen Leben, dass sich die Gegensätze der Parteien an 
einem bestimmten Punkte in prinzipiellen Auseinandersetzungen 
scheinbar unversöhnlich zuspitzen, dass die Majorität rück- 
sichtslos ihre Macht braucht iind doch die siegende Sache 
selbst in der Meinung der Majorität tief erschüttert ist; dann 
bietet sich ein anderer Punkt, an dem die soeben unterlegene 
Sache in etwas anderer abgeschwächter Form und unter Ver- 
meidung prinzipieller Feststellungen einen leichten Sieg ge- 



* Mit den zuerst hervorgehobenen Worten reproduzirt Lasker die 
Auffassung von Tielau's und Graf Bismarck erkennt diese Auffassung 
als die richtige an — Sten. Ber. pag. 391. 392. 393, vergl. noch pag. 
397 und die reproduzirende Aeusserung von SybeTs: „die preussische 
Ministerverantwortlichkeit — dauert dann fort, auch in Bezug auf alle 
diejenigen Amtshandlungen der preussischen Minister, welche in Bundes- 
angelegenheiten Yor sich gehen'' pag. 398. 
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winnt. So lagen die Dinge bei den Debatten über die Artikel 
12 und 16 des Entwurfes. Es hatte sich ergeben, dass der 
Versuch des Entwurfes, einen Theil der politischen Rechte 
des Bundes auf Bundesorgane und den andern Theil auf die 
Hegemonie Preussens in unvermittelter Gegenüberstellung zu 
übertragen, kaum irgendwo auch nur auf eine sichere Er- 
kenntniss gestossen war; es gab Momente, in denen beide 
Theile rundweg erklärten, sich schlechterdings nicht mehr zu 
verstehen; zweifellos aber war es, dass damit dem Reichstag 
eine SteUung angewiesen war, die für eine Volksvertretung, 
die aus allgemeinen direkten Wahlen hervorging, unmöglich 
und unhaltbar erschien. So geschah es, dass das, was bei 
Artikel 12 und 16 als prinzipiell unannehmbar zurückgewiesen 
worden war, in der entscheidenden Hauptsache, noch an dem 
nämlichen Tage (27. März) ohne Widerspruch der verbündeten 
Regierungen fast ohne jede Debatte und mit grosser Majorität 
des Hauses bei Artikel 18 des Entwurfes angenommen wurde. 

Der Artikel hatte im preussischen Entwürfe einfach ge- 
lautet: „Dem Präsidium steht die Ausfertigung und Verkün- 
digung der Bundesgesetze und die üeberwachung der Aus- 
fuhrung derselben zu." Dem hatten die verbündeten Regie- 
rungen den Satz beigefugt: ,J)ie hiernach von dem Präsidium 
ausgehenden Anordnungen werden im Namen des Bundes er- 
lassen und von dem Bundeskanzler mitunterzeichnet." Sicherlich 
war es bei dem Zusatz nicht die Meinung, dem Präsidium 
eine gesteigerte Machtbefugniss einzuräumen und den Bundes- 
kanzler zu einem selbständigen Bundesbeamten zu erheben. 
Vielmehr ging umgekehrt die Absicht dahin, diese unmittelbar 
an die Gesetzgebung geknüpften Befugnisse des Präsidium 
näher mit dem Bundesrath zu verbinden und dieselben, indem 
man die einschlagenden Anordnungen von dem Präsidenten 
des Bundesrathes — denn nur dieses war der Bundeskanzler — 
zeichnen liess, als eine Delegation des Bundesrathes, als Ausfluss 
der Stellung Preussens im Bundesrath erscheinen zu lassen. 

In vollen Gegensatz hierzu trat der Antrag von Ben- 

nigsen, der den Zusatz dahin abänderte: 

2* 
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,J)ie Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidiums 
werden im Namen des Bundes erlassen und bedürfen zur Gül- 
tigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers, welcher da- 
durch die Verantwortlichkeit übernimmt." 

Er bewirkte dem Zusammenhange seiner einzelnen Be- 
stimmungen und dem zweifellosen Sinne nach, wie er in den 
vorausgehenden Verhandlungen festgestellt war, ein Doppeltes. 

Nicht nur die unmittelbar an die gesetzgeberischen Be- 
schlüsse des Bundesrathes sich anknüpfenden Anordnungen, 
sondern sämmtliche Anordnungen und Verfügungen, welche 
sich im ganzen Umfange der Verfassung auf die Vollziehung 
von Bundes wegen gründeten, sollten „im Namen des Bundes" 
und von einem Präsidium erlassen werden, welches neben dem 
Bundesrath und unterschieden von der preussischen Staats- 
gewalt sich als Organ des Bundes als solchen darstellte. 

Sodann — der Bundeskanzler, indem ihm eine selb- 
ständige Verantwortlichkeit gegenüber Bundesrath und Reichs- 
tag aufgelegt wurde, gestaltete sich zu einem ausserhalb des 
Bundesrathes und ausserhalb der preussischen Beamtenhierarchie 
stehenden Beamten des Bundes als solchen, der der erste imd 
einzige Minister des Bundespräsidium, als Organes der voll- 
ziehenden Gewalt des Bundes war. 

Beides selbstverständlich, soweit die verfassungsmässigen 
Kompetenzen des Bundes reichten und dem Bundesrathe die 
Beschlussfassung nicht auch im Gebiete der Vollziehung vor- 
behalten war. 

Mit der Annahme des Antrages von Bennigsen wurde die 
prinzipielle Grundlage, auf welcher nach dem preussischen 
und dem von den verbündeten Regierungen vorgelegten Ver- 
fassungsentwurfe die Organisation des Bundes beruhte, nicht 
nur durchbrochen, sondern geradezu umgewandelt. Die hege- 
monischen Rechte Preussens in der beabsichtigten Form und 
abgesehen von der Bevorrechtung innerhalb des Bundesrathes, 
verschwanden. Die Vormachtstellung Preussens gewann die 
andere Gestaltung, dass die preussische Staatsgewalt in Per- 
sonalunion gesetzt wurde mit der dem Präsidium verfassungs- 
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massig übertragenen Bundesgewalt. Der Inhaber der preussi- 
schen Krone wurde zum Träger des hervorragendsten, vom 
Bundesrathe gesonderten Organes des Bundes. 

Auf dieser neuen Grundlage beruht die organisatorische 
Entwickelung des norddeutschen Bundes und des deutschen 
Reiches. Erst sie ermöglichte eine eigene und selbständige 
Verwaltung des Bundes in den verfassungsmässig bestimmten 
Gebieten. Nur sie konnte führen und führte zur Errich- 
tung des Bundeskanzleramtes durch den Präsidialerlass vom 
12. August 1867, das den Ausgangspunkt für die heutige 
reiche Entwickelung der obersten Reichsbehörden gebildet hat; 
zu der Unterstellung der Post- und Telegraphenverwaltung, 
der Heeresverwaltung und der Marine unter die verantwort- 
liche Leitung des Bundeskanzlers durch den Präsidialerlass 
vom 18. Dezember 1867 und nach der entscheidenden Er- 
klärung des Kanzlers vom 28. September 1867;^ zur Ueber- 
nahme der Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten auf 
den Bund seit dem Etat des Jahres 1870. Sodann hat die 
SchaiSung des deutschen Kaiserthums für das deutsche Reich 
den Unterschied der preussischen Staatsgewalt von der Orga- 
nisation der deutschen Bundesgewalt im Präsidium zu einem 
feierlichen Ausdruck gebracht und die Redaktion der Reichs- 
verfassung hat darnach die aus* den Verfassungsentwürfen 
herübergenommenen, missverständlichen Verschiedenheiten in 
der Bezeichnung des Bundesoberhauptes als Bundespräsidium, 
Bundesfeldherr und selbst als preussischen Oberbefehl (a. 53) 
beseitigt. Endlich hat das Gesetz über die Stellvertretung 
des Reichskanzlers vom 17. März 1878 zurückgegriffen auf 
jene Anträge im konstituirenden Reichstage, welche ein Bundes- 
ministerium oder doch eine Mehrzahl verantwortlicher Ressort- 
chefs forderten, damals aber auf den entschiedensten Widerstand 



^ Sten. Ber. pag. 139: „Ich gebe hiermit die von dem Herrn Vor- 
redner vermisste Erklärung ab, dass ich den Bandeskanzler aach für 
die Kriegs- und Marineverwaltung des Bandes dem Reichstage wie dem 
Bunde gegenüber für verantwortlich ansehe, solange die jetzige Bundes- 
verfassung besteht/' 
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stiessen. Allerdings hat das Gesetz die Reichsminister, ver- 
deckt unter dem Namen der Stellvertreter, weder der Zahl, 
noch der Kompetenz nach bestimmt, es hat sie vereinzelt 
nebeneinander hingestellt, jeden für sich nur in Verbindung 
mit dem Reichskanzler. Aber ihrer Gestaltung zu festen 
Aemtem und ihrem kollegialischen Zusammenschlüsse unter 
Wahrung der leitenden, die Einheit der politischen Gesichts- 
punkte verbürgenden Stellung des Reichskanzlers steht ein 
verfassungsmässiges Hindemiss nicht entgegen. Und so hat 
das Gesetz Zeugniss dafür abgelegt, dass der Errichtung eines 
Reichsministerium, auf dem Gebiete der kaiserlichen Gewalt 
und soweit dasselbe reicht, die prinzipiellen Grundlagen der 
Bundesorganisation keine Hindernisse bieten. Alle Behaup- 
tungen des Gegentheils stützen sich auf Anschauungen, die 
allerdings den Verfassungsentwürfen der verbündeten Regie- 
rungen zu Grunde lagen, die sich aber bereits seit dem Be- 
schlüsse des konstituirenden Reichstages vom 23. März 1867 
überlebt haben. 

Mit diesem, aber auch nur durch diesen Beschluss konnte 
die organisatorische Entwicklung des Bundes natürlich und 
folgerichtig den Gang nehmen, den sie genommen hat, ins- 
besondere ist durch ihn die Leichtigkeit geschaffen worden, 
mit der sich die Verfassung des norddeutschen Bundes zu der 
des deutschen Reiches erweitem liess. Zur Steuer der Wahr- 
heit gereicht es, dass das Verdienst hierfür, wenn es als 
solches geschätzt werden soll, nicht einer mystischen Organi- 
sationskraft, die sich in den Verfassungsentwürfen der ver- 
bündeten Regierungen enthüllte, sondern dem Reichstage mit 
jenem Beschlüsse gebührt, den er zwar nach harten Kämpfen, 
dann aber unscheinbar und ohne Geräusch gefasst hat. 

Es wird nicht behauptet werden, dass die voUe Tragweite 
des Beschlusses zu Artikel 18 des Entwurfes von irgend einer 
Seite seiner Zeit erkannt worden ist. Es ist nicht einmal ver- 
sucht worden, die Rückwirkung festzustellen, die derselbe 
nothwendig auf die andern, die Organisation des Bundes be* 
treffenden Bestimmungen der Verfassung ausüben musste. Es 



Die YerfaBsungsentwürfe und die Verfassungen. 23 

blieb die fundamentale Aenderung der Organisation auf den 
Ausdruck beschränkt, den sie in der isolirten Aenderung eines 
einzigen Yerfassungsartikcls gefunden hatte. Hierdurch, durch 
das unausgeglichene Verhältniss, in welchem der übrige Text 
des Entwurfes zu der festgestellten Verbesserung stehen blieb, 
ist es und musste es geschehen, nicht nur dass gewichtige 
Inkongruenzen, Verschiebungen, ja Widersprüche in den Be- 
stimmungen der Verfassung entstanden, sondern dass auch 
ünfertigkeiten in der Organisation des Reiches hervortraten, 
deren üeberwindung einer späteren Entwicklung vorbehalten 
blieb. Unter diesen Gesichtspunkten betrachten wir die Stel- 
lung des Reichskanzlers im Bundesrath, die Substitutions- 
befugniss desselben, das Verhältniss der vollziehenden Gewalt 
zur Gesetzgebung, das Verhältniss der Reichsgewalt zur preussi- 
sehen Staatsgewalt und — in etwas weiterem Abstand — die 
Entwicklung des Verordnungsrechtes in seiner Vertheilung 
zwischen dem Kaiser und dem Bundesrath. 



IL 
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Nach dem Entwürfe der norddeutschen Bundesverfassung 
sollte der Bundesrath ausschliesslich und allein aus Vertretern 
der Mitglieder des Bundes bestehen (a. 6) und die Mitglieder 
waren allein berechtigt, die Bevollmächtigten zum Bundesrath 
zu ernennen (a. 7); unter Mitgliedern des Bundes verstand 
man aber in diesem Zusammenhang nur die im a. 6 aufge- 
zählten Einzelstaaten. 

Mit diesen Bestimmungen stand a. 12 des Entwurfes: 
„Das Präsidium emehnt den Bundeskanzler, welcher im Bun- 
desrathe den Vorsitz führt und die Geschäfte leitet" in vollem 
Einklang. Denn das ernennende Präsidium war einfach der 
Einzelstaat Preussen und der Bundeskanzler der Vertreter, 
der Bevollmächtigte dieses Staates und kraft dessen Präsident 
des Bundesrathes. 

Durch die beschlossene Aenderung in der Organisation 
der Bundesgewalt gewann dies in der norddeutschen Bundes- 
verfassung und jetzt in der Reichsverfassung eine andere 
Gestalt. 

Nicht mehr das Präsidium Preussen, ein Mitglied des 
Bundes im Sinne des a. 6, sondern der Kaiser als solcher, 
ein ausserhalb dieser Mitgliedschaft imd ausserhalb des Bun- 
desrathes stehender Gewaltträger ernennt den Reichskanzler. 
Nicht mehr mit der Eigenschaft als preussischer, vom König von 
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Preussen ernannter Bevollmächtigter zum Bundesrathe, son- 
dern mit der Eigenschaft als kaiserlicher Beamter, als Reichs- 
kanzler ist nach dem klaren Wortlaut des a. 15 die Stellung 
des Vorsitzenden im Bundesrath verfassungsmässig verbunden.^ 



^ Auch La band, Staatsrecht I, 274 sagt: Die ReichsTerfassung 
„knüpft den Vorsitz im Bundesrathe nicht an die Eigenschaft, preussi- 
scher Bevollmächtigter zu sein, sondern an die Eigenschaft, Beichs- 
kanzler zu seines Auf der folgenden Seite aber beruft er sich auf das 
bayerische Schlussprotokoll vom 23. Nov. 70 Ziff. IX („Der kgl. preuss. 
Bevollmächtigte erkannte es als ein Recht der bayerischen Regierung 
an, dass ihr Vertreter im Falle der Verhinderung Preussens den Vor- 
sitz im Bundesrathe führe") und folgert daraus: „dass der Vorsitz im 
Bundesrathe nicht auf dem Amte des Reichskanzlers ruht, sondern ein 
Recht „Preussens" ist, sowie das Vicepräsidium ein Recht Bayerns i8t*^ 
Allein dies ist, wenn nicht geradezu falsch, doch missverständlich. Das 
Schlussprotokoll bezieht sich lediglich auf die Substitutionsbefugniss des 
Reichskanzlers. Hält man dies fest, so ergiebt sich folgender Sachver- 
halt. Der Vorsitz im Bundesrath ist verfassungsmässig ein Recht des 
Reichskanzlers neben seiner Leitung der Reichsgeschäfte; das Recht 
der Ernennung zu diesem Vorsitze steht mit der Ernennung zum Reichs- 
kanzler dem Kaiser zu. Im Rechte des Vorsitzes ist verfassungsmässig 
das Recht der Substitutionsbefugniss, d. h. der Ernennung eines Vice- 
präsidenten, beliebig aus sämmtlichen Bevollmächtigten des Bundesrath?, 
enthalten. Durch das Schlussprotokoll hat dies die Beschränkung er- 
fahren, dass, wenn der Reichskanzler nicht einen Bevollmächtigten 
Preussens zum Vicepräsidium beruft, Bayern damit betraut werden muss. 
Damit ist nicht „Preussen" ein Recht auf das Präsidium, auf den 
Vorsitz in diesem Sinne zugesprochen, sondern nur ein Vorzugsrecht 
seiner Bevollmächtigten bei Bestellung eines Vicepräsidium vor 
Bayern, wie diesem vor den übrigen Staaten. Allerdings ist die Fassung 
des Schlussprotokolls zweideutig; dem Wortlaute nach könnte es nicht 
nur eine Regelung der Substitutionsbefugniss des Reichskanzlers, eine 
Zusage für die Ausübung desselben, sondern die Feststellung eines 
davon unabhängigen selbständigen Rechtes Bayerns auf das Vicepräsi- 
dium beabsichtigen. Allein wäre letzteres der Fall, so hätte eine Modi- 
fikation der Verfassung stattgefunden, die nicht in das Schlussprotokoll, 
sondern in den Text des Verfassungsvertrages hätte aufgenommen werden 
müssen, ebenso wie z. B. die Rechte Bayerns in den Bundesrathsaus- 
schüssen. Dass der kgl. preussische Gesandte die Zusicherung er- 
theilt, ist irrelevant, denn er spricht nach dem Eingange des Protokolls 
überall nur „Namens des norddeutschen Bundes". 
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Damit ist in der Fassung eine gewisse Inkongruenz zwi- 
sehen den Yerfassungsartikeln 6 und 7 einerseits und a. 15 an- 
dererseits und in der Sache eine Verschiebung in der ursprüng- 
lichen Anlage des Bundesrathes eingetreten. Denn mit dem 
Reichskanzler als Präsidenten sitzt Jemand im Bundesrath, 
der nicht von einem Einzelstaate ernannt und als solcher 
nicht BevoUmächtigter eines Einzelstaates ist. 

Gerade an den letzten Punkt hat sich der Zweifel ge- 
knüpft, der nach dem Verfassungsentwurf gar nicht erhoben 
werden konnte, ob der Reichskanzler, der es als solcher nicht 
ist, doch zugleich Bundesrathsbevollmächtigter eines einzel- 
nen Staates und zwar Preussens sein müsse. Bekanntlich hat 
dies der Reichskanzler geleugnet^ und auch in der Literatur 
ist diese Ansicht vertreten.* 

Für das Gegentheil, für die Noth wendigkeit, dass der 
Reichskanzler zugleich Bundesrathsbevollmächtigter sei, hat 
man sich auf a. 15 d. V. und insbesondere auf dessen zweiten 
Absatz berufen, wonach der Reichskanzler sich „durch jedes 
andere Mitglied des Bundesrathes" vertreten lassen kann; er 
selbst ist also als ein Mitglied vorausgesetzt, Mitglieder aber 
können nach a. 6 nur Vertreter der Einzelstaaten sein. Allein 
vollkommen entscheidend ist dies nicht. Denn a. 15 enthält 
auf jeden Fall zusätzliche Bestimmungen zu den Vorschriften 
der Artikel 6 und 7 über die Organisation des Bundesrathes 
und es wäre nicht schlechterdings ausgeschlossen, dass der 
a. 15 den Reichskanzler nur insofern als ein Mitglied des 
Bundesrathes neben anderen erscheinen lässt, als er den Vor- 



* Sten. Ber. d. Reichst. 13. März 1877 pag. 127: „Der Herr Vor- 
redner meinte, es sei unter anderem nicht möglich, dass der Reichs- 
kanzler nicht zugleich die preussische Stimme führe. Ich halte das 
doch für möglich — ich halte es nicht für nützlich ; der Reichskanzler 
braucht nach der Verfassung, wie ich glaube, gar nicht Mitglied des 
Bundesraths zu sein. Nach der Verfassung führt er den Vorsitz in 
demselben und insoweit ein Vorsitz ohne MitgUedschaft denkbar ist, 
wäre es auch mögUch, dass er nicht Mitglied wäre/' 

' Thudlchum, Verfassungsrecht pag. 130. 
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sitz führt, während die Artikel 6 und 7 nur die stimmbe- 
rechtigten Mitglieder, das beschliessende Gremium be- 
träfen, abgesehen von den Bestimmungen über den Vorsitz. 
Aber trotz der Unzulänglichkeit der Argumentation bleibt die 
dadurch vertretene Auffassung die richtige. Nur findet sie 
ihren entscheidenden Stützpunkt nicht hier, sondern in der 
verfassungsmässigen Bezeichnung und Anerkennung der „Prä- 
sidialstimme.'^ 

In dem Entwürfe der Verfassung wurde die Stimme 
Preussens vollkommen zutreffend Präsidialstinmie genannt und 
zwar nicht darum, weil Preussen als Bundes-Präsidium eine 
vollziehende Gewalt für den Bund ausübte, sondern weil es 
die Stimme desjenigen Staates war, dem das Bundesraths- 
präsidium zustand, dessen Bevollmächtigter Vorsitzender des 
Bundesrathes war. Dass dies letztere der Grund war, geht 
aus der- ersten^ und massgebenden Stelle hervor, an welcher 
der Entwurf von einer Präsidialstinmie im a. 7 sprach: „Bei 
Stimmengleichheit giebt die Präsidialstimme den Ausschlag.'^ 
Denn es ist hier, wie gemeinhin in der Verfassimg aller 
Kollegien, der Ausschlag bei Stimmengleichheit dem Leiter 
der Verhandlungen gegeben, eben weil er dieses ist. 

Aber auch dies hat die beschlossene Verfassung gegen- 
über dem Entwürfe geändert und verschoben. Präsident des 
Bundesrathes ist nicht mehr ein preussischer Bevollmächtigter 
als solcher, sondern der Reichskanzler, ein kaiserlicher Be- 
amter. Dagegen ist die Stimme, welche in den durch die 
Verfassung vorgesehenen Fällen den Ausschlag im Bundes- 
rathe giebt, nicht zu einer kaiserlichen, nicht zu einer ,JPrä- 
sidialstimme*' in diesem Sinne geworden; sie ist zweifellos die 
Stimme Preussens, als Einzelstaates geblieben. Wenn nun trotz 
dieser wesentlichen Aendenmg doch der preussischen Stimme 
weiterhin die Bezeichnung und Eigenschaft einer „Präsidial- 
stimme," „Stimme des Präsidium" durch die Verfassung bei- 



^ Die frühere Erwähnung im a. 5 beruht auf einem Beschluss des 
Eeichstages. 
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gelegt wird, so kann, wenn man nicht ein sacli- und sinn-* 
widriges Ueberbleibsel aus dem Verfassungsentwurf annehmen, 
will, hierin nur die verfassungsmässige Voraussetzung gefunden 
werden, dass das Präsidium des Bundesrathes in irgend welcher 
organischen Verbindung mit der Führung der ausschlaggeben- 
den, also der preussischen Stimme stehe. Diese Verbindung 
kann aber nur durch die Annahme des verfassungsmässigen 
Satzes herbeigeführt werden, dass der Reichskanzler, der Prä- 
sident des Bundesrathes zugleich preussischer Bevollmächtigter 
und als solcher stimmberechtigtes Mitglied des Bundesrathes 
sein müsse. „Präsidialstimme" ist die preussische Stimme, 
weil der sie führende preussische Bevollmächtigte verfassungs- 
mässig zugleich der Präsident des Bundesrathes ist. 

Damit ergiebt sich eine eigenthümlich komplizirte Stel- 
lung des Reichskanzlers. Er stellt kraft der Verfassung eine 
dreifache Person dar, als erster Reichsbeamter, als Präsident 
des Bundesrathes, als Bevollmächtigter Preussens. Es ergiebt 
sich damit die sonderbare Figur, dass der Kaiser, indem er 
den Reichskanzler ernennt, damit zugleich die Person bezeich- 
net, welche eine Vollmacht Preussens im Bundesrath trägt 
und dass der König von Preussen als solcher nicht in der 
Lage ist, dieser Person die Vollmacht vorzuenthalten, so lange 
der Kaiser sie nicht ihres Amtes als Reichskanzler entkleidet. 
Doch diese Sonderbarkeit entspringt nur einer formalistischen 
Betrachtung. Sie ist der vollkommen zutreffende Ausdruck 
für die politische Nöthigung, dass, wie der deutsche Kaiser 
und der König von Preussen in verfassungsmässiger Per- 
sonalunion stehn, so auch der oberste Reichsbeamte, der 
Reichskanzler und Bundesrathspräsident, in organische Ver- 
bindung mit der preussischen Vollmacht im Bundesrath ge- 
bracht werde. 

Mit dem gewonnenen Resultat verschwindet auch in einem 
gewissen Masse der Widerspruch, der zwischen den Verfassungs- 
artikeln 6, 7 und 15 besteht. Denn wenn der Präsident des 
Bundesrathes auch nicht als solcher, so ist er doch verfassungs- 
mässig zugleich Bevollmächtigter eines Einzelstaates. Und 
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wenn auch die Ernennung zum Reichskanzler durch den Kaiser 
die Ernennung zum Präsidenten des Bundesrathes in sich 
schiiesst, so wird dieser doch zugleich — freiKch kraft ver- 
fassungsmässiger Pflicht — vom König von Preussen zum Be- 
volhnächtigten Preussens ernannt.^ 

Immerhin bleibt die Ernennung des Präsidenten des 
Bundesrathes eine besondere Einwirkung des Kaisers als 
solchen auf die Zusammensetzung des Bundesrathes, die ein 
neues Element bildet im Vergleich zu dem Verfassungsentwurf, 
der dasselbe in seiner Fassung der Artikel 6 und 7 nicht vor 
Augen hatte. Uebrigens findet eine solche, bei der bestehenden 
Organisation des Bundesrathes immerhin ausserordentliche 
Einwirkung auch statt, insofern der Kaiser die Mitglieder 
des Ausschusses für das Landheer und die Festungen — mit 



*) Die Beziehung der „Präsidialstimme" — aa. 5. 7. 37. — auf das 
Präsidium nicht des Bundes, sondern des Bundesrathes geht aus der 
Reichsverfassung mit doppelter Deutlichkeit hervor. Hätte die Bezie- 
hung auf das Bundespräsidium Platz greifen sollen, so müsste nach 
der Terminologie der Reichsverfassung die Präsidialstimme eine „kaiser- 
liche" sein. Denn diese hat das Wort Präsidium, wo es Bundes- 
präsidium ist, überall durch „Kaiser", „kaiserlich" ersetzt und dasselbe 
ganz richtig nur in den aa. 7 und 8 beibehalten, wo es sich um das 
Bundesraths Präsidium handelt. Und zwar ist dies auch im Art. 8 
der Fall: „In jedem dieser Anschüsse werden ausser dem Präsidium 
mindestens vier Bundesstaaten vertreten seiü". Denn die Absicht dieses 
Satzes ist es in erster Linie auszusprechen, dass das Bundesraths- 
präsidium seine Verlängerung in den Bundesrathsausschüssen — selbst- 
verständlich mit Vorbehalt der besonderen Bestimmungen über den 
Ausschuss für die auswärtigen Angelegenheiten — findet; das Präsidium 
des Bundesraths gewährt zugleich das Präsidium in den Ausschüssen. 
Dies erkennt auch die Geschäftsordnung des Bundesrathes — IV. § 19 — 
ausdrücklich an. Salopp ist es nur, wenn damit der Schein einer Ver- 
tretung des Präsidiums als solchen erweckt wird, oder wenn die Ge- 
schäftsordnung des Bundesrathes gar von einem „Bevollmächtigten des 
Präsidiums" spricht. Vertreten, bevollmächtigend ist immer nur Preussen, 
nur dass dessen Vertretung, Bevollmächtigter mit dem Präsidium des 
Bundesrathes verknüpft ist. — Unrichtig nach Obigem ist die Behaup- 
tung Laband's, Staatsrecht I, 209, dass in der Reichsverfassung beide 
Ausdrücke, Präsidium und Kaiser, dasselbe bedeuten. 
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Ausnahme des bayrischen Sitzes — und für das Seewesen 
ernennt, während dies nach dem Entwürfe der mit Preussen 
identische Bundesfeldherr that.^ 



^ Kichtig ist die Bemerkong Laband^s Staatsr. 1, 284, dass nach dem 
strengen Wortlaut des a. 8 die Wahl und Ernennung der Mitglieder der 
Ausschüsse sich auf die Personen der BeTollmächtigten beziehen müsste, 
während die Geschäftsordnung des Bundesrathes (lY. § 18) Wahl und 
Ernennung auf die Einzelstaaten richtet, welche alsdann die Mitglieder 
bez. die Stellvertreter des Ausschusses aus ihren Bevollmächtigten oder 
den für die letztern ernannten Stellvertretern ernennen. Zur Noth kann 
man freilich die „Mitglieder der Ausschüsse** übersetzen mit diejenigen 
„Mitglieder des Bundes", welche zu Mitgliedern der Ausschüsse erw&hlt 
oder ernannt sind. Sicher ist es, dass die Annahme einer solchen der 
Reichsverfassung überall nicht fremden Undeutlichkeit der Kedewendung 
sachlich gerechtfertigt ist; denn jedes persönliche Mandat würde 
doch in seiner Dauer von dem Belieben des berufenden und abberu- 
fenden Einzelstaates abhängen und es hat keinen Werth, da die Be- 
vollmächtigten auch in ihrer Eigenschaft als Ausschussmitglieder von | 
den Instruktionen ihrer Regierung abhängen. 



1 



m. 



Die Substitutionsbefugniss des Reichskanzlers. 



Mit a. 12: „Das Präsidium emennt den Bundeskanzler, 
welcher im Bundesrathe den Vorsitz führt imd die Geschäfte 
leitet" umschrieb der Verfassungsentwurf die gesammte Stel- 
lung des Bundeskanzlers. Alle Funktionen desselben waren 
nach der prinzipiellen Organisation des Entwurfes durch das 
Präsidium im Bundesrathe erschöpft. Auch der Zusatz der 
verbündeten Regierungen zum a. 19 des preussischen 
Entwurfes, der die behufs Ausfertigung, Verkündigung und 
Ausfuhrungsüberwachung der Bimdesgesetze ergehenden An- 
ordnungen des Präsidium der Mitunterzeichnung des Bundes- 
kanzlers unterwarf, hatte nur den Sinn, den Präsidenten des 
Bundesrathes als solchen zu der dem preussischen Staate als 
Präsidium des Bundes zustehenden vollziehenden Gewalt in 
nähere Beziehung zu setzen. 

Das Präsidium des Bundesrathes war und ist heute keine 
Funktion und kein Recht damals Preussens und jetzt des 
Kaisers, obgleich damals jenes und jetzt dieser den Präsi- 
denten ernennt. Es hat eine selbständige Bedeutung im 
Dienste des BundesrathkoUegium. Es gewährt dem Bundes- 
rathe die Möglichkeit geordneten Funktionirens, eine Mög- 
lichkeit, die bedingt ist durch die von einem Mittelpunkte 
ausgehende Ansetzung, Eröffnung und Schliessung der Sitzungen, 
Leitung der Verhandlungen, Sammlung der Stimmen, Ver- 
tretung nach aussen, wie dies und anderes bei allen Kollegien 
stattfindet. In allen seinen Funktionen ist der Präsident nur 
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Organ des Bundesrathes. Ihm dient ausschliesslich zur Richt- 
schnur seines Handelns die Geschäftsordnung, die, soweit sie 
nicht verfassungsmässig festgestellt ist, der Bundesrath sich 
seiher gieht. Mag die Ernennung als ein Ehrenrecht des 
dazu Berechtigten sich darstellen, mögen Vorsitz und Geschäfts- 
leitung thatsächlich einen politisch nicht unbedeutenden Ein- 
fluss gewähren, es bleibt die Aufgabe des Präsidenten als 
solchen, nicht etwa den Willen und das Recht eines Dritten 
gegenüber dem Kollegium zu vertreten, sondern dem Willen 
und dem Rechte des Bundesrathes den richtigen Ausdruck zu 
verschaffen. 

Mit dieser selbständigen Stellung des Präsidenten, als 
Organes des Bundesrathes, stand es im Einklang, wenn der 
a. 16 des Entwurfes bestimmte: „Der Bundeskanzler kann 
sich in Leitung der Geschäfte durch jedes andere Mitglied 
des Bundesrathes vermöge schriftlicher Substitution vertreten 
lassen." Denn hiermit war nur die Sorge fiir seine Vertre- 
tung als von dem Emennungsrecht unabhängiges Recht und 
Pflicht des Präsidenten, als ein Bestandtheil seiner Präsidial- 
befugniss erklärt, und es war selbstverständlich, dass er seine 
Vertretung nur innerhalb des Bundesrathes in einem andern 
Bevollmächtigten suchen durfte. 

Aber auch hier wurde eine Störung der ursprünglichen 
Uebereinstimmung durch den Beschluss zu a. 18 (jetzt 17) 
bewirkt, welcher die Doppelstellung des Bundeskanzlers als 
Präsidenten des Bundesrathes, was er allein nach dem Ent- 
würfe war, und als leitenden Ministers des Präsidiums herbei- 
führte. Diese Doppelstellung gewann — freilich nur kraft einer 
Rückwirkung jenes Beschlusses zu a. 18, nicht der anfäng- 
lichen Absicht nach — einen Ausdruck auch in dem vorher- 
gehenden a. 16 (jetzt 15), den der Reichstag an Stelle des 
verworfenen a. 12 des Entwurfes beschlossen hat Wenn es 
daselbst heisst: „Der Vorsitz im Bundesrath und die Leitung 
der Geschäfte steht dem Bundeskanzler zu, welcher vom Prä- 
sidium zu ernennen ist'S so tritt gegen den Sinn und den 
Wortlaut des a. 12 des Entwurfes eine Scheidung hervor 
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zwischen dem „Vorsitz im Bundesrath'^ und der jjjeitung 
der Geschäfte^S welche letztere ausserhalb einer Beziehung auf 
den Buudesrath stehn und mithin auch Geschäfte des Bundes* 
kanzlers ausserhalb des Bundesrathes, in seiner Stellung als 
leitenden Ministers umfassen kann. Trotz dieser Scheidung 
fuhr der a. 16 (jetzt 15) fort: ,J)erselbe" (der Bundeskanzler) 
„kann sich durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes ver- 
möge schriftlicher Substitution vertreten lassen.^' Und nun- 
mehr war der Deutung Raum gegeben, dass sich die Sub- 
stitutionsbefugniss des Reichskanzlers nicht nur beziehe auf 
seine Befugnisse als des Präsidenten des Bundesrathes, sondern 
auch auf den gesammten Geschäftskreis, der ihm als leitender 
Minister zusteht. 

Eine solche erweiterte Substitutionsbefugniss, wie sie 
nach der Veränderung des a. 18 (jetzt 17) aus a. 16 (jetzt 15) 
gedeutet werden konnte, trat freilich mit der Absicht und dem 
Sinne, mit dem ganzen politischen Gehalte eben dieses Ar- 
tikels 18 in seiner neuen Gestalt in entschiedenen Widerspruch. 

Ein innerer Widerspruch war es, dass der Kaiser, dessen 
verantwortlicher Berather und oberster Beamter der Reichs- 
kanzler war, dessen Staatsakte nur durch Gegenzeichnung 
desselben Rechtsgültigkeit empfingen, den Vertreter des Reichs- 
kanzlers auch in diesen Funktionen nicht selbst ernennen 
durfte. Mochte es Takt und Etikette erheischen, dass eine 
solche Substitution nur im Einvernehmen mit dem Kaiser ge- 
schah, sie erfolgte kraft eigenen verfassungsmässigen Rechtes 
des Reichskanzlers, nicht kraft kaiserlichen Rechtes. 

Ein Widerspruch war es, dass die Substitution zur Wahr- 
nehmung kaiserlicher Rechte an irgend einen Bevollmächtigten 
des Bundesrathes erfolgen konnte, dessen Instruktion ausser 
jedem Zusammenhang mit der Person des Kaisers stand, ja 
dessen Vollmacht und damit auch fernere Wahrnehmung der 
Substitution von dem Belieben einer dritten Regierung abhing. 

Es widersprach endlich die Substitution in solchem Um- 
fange der Absicht, welche grundsätzlich der beschlossenen 
Aenderung des a. 18 (jetzt 17) zu Grunde lag. Denn sie 

Haenel Stadien. U. 3 
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sollte eine volle konstitutionelle Verantwortlichkeit für die 
Wahrnehmung der kaiserlichen Vollziehung gegenüber Bundes» 
rath und Reichstag herbeiführen. Nach allgemeinen, durch 
die Verfassung für diesen Fall nicht abgeänderten Grundsätzen 
ist aber der Substituent nur für die richtige Auswahl des 
Substituten und für die Geltendmachung etwaiger Ansprüche 
gegen denselben yerantwortlich, nicht aber für die Geschäfts- 
führung selbst und wiederum der Substitut steht nur in einem 
Verantwortlichkeitsverhältniss zu seinem Substituenten, nicht 
zu Dritten, denen dieser letztere verantwortlich ist. Mit einer 
solchen Substitutionsbefugniss war mithin ein wesentlicher 
Abbruch der direkten Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
verbunden. 

Diese Bedenken waren es, die, nachdem die Vertretung 
des Reichskanzlers durch den Staatsminister Delbrück im 
Jahre 1872^ unbeanstandet geblieben war, zur Kontestation 
gelangten, als durch Schreiben vom 11. April 1877 die Ver- 
tretung des Reichskanzlers durch den Präsidenten des Reichs- 
kanzleramtes Hofmann und durch den Staatssekretär von Bülow 
dem Reichstage angezeigt wurde. ^ Sie bewirkten die Erklärung 
der Reichsregierung, dass von dieser Stellvertretung die Gegen- 
zeichnung kaiserlicher Akte und das Verantwortlichkeitsver- 
hältniss des Reichskanzlers insbesondere zum Reichstag nicht 
berührt werde. 

Die Unzulänglichkeit des Auskunftsmittels, welches in der 
letzten Erklärung lag, der entschiedene Widerspruch, auf den 
die Ausdehnung der Substitutionsbefugniss des a. 15 auf die 
Funktionen des Reichskanzlers als solchen stiess, haben alsdann 
zu dem Gesetz vom 17. März 1878 über die Stellvertretung 
des Reichskanzlers geführt. Sein Ziel ist es, die Stellvertretung 
des Reichskanzlers in seiner Eigenschaft als obersten verant- 
wortlichen Reichsministers grundsätzlich, nach Zulässigkeit^ 
Art und Wirkung, zu regeln. Es ist eine vollkommene Ver- 



^ Schreiben vom 22. Mai 1872 an den Reichstag. Sten. Ber. pag. 
453. * Sten. Ber. 1877, pag. 417 flf. 
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kennung der ganzen historischen Entwickeluug, der politischen 
Bedeutung und Absicht des Gesetzes, wenn man annimmt, 
dass neben dem Gesetze über die Stellvertretung, auch noch 
die Substitutionsbefugniss aus a. 15 der Verfassung für den 
ministeriellen Geschäftskreis des Reichskanzlers Anwendung 
finden könne. ^ Dem a, 15 ist vielmehr durch jenes Gesetz 
die Bedeutimg definitiv zuerkannt, die er ursprünglich zwei- 
fellos allein besass und die er nach einer wohl begründeten 
Meinung niemals verloren hat, wenn sie auch durch den Be- 
schluss zu a. 18 verdunkelt wurde. Er bezieht sich ausschliess- 
lich und allein auf die Substitution des Reichskanzlers im 
Präsidium des Bundesrathes. 



* Vergl. die beiden Aufsätze von M. Joel, Hirth's Annalen, 1878, 
pag. 402 £f. und 761 ff. Der erste übersieht den Kernpunkt der histo- 
rischen Entwickeluug, die in der grundsätzlichen Aenderung der Orga- 
nisation des Verfassungsentwurfes durch den Beschluss des Beichstages 
zu a. 18 (17) liegt; der zweite kann sich für die behauptete Fortdauer 
der Substitutionsbefugniss nur ganz missverständlich auf die Aeusserung 
des bayrischen Bevollmächtigten — Sten. Ber. 1878, pag. 420 — be- 
ziehen. Deutlicher noch, als aus den Motiven zum Gesetzentwurf, geht 
die Absicht, gerade den Streit aus a. 15 durch das Gesetz zu besei- 
tigen, aus den Aeusserungen des Beichskanzlers pag. 343 hervor. 



S* 



IV. 



Gesetzgebung und vollziehende Gewalt. 



Seit Montesquieu's Zeiten ist es zum unbestreitbaren (re- 
meingut geworden, dass die organische Gliederung der Staats- 
gewalt, die Vertheilung der politischen Funktionen auf ver- 
schiedene Organe nach Yerfassungsmässig und gesetzlich festen 
Kompetenzen, die Grundbedingung aller politischen Freiheit, 
oder wie man bescheidener, doch nicht minder bedeutsam 
sagen kann, die Voraussetzung alles Staatsrechtes sei. Nur 
die andere Seite dieser Voraussetzung, die freilich die negative 
Fassung Montesquieu's leicht verdeckt, ist die Anforderung, 
dass die unterschiedenen Organe der Staatsgewalt in ein Ver- 
hältniss zu einander gesetzt seien, welches in geordneter 
wechselseitiger Beeinflussung das einheitliche Zusammenwirken 
für die politischen Aufgaben ermöglicht und verbürgt. 

Unter diesen Gesichtspunkten messen wir theoretisch iind 
praktisch den Werth der Organisation eines Staates. Die 
Messung ist eine schwierige Aufgabe schon im einfachen Staate 
mit dem vielfach verschlungenen Räderwerk, das die moderne 
Entwickelung imd insbesondere das repräsentative System ge- 
schaffen hat. Sie komplizirt sich im Bundesstaate und ge- 
winnt eine weitere Komplikation im deutschen Bundesstaate, 
welcher der besonderen Vormachtstellung Preussens Rechnung 
tragen soll 

Wir beschränken uns hier, bei der historischen Entwicke- 
lung deutscher Verfassungsbestimmungen, auf eine Betrachtung 
des Verhältnisses, in welchem das Organ der vollziehenden 
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Gewalt zu den gesetzgebenden Körperschaften steht. Selbst 
hiervon scheiden wir die Seite ans, welche die Beeinflussung 
und die hierauf zielenden Befugnisse der gesetzgebenden Körper- 
scliaften gegenüber der vollziehenden Gewalt befasst. Es han- 
delt sich für uns nur um die Einwirkung, die dem Organe 
der vollziehenden Gewalt auf die gesetzgebenden Körper- 
schaften zusteht und um das organische Verhältniss, welches 
hierdurch entsteht. Jene Befugnisse kommen also wesentlich 
in Betracht, welche das konstitutionelle System in ihren Haupt- 
erscheinungen als Prärogative der Krone S Initiative und Veto 
bezeichnet. Und wiederum hierbei liegt uns die Entscheidung 
ferne, ob diese Befugnisse stark genug sind, um ihrem Inhaber 
zugleich die Innehabung der gesetzgebenden Gewalt oder doch 
eine Betheiligung daran zu verschaffen oder ob sie nur einen 
irgendwie gearteten Einfluss der Vollziehung auf die Gesetz- 
gebung darstellen. — 

In dem Entwürfe der norddeutschen Verfassung war in 
einfacher, aber zureichender Weise dafür Sorge getragen, dass 
der preussische Staat, als Inhaber der im Präsidium des Bun- 
des enthaltenen vollziehenden Gewalt, einen massgebenden und 
vielfach ausschlaggebenden Einfluss auf den Gang der eigent- 
lichen Gesetzgebung und weiter auf das ganze der Beschluss- 
fassung des Bundesrathes unterliegende Gebiet besass. Es war 
dies im Wesentlichen nach der ganzen Anlage der Organisa- 
tion vermittelt durch die besondere Stellung Preussens inner- 
halb des Bundesrathes. 

Innerhalb des Bundesrathes entwickelte sich der that- 
sächliche Einfluss, den das Ehrenrecht des Vorsitzes und« der 
Geschäftsleitung mit sich brachte. Das Gewicht der 17 Stim- 
men verschaffte mehr als ein Drittel der Gesammtzahl der 
Stimmen. Es gab der vollen Initiative* Preussens, die es for- 

' Wir bezeichnen damit die Rechte, welche dem Inhaber der 
vollziehenden Gewalt auf die Eonstituirung der gesetzgebenden Körper- 
schaften zustehen. 

* Mit Initiative bezeichnen wir im weiteren Sinne das Becht der 
Einbringung eines Gesetzentwurfes, also einschliesslich der Einbringung 
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mell allerdings mit jedem anderen Staate theilte, den beson- 
deren Nachdruck. Es bewirkte, dass Preussen ohne Weiteres 
ein Veto gegen alle Verfassungsänderungen zustand und dies 
Veto wurde durch besondere Bestimmung auf alle Beschlüsse 
des Bundesrathes über das Zollwesen und die Verbrauchs- 
abgaben, sowie — nach der Verbesserung des Reichstages — 
auf die Gesetzgebung über das Militärwesen und die Kriegs- 
marine ausgedehnt. 

Auf der anderen Seite waren die Befugnisse, die man 
als Prärogative der Krone bezeichnen könnte, nur schwach 
ausgebildet. 

Gegenüber dem Bundesrathe hatte das preussische Prä- 
sidium allerdings das Becht der Berufung und Eröffiiung, der 
Vertagung und Schliessung. Da aber die Berufung des Bundes- 
rathes erfolgen musste, sobald sie von einem Drittel der 
Stimmenzahl verlangt wurde (a. 15), damit aber auch die 
Vertagung imd Schliessung gegen den Widerspruch im Bundes- 
rathe nicht erfolgen konnte, so stellten sich diese Befugnisse 
nur als Ausflüsse der formellen Geschäftsleitung dar. Sie ge- 
hörten der formellen Solennisirung nach wohl dem preussi- 
schen Präsidium des Bundes, ihrem Gehalte nach eher dem 
Präsidium des Bundesrathes an. 

Gegenüber dem Reichstag war dem preussischen Präsi- 
dium ebenfalls Berufung und Vertagung, Eröffnung und 
Schliessung zugeschrieben. Aber auch hier fehlte ihm das 
wichtigste und eingreifendste Recht. Die Auflösung des Reichs- 
tages konnte nur durch Beschluss des Bundesrathes erfolgen; 
doch war wenigstens die Zustimmung des Präsidiums erforder- 
lich oder deutlicher — denn nur dies besagte nach der Or- 
ganisation des Entwurfes die einschlagende Bestimmung des 
a. 24 — die Stimme Preussens musste sich bei dem Auf- 
lösungsbeschluss in der Majorität befinden. 



desselben durch ein Mitglied bei einer gesetzgebenden Körperschaft, 
als des ersten rechtlich relevanten Momentes im Entstehungsprozess 
des Gesetzes. 
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Insbesondere stand das preussische Präsidium ausser di- 
rekter Beziehung zum Reichstage. Ihm gegenüber hatte das- 
selbe, wie keine Sanktion oder Veto, so auch — mit einziger 
Ausnahme der Vorlage der Rechnungen nach a. 67 d. E.^ — 
keine Initiative. Wie über alle Beschlüsse des Reichstages 
nur der Bundesrath befand, so beruhten alle Vorlagen an den 
B.eichstag auf Beschlüssen des Bundesrathes; sie konnten nur 
von Mitgliedern oder Kommissarien eben desselben vertreten 
werden. Die Einbringung der Vorlagen beim Reichstage durch 
das ,J^räsidium^^ (a. 17, jetzt a. 16) hatte in diesem Zusammen- 
hange keinen anderen Sinn, als dass der Präsident des Bundes- 
rathes diejenige formelle Geschäftsverbindung zwischen den 
beiden gesetzgebenden Körperschaften herstellte, welche über- 
all im Zweikammersystem durch die Kammerpräsidien ver- 
mittelt zu werden pflegt. Auch das Erscheinen und das Ge- 
hör im Reichstage stand dem preussischen Bevollmächtigten 
nur in demselben Masse zu, wie es auf Grund des a. 9 dem 
Bevollmächtigten jedes anderen Einzelstaates zustand. 

Die Schwäche der Prärogativen war natürlich, so lange 
das Bundespräsidium nicht als Organ des Bundes bestand, 
sondern identisch mit der preussischen Staatsgewalt war. Es 
war unthunlich, selbst dem bevorrechteten Einzelstaate irgend 
bedeutendere Befugnisse über die gesetzgebenden Körper-* 
Schäften, die die alleinigen Organe des Bundes bildeten, ein- 
zuräumen. Es genügte, dass innerhalb des Bundesrathes die 
Bevorrechtung Preussens, als des Inhabers der vollziehenden 
Gewalt für den Bund, stark genug sei, wie sie es thatsächlich 
war, um Bürgschaft dafür zu leisten, dass der Gang der Ge- 
setzgebung sich nicht von der Vollziehung loslöste und dass 
die erstere nicht nur zu einer mechanischen Unterwerfung der 
letzteren führte. 

Mit der Umwandlung, die das Bundespräsidium durch die 



* Die Vorlage völkerrechtlicher Verträge an den Keichstag war 
bekanntlich im EntWurfe überhaupt nicht vorgesehen; das Kecht der 
OenehmiguiSg beruht erst auf der Verbesserung des Reichstages. 



40 Gesetzgebung und vollziehende Gewalt. 

Aenderungen des a. 18 (jetzt 17) zum Organe des Bundes 
erfuhr, ist an diesem entscheidenden Punkte der Organisation 
nicht nur eine Verschiebung gegenüber den Bestimmungen des 
Verfassungsentwurfes, sondern geradezu ein Bruch erfolgt. Die 
einfache und unmittelbare Verbindung der Vollzieh- 
ung mit der Gesetzgebung, wie sie der Entwurf be- 
werkstelligt hatte, ist gesprengt worden, ohne dass 
die Verfassung auf der neuen Grundlage einen ge- 
nügenden Ersatz vorgesehen hat. 

Es stellt sich dies am Klarsten dar, wenn wir den ein- 
schlagenden Bestimmungen des Entwurfes der norddeutschen 
Verfassung unmittelbar die Reichsverfassung entgegenstellen, 
die in dem Kaiserthum die selbständige Organisation der 
vollziehenden Gewalt des Bundes zum endgültigen Ausdruck 
gebracht hat. An ihren Bestimmungen beantwortet sich die 
Frage am Schärfsten, ob und vdeweit die Befugnisse der 
preussischen Vollziehung, die ihren Einfluss auf den Gang der 
Gesetzgebung darstellten, eine Uebertragung auf das Kaiser- 
thum gefunden haben. 

Eiue solche Uebertragung ist nach dem Wortlaut der 
Verfassung nur in einem ganz beschränkten Umfange erfolgt; 
sie bezieht sich ausschliesslich auf die Prärogative der Krone, 
aber auch auf diese nur mit der ganzen Schwäche, mit der 
sie im Entvnirfe ausgebildet waren. 

Allerdings der Kaiser als solcher ist es, der jetzt in dem 
Reichskanzler den Präsidenten des Bundesrathes ernennt. Er 
ist es jetzt, der den Bundesrath und Reichstag beruft und 
eröffnet, vertagt und schliesst, immer unter Beibehaltung der 
Schranken, die der Entwurf dem Präsidium zog. Aber das 
hervorragendste Recht der Auflösung des Reichstages ist dem 
Bundesrathe verblieben; nur ist hier dem Kaiser gegenüber 
dem Beschlüsse des Bundesrathes ein Recht der Sanktion und 
des Veto erwachsen. Denn es ist eine unrichtige Herüber- 
nahme aus dem Gedankengange des Verfassungsentwurfes, 
wenn die Geschäftsordnung des Bundesrathes (I. § 6) den 
Auflösungsbeschluss zu den Bundesrathsbeschlüssen zählt, bei 



Gesetzgebimg und yollziehende Gewalt. 41 

denen die „Stimme des Präsidium^^ in der Mehrheit enthalten 
sein muss. Es mag dies im praktischen Gange der Dinge zu* 
treffend sein, aber der juristisch korrekten Formulirung nach 
steht dem Kaiser nach a. 24 die Sanktion zu, auch wenn 
Preussen in der Minorität blieb, und das Veto, wenn sich die 
preussische Stimme in der Majorität befand. 

Vor allen Dingen sind die gewichtigeren, materiellen 
Rechte Preussens innerhalb des Bundesrathes, welche die or- 
ganische Verbindung der vollziehenden Gewalt mit der gesetz- 
gebenden Körperschaft vermittelten, trotz der Loslösung des 
Präsidium von Preussen und seiner Uebertragung auf den 
Kaiser, nach der Strenge der Verfassungsbestimmungen voll- 
kommen imverändert bei dem Einzelstaate. Preussen geblieben. 

Man ist — allerdings folgerichtig nach dem Bildungs- 
prinzip des Bundesrathes — nicht dazu gekommen, dem Kaiser 
als solchem eine Stimme im Bundesrathe einzuräumen. Das 
Gewicht der 17 Stimmen ist bei Preussen geblieben, freilich 
im deutschen Reiche als ein wesentlich abgeschwächtes. Denn 
es steht 41 anstatt früheren 26 Stimmen gegenüber und der 
Widerspruch gegen Verfassungsänderungen, denen Preussen 
und die Mehrheit zustimmt, kann jetzt bereits durch 3 Einzel- 
staaten gebildet werden, während deren bisher zum Mindesten 
9 erforderlich waren. 

Der Kaiser hat keine, zum Mindesten keine materielle 
Initiative zu Gesetzentwürfen weder gegenüber dem Reichstage 
noch gegenüber dem Bundesrathe. Es ist dies gegenüber dem 
Reichstage dem Bundesrathe, im Bundesrathe ausschliesslich den 
Einzelstaaten und mit besonderem Gewichte Preussen verblieben. 

Ebenso steht dem Kaiser keine, zum Mindesten keine 
materielle Sanktion und Veto zu. Alle die Bestimmungen, 
welche Preussen in gewissen Angelegenheiten solche einräum- 
ten, dauern ah Attribute der preussischen Stimme fort. 

Ja, der Kaiser hat für seine Beamten, den Reichskanzler 
oder dessen Stellvertreter, nicht einmal das Recht des Zu- 
trittes und des Gehöres im Reichstage ausdrücklich empfangen. 
Dem Wortlaute der Verfassung — a. 9 und 16 — nach, be- 
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zieht sich dieses Recht nur auf die Bevollmächtigten der 
Einzelstaaten und die Kommissare des Bundesrathes. 

Die Natur der Dinge hat es mit sich gebracht, dass sich 
diese Sätze in ihrer formalistischen Zuspitzung, wie sie der 
Wortlaut der Verfassung ohne Rücksicht auf ihre Herüber- 
nahme aus einem ganz anderen organischen Zusammenhange 
des Verfassungsentwurfes zuliess, nicht überall aufrecht er- 
halten liessen.^ 

Nach einer feststehenden Praxis hat der Kaiser als solcher 
die Initiative zu Gesetzentwürfen im Bundesrathe gewonnen. 
Während früher solche Gesetzentwürfe vom Reichskanzler imter 
der vielleicht noch zweideutigen Formel: „im Namen des Prä- 
sidium" eingebracht wurden, geschieht dies jetzt vollkommen 
unzweideutig „im Auftrage S. M. des Kaisers", „im Namen 
des Kaisers".* Hierfür war, trotz der beschränkten Fassung 
im a. 7: „Jedes Bundesglied" (d. i. nach a. 6 jeder Einzel- 
staat) „ist befugt, Vorschläge zu machen", ein gewisser An- 
halt in der Verfassung selbst gegeben. Denn bei gewissen 
Vorlagen an den Bundesrath war es selbstverständlich, dass 
sie nur von dem Kaiser als solchem ausgehen konnten, wie 
die in das Bereich der Gesetzgebung eingreifenden Staatsver- 
träge und die Rechnungen. Ja in einem Falle, für das „um- 
fassende Militärgesetz" des Artikel 61 hatte ein Beschluss des 
Reichstages die Vorlage an den Reichstag und Bundesrath dem 
Bundespräsidium zur Pflicht gemacht — eine Fassung, die 



' Die Bestünmung des Gesetzes vom 4. Juli 879, über die Ver- 
fassung und Verwaltung Elsass-Lothringens, § 1, welche zur Vertretung 
der Vorlagen aus dem Bereiche der Landesgesetzgebung, sowie der 
Interessen Elsass-Lothringens bei Gegenständen der Reichsgesetzgebung 
durch den Statthalter ernannte Kommissare zu den Berathungen des 
Bundesrathes zulässt, gehört einem anderen Gedankengange an, wenn 
damit auch indirekt dem Kaiser, als Inhaber der Landesstaatsgewalt 
in Elsass- Lothringen, eine gewisse Stellung im Bundesrathe ein- 
geräumt wird. 

^ So ergeben überall die Protokolle des Bundesrathes über das 
Zoll- und Steuerwesen, welche allein weiteren Kreisen zugänglich sind. 
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die Sedaktdon der BeichBTei&BBimg 'wieder beseitigt bat. 
UeberdieB bat die GreBstzgebimg in zabbeicben Falleii dem 
Saiser den Edaas von gesetzeBvertretendeD Yerordnimgen mit 
Zustiimiiiing des BnndearatbeB oder im Einvemebmen mit 
damselben überlasBeu, die wiederum Belbstverständlich die 
Initiatiye des EaiserB bei dem Bnndesrath Toranfisetzen. 

Ebenso gilt es als ein BelbstverständlicbeB und nnbestreit- 
bares Beefat des BeichskanzlerB nnd seiner Vertreter, Zutritt 
tmd Gehör im Beicbstage zu baben, nicht in ihrer Eigenschaft 
als prenssische Bevolhnächtigte oder Kommissare des Bmides- 
rathes, sondern als kaiserliche Beamte znr Yertretnng der 
selbständigen Politik des Beiches. 

Mit beiden Wendungen ist zugleich eine erweiterte Grund- 
lage für die konstitutionelle Verantwortlichkeit des Beichs- 
kanzlers gegeben. Er bat den Gang der Beichsgesetzgebnng 
insoweit zu vertreten, als derselbe durch eine sachgemässe 
Beputzung der kaiserHchen Initiative im Bundesraüie be- 
diogt ist. 

Zu einer ganz eigeDtbümlichen, noch beute nicht abge- 
klärten Entwicklung fuhrt die Frage nach einer kaiserlichen 
Sanktion und Veto. Sie hat an Artikel 17 des Entwürfe 
(jetzt 16) angeknüpft, welcher lautete: 

JDas Präsidium bat die erforderlichen Vorlagen nach 
Massgabe der BeschlÜBse des Bundesrathes an den Beichstag 
zu bringen, wo sie durch Mitglieder des Bundesrathes oder 
durch besondere von letzterem zu ernennende Kommissarien 
vertreten werden.^ 

Mit den Worten „bat — zu bringen* ist die Pflicht 
des Präsidiums scharf markirt. In der Bestimmung, dass die 
Vertretung der Vorlage durch Mitglieder oder durch besondere 
Künunissarien des Bundesrathes erfolgen soll, in den — durch 
die verbündeten Begierungen dem prenssischen Entwürfe ein- 
gefügten — Worten „nach Massgabe der BescblÜBse des Bun- 
desrathes* tritt der Gedanke klar hervor, daas dem Beschlüsse 
des Bundesrathes die rechüiche Kraft der Initiative beige- 
messen wird. Für das „Präsidium* bleibt nur die formale 



44 Gesetzgebung and vollziehende Gewalt. 

Vermittelung zwischen beiden gesetzgebenden Körperschaften 
übrig, genau so, wie der Reichskanzler die vom Reichstage 
ausgehenden Beschlüsse dem Bundesrathe übermitttelt. Ja 
dem Präsidium auch nur die selbständige Befugniss einer 
formalen Prüfung über die rechtgültige Entstehung des Bun- 
desrathsbeschlusses zuzugestehen, würde sein Bedenken gehabt 
haben. Denn ohne ausdrückliche gesetzliche Bestimmung liegt 
es zwar in den Rechten und Pflichten des Präsidiums einer 
Körperschaft, Zweifel und Bedenken über die formale Gültig- 
keit eines Beschlusses zur Entscheidung des Kollegiums zu 
bringen, nicht aber die Bedenken und Zweifel zu einem 
Rechte des Widerspruches gegen die ihm obliegende Ausfer- 
tigung zu machen. 

Aus dem ganzen Zusammenhang der organisatorischen 
Bestünmungen des Entwurfes darf es geschlossen werden, dass 
dieses Ergebniss einer wortgemässen Deutung der eigentlichen 
Absicht des Entwurfes entsprach. Aber allerdings war damit 
vorausgesetzt, dass das zweideutige Wort „Präsidium" hier 
nicht sowohl für die vollziehende Gewalt im engem, eigent- 
lichen Sinne, sondern viehnehr im Sinne eines Rechtes for- 
meller, dem Bundesrathspräsidium entspringenden Solenni- 
sirung gebraucht sei.^ 

Gerade an diese Zweideutigkeit anlehnend hat die Schaf- 
fung eines selbständigen Präsidiums durch die Aenderungen 
des a. 18 des Entwurfes auch auf den ihm vorausgehenden, 
hier erörterten Artikel eine bedeutsame Rückwirkung ausgeübt. 
Sie zeigt sich in der Formel, mit welcher Gesetzentwürfe im 
Reichstage während des norddeutschen Bundes eingebracht 
wurden und welche lautet: „Im Namen des Präsidiums 
des norddeutschen Bundes beehrt sich der Bundeskanzler den 
Entwurf, wie solcher vom Bundesrathe beschlossen 
worden, dem Reichstage des norddeutschen Bundes zur 
verfassungsmässigen Beschlussnahme vorzulegen.^' Und diese 
Wendung hat ihre Bestätigung gefunden durch die neue 



* S. 0. pag. 6. 7. 
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FajBSimg, welche der Artikel 16 in der Beichsverfassung er- 
fahren hat. Er lautet jetzt: 

„Die erforderlichen Vorlagen . werden nach Massgabe der 
Beschlüsse des Bundesrathes im Namen des Kaisers an den 
Reichstag gebracht, wo sie durch MitgUeder des Bundesrathes 
oder durch besondere von letzterem zu ernennende Eommissarien 
vertreten werden." 

Der Zusammenhalt mit der norddeutschen Fassung macht 
es empfindlich, dass die scharfe Markirung der Pflicht zur 
Vorlage der Bundesrathsbeschlüsse an den Reichstag hier ab- 
geschwächt ist. Und sie wird nicht etwa ersetzt durch die 
in ihrer Allgemeinheit neue Bestimmung des a. 7: ,J)er Bun- 
desracth beschliesst: 1. über die dem Reichstage zu machenden 
Vorlagen — "; denn hier wird nur eine Funktion des Bundes- 
rathes aufgezählt, ohne ihr rechtliches Verhältniss zu den 
Rechteu und Pflichten des Kaisers zu bestimmen. 

Vor allen Dingen aber schneiden die Worte „im Namen 
des Kaisers" jeden Zusammenhang mit dem Präsidium des 
Bundesrathes ab. Die Einbringung der Gesetzesvorlagen im 
Reichstag ist ein selbständiges Recht des Kaisers. Nicht der 
Beschluss des Bundesrathes, sondern nur die Entschliessung 
des Kaisers, mag sie generell oder von Fall zu Fall gefasst 
werden, ermächtigt den Reichskanzler zur Vorlage eines Ge- 
setzentwurfes an den Reichstag. Der Kaiser ist es und nicht 
der Bnndesrath, dem formell das Recht der Initiative gegen- 
über dem Reichstage zusteht, aber allerdings ist dieses sein 
Recht verfassungsmässig dahin beschränkt, dass er nur solche 
Gesetzesvorlagen dem Reichstage machen darf, welche auf 
einem Beschlüsse des Bundesrathes beruhen. 

Mit der neuen Wendung tritt die Frage mit verstärktem 
Gewichte hervor, in welchem Sinne ist es die verfassungs- 
mässige Pflicht des Kaisers, die vom Bundesrathe beschlossenen 
Vorlagen bei dem Reichstage einzubringen. Sie zerlegt sich 
in die beiden anderen Fragen: 

ist der Kaiser berechtigt und verpflichtet, die Beschlüsse 
des Bundesrathes einer Prüfung unter dem Gesichtspunkt zu 
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unterziehen, ob sie in formell gültiger, insbesondere den 
Vorschriften der Verfassung entsprechender Weise gefasst 
sind?; 

hat der Kaiser das Recht, auch aus materiell pplitischen 
Gründen, einer vom Bundesrathe beschlossenen Vorlage die 
Einbringung beim Reichstage zu verweigern? 

Die erste Frage ist zu bejahen. 

Ist nach der neuen Fassung zweifellos die Initiative gegen- 
über dem Reichstage das eigene Recht des Kaisers, steht sie 
ihm nicht zu als einem Organe des Bundesrathes, in dessen 
Namen und — in diesem Sinne — unter dessen Verantwort- 
lichkeit, sondern kraft kaiserlichen Amtes, im eigenen Namen 
und — in diesem Sinne — unter seiner Verantwortlichkeit, 
so folgt daraus, dass der Kaiser das selbständige Recht und 
die selbständige Pflicht der Prüfung hat, ob die rechtliche 
Voraussetzung für die Ausübung dieser seiner verfassungs- 
mässigen Kompetenz in jedem einzelnen Falle zutrifft. Diese 
Voraussetzung ist «aber immer nur ein Beschluss des Bundes- 
rathes im Sinne der Verfassung, d. h. ein solcher Beschluss, 
der in den Formen der Entstehung die seinem Inhalte ent- 
sprechenden rechtlichen Erfordernisse der Gültigkeit erfüllt. 
Besteht über die Erfüllung dieser Erfordernisse zwischen dem 
Kaiser imd dem Bundesrathe Streit, so fehlt jeder zureichende 
Grund, welcher die Entscheidung des Kaisers der massgeben- 
den und damit höheren Entscheidung des Bundesrathes unter- 
würfe. Denn der Kaiser als solcher ist nirgends, auch nicht 
da, wo seine Rechte verfassungsmässig durch einen Beschluss 
'des Bundesrathes bedingt sind, eine dem Bundesrath unter- 
geordnete Instanz. 

Hieraus ergiebt sich der praktisch vorzugsweise in's Ge- 
wicht fallende Satz, dass der Kaiser nicht verpflichtet ist, 
eine vom Bundesrathe mit einfacher Majorität beschlossene 
Gesetzesvorlage dem Reichstage vorzulegen, wenn nach seiner 
Prüfung die Formen der Verfassungsänderung nach a. 78 er- 
forderlich sind. Es ergiebt sich umgekehrt aber nicht, dass 
der Kaiser das Recht habe, eine mit einfacher Majorität be- 
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schlossene Gesetzesvorlage dem Reichstage auch dann vorzu- 
legen, wenn derselbe nach der Entscheidung des Bundesrathes, 
abweichend von der kaiserlichen Auffassung, die Formen der 
Verfassungsänderung forderte. Denn in der Vorentscheidung 
des Bundesrathes liegt der Ausspruch, dass auch die einfache 
Majorität des Bundesrathes die Gesetzesvorlage nicht als an- 
genommen, nicht dem Reichstag vorgelegt wissen will, wenn 
sie nicht die qualifizirte Majorität erreicht. 

Es ergiebt sich femer, dass der Reichskanzler unter sei- 
ner Verantwortlichkeit die formelle Verfassungsmässigkeit der 
Beschlüsse des Bundesrathes über vorgelegte Gesetzesentwürfe 
gegenüber dem Reichstage zu vertreten hat. 

Ganz anders liegt die zweite Frage, ob dem Kaiser das 
Recht zusteht, aus materiell politischen Gründen einer rechts- 
gültig im Bundesrathe beschlossenen Gesetzesvorlage die Ein- 
bringung in den Reichstag zu versagen. 

Sie kann im gegenwärtigen Rahmen der Verfassung mit 
juristisch entscheidenden Gründen nicht bejaht werden. 

Ihre Bejahung lässt den Zusammenhang zwischen dem 
ersten und zweiten Theil des Artikels imerklärt. Setzt der 
erste die formelle Initiative des Kaisers fest, so bestimmt doch 
der zweite, dass die dem Reichstage gemachten Vorlagen nur 
durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch die vom Bun- 
desrathe zu ernennenden Kommissarien vertreten werden sollen. 
Wenn hiermit nach der Schärfe des Wortlautes sogar jede 
Vertretung durch kaiserliche Beamte, insbesondere durch den 
Reichskanzler und seine Vertreter ausgeschlossen ist und zum 
mindesten eine Vertretimg durch solche als rechtlich irrelevant 
erscheint, so kann Sinn und Zusammenhang kaum anders als 
durch die Annahme gefunden werden, dass trotz der formellen 
Initiative des Kaisers der materielle Inhalt der Gesetzesvor- 
lagen nicht von seiner Entscheidung, sondern von der des 
Bundesrathes abhängt und eben deshalb nicht zu seiner Ver- 
tretung, sondern zu der des Bundesrathes steht. 

Insbesondere würde die Bejahung jener Frage eine voll- 
koDunen verschiedene Stellung der beiden legislativen Körper- 
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Schäften in dem Recht zur Initiative begründen. Während 
dem Reichstage gegenüber dem Bundesrathe die Initiative 
ungehemmt, lediglich unter der geschäftsleitenden Vermittelung 
des Präsidenten des Reichstages einerseits und des Reichs- 
kanzlers, als Präsidenten des Bundesrathes, andererseits zu- 
steht, ist die Initiative des Bundesrathes gegenüber dem 
Reichstage schon jetzt durch die formelle Initiative des Kaisers 
gebrochen. Sie würde materiell einfach vernichtet, wenn dem 
Kaiser das Recht zustände, jeden Gesetzesvorschlag des Bun- 
desrathes von der Beschlussfassung des Reichstages auszu- 
schliessen. Die Beschlüsse des Bundesrathes über Gesetzent- 
würfe, die aus seiner Mitte hervorgehen, würden nicht die 
rechtliche Kraft gleichartiger Beschlüsse des Reichstages be- 
sitzen, den Prozess der Gesetzesentstehung selbständig in Be- 
wegung zu setzen, sondern auf die Bedeutung eines Antrages 
bei dem Kaiser zu dessen freier Entscheidung herabgedrückt. 
Eine solche Absicht hat dem a. 16 nicht zu Grunde gelegen; 
sie ist mit dem Gewichte der Worte „nach Massgabe der Be- 
schlüsse des Bundesrathes 'S die unter jener Voraussetzung in 
die andern „nach erfolgter Zustimmimg^' übersetzt werden 
müssten, nicht vereinbar. 

Hiemach hat denn aber auch der Reichskanzler den 
materiellen Inhalt der vom Bundesrath beschlossenen Gesetzes- 
entwürfe, soweit sie nicht mit einer kaiserlichen Vorlage über- 
einstimmen, unter seiner Verantwortlichkeit nicht zu vertreten. 
Seine Gegenzeichnung ermöglicht dem Kaiser nur die Erfüllung 
einer verfassungsmässigen Pflicht und nur hierfür ist der 
Reichskanzler verantwortlich. Er kann sich nicht unter Be- 
rufung auf diese Verantwortlichkeit weigern, eine rechtsgültig 
beschlossene Vorlage an den Reichstag zu bringen. Zweifellos 
allerdings ist es ihm gestattet, wie jeden andern Grund, so 
auch die Nichtübereinstimmung seiner politischen Auffassung 
mit seiner Pflicht zur Vorlegung zum Motive zu nehmen, um 
die Entlassung vom Amte zu fordern, aber er kann die Nicht- 
einbringung in den Reichstag nicht zur Bedingung seines 
Bleibens machen. 
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Mit dieser Auffassung scheint ein bedeutsamer Vorgang 
in offenbarem Widerspruch zu stehen. 

Als der Bundesrath am 3. April 1880 den Entschluss 
gefasst hatte, die kaiserliche Vorlage über die Erhebung von 
Beichsstempelabgaben dahin abzuändern, dass Quittimgen über 
Postanweisungen und Postvorschusssendungen steuerfrei bleiben 
sollten, forderte der Reichskanzler unter dem 6. April seine 
Entlassung mit der Motivirung, „dass er einen gegen Preussen, 
Baiem und Sachsen gefassten Majoritätsbeschluss weder ver- 
treten, noch in seiner Stellung als Reichskanzler von dem 
Beneficium Gebrauch machen könne, welches a. 9 der Reichs- 
verfassung der Minorität gewährt".^ Der Kaiser beantwortete 
das Entlassungsgesuch des Reichskanzlers mit folgender, am 
8. April veröffentlichter Kabinetsordre: 

„Auf Ihr Gesuch vom 6. d. M. erwidere Ich Ihnen, 
dass ich die Schwierigkeiten zwar nicht verkenne, in 
welche der Konflikt der Pflichten, welche Ihnen die 
Reichsverfassung auferlegt, Sie mit der Ihnen obliegen- 
den Verantwortlichkeit bringen kann. Ich Mich aber 
dadurch nicht bewogen finde, Sie Ihres Amtes um des- 
halb zu entheben, weil Sie glauben, den Ihnen durch 
Artikel 16 und 17 der Reichsverfassung zugewiesenen 
Aufgaben in einem bestimmten Falle nicht entsprechen 
zu können. Ich muss es Ihnen vielmehr überlassen, 
bei Mir und demnächst beim Bundesrathe diejenigen 
Anträge zu stellen, welche die verfassungsmässige Lö- 
sung eines derartigen Konfliktes der Pflichten herbei- 
zuführen geeignet sind « 
Hierin treten zwei Gesichtspunkte bedeutsam hervor: 

der Reichskanzler weigert sich aus politischen Gründen 
eine vom Bundesrathe beschlossene Vorlage an den Reichstag 



^ Es ist yollkommen zutreffend, dass der a. 9 dem Reichskanzler 
als solchen ein Recht nicht gewährt. Benn als solcher kann er über- 
haupt in keiner Minorität oder Majorität des Bundesrathes sein und er 
hat als solcher die Ansicht einer Einzelregierung, von der hier nur die 
Rede ist, nicht zu vertreten. 

Haenel, Stadion. H. 4 
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zu bringen, weil er selbst nur einzehie Klauseln betreflfende, 
seiner Auffassung widersprechende Beschlüsse unter seiner 
Verantwortlichkeit zu vertreten habe und dieselbe nicht glaubt 
übernehmen zu können; 

der Kaiser schreibt sich das Becht zu, der Weigerung 
des Beichskanzlers Folge zu geben in einer Weise, welche der 
Annahme der verfassungsmässigen Nothwendigkeit, rechtsgültig 
vom Bundesrathe beschlossene Vorlagen beim Beichstage ein- 
zubringen, widerspricht. 

Nehmen wir an, dass dieser Vorgang eine massgebende 
Deutung des a. 17 für die Zukunft enthielte, so würde dem 
Kaiser eine Befagniss erwachsen, die man als ein vorausge- 
nommenes Veto bezeichnen könnte. Dieses kaiserliche Veto 
würde sich, anstatt, wie gemeinhin, an das Ende, an den An- 
fang des gesetzgeberischen Prozesses setzen, dann nämlich, 
wenn der Bundesrath zuerst mit einem Gesetzentwurf befasst 
ist, sei es, dass die Initative hierzu in seinem Schosse ergriffen 
wurde oder dass eine kaiserliche Vorlage durch denselben Aen- 
derungen erfuhr. Es würde dann der Schein einer wunder- 
lichen Anomalie entstehen. Dem Kaiser, dem jenes voraus- 
genommene Veto zustünde, würde damit ein gleichartiges Veto 
noch nicht zustehen, wenn ein Gesetzesentwurf aus der Initative 
des Beichstages hervorgegangen wäre oder durch denselben 
Aenderungen erfahren hätte und alsdann entgegen der kaiser- 
lichen Willensmeinung im Bundesrathe zur Annahme gelangt 
wäre. Denn hier ist von einer Unterbreitung von Bundes- 
rathsbeschlüssen an den Beichstag keine Bede mehr. Allein 
dieser Schein trügt. Denn die erweiterte Deutung, die man 
dem Artikel 16 giebt, muss eine nothwendige Bückwirkung 
auf den Artikel 17: 

„Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Beichsgesetze — zu." 
ausüben. Die Gründe, die ein materielles, vorausgenommenes 
Veto aus Artikel 16 rechtfertigen können, können auch ein 
materielles Veto aus Artikel 17 rechtfertigen. 

Auch der Artikel 17 (damals 18) sollte, wie Artikel 16 
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(damals 17) im Züsammfaihange des Entwurfes dem Präsidium 
nur eine reprasentaÜTe, eine formale, unselbständige, Ton den 
Beschlüssen des Bundesratkes abhängige Befhgniss einräumen. 
Es geht dies mit genügender Deutlichkeit schon aus der Zu- 
sammenstellung der beiden Worte: „Ausfertigung^ und »Ver- 
kündigung^ hervor, die zusammen den Benrkundungsakt, jenes 
gleichsam den innem, den Bundesrathsbeschluss erklärenden, 
dieses den äussern, den Bundesrathsbeschluss nach Aussen über- 
mittelnden, darstellen« Nach der Erhebung des Präsidiums zu 
einem selbständigen Organe des Bundes mit eigener Kompetenz, 
kann jetzt dem Kaiser, so wenig wie bei Artikel 16, das Recht 
imd die Pflicht abgesprochen werden, darüber selbständig zu 
befinden, ob die Beschlüsse des Bundesrathes rechtsgültig sind, 
mit andern Worten, ob die verfassungsmässigen Voraussetzungen 
seiner Kompetenz zur Ausfertigung und Verkündigung eines 
Bundesgesetzes vorhanden sind. Dieses formale Recht des Veto 
steht dem Kaiser auch aus Artikel 17 zweifellos schon jetzt 
zu. Mit Recht hat dies, nach dem Vorgange von Mohl's,* 
Laband' anerkannt. Es bedarf hiemach nur des nämlichen 
Einsatzes der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers, der näm- 
lichen Weigerung seiner Mitwirkung bei der Ausfertigung und 
Verkündigung des Reichsgesetzes aus politischen Gründen und 
des nämlichen Verhaltens des Kaisers, wie dies bei jenem, auf 
Artikel 16 bezogenen Vorgange stattfand, um das materielle 
Veto des Kaisers entstehen zu lassen. 

Allerdings wird man einem solchen Versuche die son- 
stigen Bestimmungen der Verfassung entgegenstellen. 

Zunächst den Artikel 5. Hier mag man dem zweiten 
Satz: „Die üebereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider 
Versammlungen ist zu einem Reichsgesetze erforderlich und 
ausreichend" weniger Gewicht beilegen, denn die Worte 
>,imd ausreichend" sind historisch aus den „preussischen Grund- 
zügen vom 10. Juni 1866" herübergenommen und sie bedeuten 
wenigstens hier nur den Gegensatz zum Erfordemiss der Ein- 



Beichsstaatsrecht S. 291 ff. ^ Staatsrecht II, S. 42. 43. 

4* 
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stimmigkeit, welches die deutsche Bundesakte für die Bundes- 
yersammluDg in charakteristischer Weise aufstellte. Aber der 
erste Satz: ^»Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den 
Bundesrath und den Reichstag ^^ schliesst in seiner strikten 
Fassung den Kaiser als selbständigen Faktor der Gesetz- 
gebung aus. Und man wird dem mit nur wenig überzeu- 
gender Kraft die Auffassung entgegenhalten können, dass diese 
Bestimmungen unbeschadet der verfassungsmässigen Stellung 
des Kaisers zu den ,,beiden Versammlungen^' getroffen und 
dass mithin die weiteren Bestimmungen über die kaiserlichen 
Rechte gleichwerthige Zusätze seien, welche die ersteren er- 
gänzen und modifiziren. 

Sodann legt die neue Fassung des Artikel 7 durch die 
Reichsverfassung unter 1.) dem Bundesrathe schlechthin 
das Recht bei, über alle von dem Reichstage gefassten Be- 
schlüsse zu beschliessen. Ein solcher Beschluss des Bundes- 
rathes ist hiemach auch dann erforderlich, wenn eine Vorlage 
desselben von dem Reichstage unverändert angenommen wurde. 
Der Kaiser ist niemals berechtigt, unmittelbar auf Grund des 
Beschlusses des Reichstages ein Gesetz auszufertigen und zu 
verkündigen, sondern immer nur auf Grund eines Beschlusses 
des Bundesrathes.^ Eine solche Rechtstellung des Bundes- 
rathes lässt aber keine andere Deutung zu, als dass ihm selbst 
das Recht der materiellen Sanktion zusteht Die Annahme, 
dass über diesem Rechte des Bundesrathes ein weiteres Recht 
des Kaisers auf ein materielles Veto stehe, kann aus dem 



^ Es ist bemerkenswert!!, dass der a. 7 Nr. 1 als allgemeine 
Klausel der norddeutschen Verfassung fehlte. In dieser war die ent- 
sprechende Klausel im Art. 37 auf Zoll- und Steuergesetze beschränkt. 
Für alle anderen Gesetze bestand kein verfassungsmässiges Hindemiss, 
um vom Beichstage unverändert angenommene Gesetze sofort dem 
E!aiser zu unterbreiten. Damit gewann die im Artikel 5 statuirte 
volle Gleichberechtigung zwischen Bundesrath und Reichstag volle 
Wahrheit und das Ausfertigungsrecht des Kaisers eine gewichtigere 
Bedeutung. Auch hier hat eine scheinbare Fassungsänderung eine 
Verschiebung in der Stellung der an der Gesetzgebung betheiligten 
Faktoren herbeigefahrt, und zwar zum Abbruch des Kaisers. 
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kaiserlichen Rechte der Ausfertigung und Verkündigung eine 
zureichende Rechtfertigung nicht finden. 

Mit allen diesen Einwänden bleibt es aber gewiss, dass, 
wenn man sich berechtigt hält, trotz der Bestimmungen des 
Artikel 5 auf Grund des Artikel 16 ein vorausgenommenes 
Veto des Kaisers in den Gang der Gesetzgebung einzuschieben, 
dem Rechte, trotz jener Bestimmungen auf Grund des Artikel 17 
ein endgültiges Veto des. Kaisers anzunehmen, ein grösseres 
Hinderniss nicht entgegensteht. Dann freilich wird sich die 
Frage erheben, ob es sich nicht empfiehlt, jenes vorausge- 
nommene Veto des Artikel 16 fallen zu lassen, die Einbrin- 
gung der Gesetzentwürfe des Bundesrathes bei dem Reichstage 
auf eine formale Befugniss des Bundesrathspräsidiums zurück- 
zufuhren und dem Veto, der Sanktion des Kaisers, in Ueber- 
einstimmung mit dem gemeingültigen konstitutionellen Muster, 
seinen normalen Platz am Schlüsse des gesetzgeberischen 
Prozesses anzuweisen. 

Doch alle diese Erwägungen sind noch verfrüht. Jener 
Vorgang, an den sich dieselben anknüpften, kann nicht die 
Bedeutung der abschliessenden Lösung einer schwerwiegenden 
Verfassungsfrage, nicht die Bedeutung einer authentischen 
Verfassungsinterpretation in der Form gewohnheitsrechtlicher 
Bildung für sich in Anspruch nehmen. Der Bundesrath hat 
sich nach dem Erlass der kaiserlichen Kabinetsordre vom 
8. April auf Antrag Bayerns beeilt die Berathung über den 
Gesetzentwurf betreffend die Reichsstempelabgaben wieder auf- 
zunehmen; er beschloss am 12. April den streitigen Punkt der 
Steuerfreiheit der Quittungen über Postanweisungen und Post- 
vorschusssendungen im Sinne des Reichskanzlers abzuändern. 
Damit hat der Bimdesrath durch ein ausserordentliches Ver- 
fahren die Erörterung der verfassungsrechtlichen Frage um- 
gangen. Aber immerhin bleibt die am 8. April veröffentlichte 
Kabinetsordre des Kaisers, die die Weigerung des Reichs- 
kanzlers, einen rechtsgültig^ beschlossenen Gesetzentwurf des 

' Die formelle Gültigkeit des Bundesrathsbeschlusses vom 3. April 
ist nirgends ernsthaft bestritten worden. Mochte auch der umstand. 
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Bundesrathes an den Reichstag zu bringen ^ deckte, ein Prä- 
zedenzfall*, der für die Entwickelung des organischen Ver- 
hältnisses zwischen der kaiserlichen Gewalt und der Gesetz- 
gebung gewichtig ist. 

An diesem letzten Punkte liegt die Bedeutung des Vor- 
ganges, die uns auf den Ausgangspunkt der Erörterung zu- 
rückführt. 

Die Umwandlung des preussischen Präsidiums des Ver- 
fassungsentwurfes in die kaiserliche Gewalt der Reichsver- 
fassung zerschnitt die Befugnisse, die der Entwurf in den 
Händen Preussens konzentrirt hatte, in zwei Theile. Während 
die vollziehende Gewalt und die schwach ausgebildeten Kron- 
prärogativen an die kaiserliche Gewalt übergingen, verblieb 
derjenige Theil der Befugnisse der Präsidialmacht, welche den 
Einfluss der Vollziehung auf die gesetzgebende Gewalt durch 
Initiative, Stimmrecht, Veto im Bundesrathe, durch Vertretung 
im Reichstage darstellten, in den Händen des Einzelstaates 
Preussen. Und damit gerieth die kaiserliche Gewalt als solche 
in eine Stellung der Isolinmg, theils der äusserlichen Unter- 
ordnung, theils der mechanischen Anfügung im Verhältniss zu 
der Gesetzgebung des Reiches und deren Organen. 



dass 30 Stimmen, die 7Vs Millionen Einwohner repräsentirten, 28 Stimmen 
mit mehr als 30 Millionen Einwohnern überstimmten, dass 16 Stimmen 
sich in den Händen zweier Mitglieder befanden, dass in umfassendem 
Masse von der Substitutionsbefugnlss Gebrauch gemacht war, den Be- 
schluss auf&llig machen, Vorschriften der Verfassung oder Geschäfts- 
ordnung widersprach er nicht. Dies beweist auch die Bevision der 
Geschäftsordnung vom 26. April 1880, die man zur Vermeidung ähn- 
licher Vorkonmmisse für erforderlich hielt. 

*Ein aus preussischer Initiative stammender Gesetzentwurf, betreffend 
die Anzeige der in Fabriken und ähnlichen Betrieben vorkommenden 
Unfälle, ist vom Bundesrath, nach vorhergehender Berathung im Aus- 
schuss, in der Sitzimg vom 26. Febr. 1880 angenonmien. Trotzdem ist 
seine Vorlage an den Beichstag nicht erfolgt wegen entgegenstehender 
Bedenken des Reichskanzlers. Ob diese Sistirung im Einvernehmen 
mit dem Bundesrath erfolgt ist oder auch hier durch einseitige Ver- 
fügung des Reichskanzlers, wie berichtet wird, ist in beglaubigter Weise 
nicht bekannt. 
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Dieses Resultat setzte sich aber in Widersprach mit Auf- 
fELSSungen, welche sich zum Theil auf die Verüassong selbst^ 
auf die Bedeutung des Eaiserthumes als eines selbständigen, 
auf eigenem Recht fassenden Organes des Reiches, zum Theil 
darüber hinaus auf die Erhabenheit des Titels und auf die 
Einwirkung monarchischer Traditionen in Deutschland stützten, 
Auffassungen^ welche den Kaiser zum Oberhaupte des Reiches, 
zur Leitung der Reichspolitik im Tollen Sinne berufen. Sie 
konnten sich der isolirten Stellung der kaiserlichen Vollziehung 
gegenüber der Gesetzgebung und ihren Oi^anen nicht anbe- 
quemen. Denn es liegt in der Natur des Bundesstaates, dass, 
wenn er den Umschlag in den Einheitsstaat vermeiden will, 
sein Hauptgewicht auf das Gebiet der Gesetzgebung fallen 
muss. Seine unmittelbar vollziehende Gewalt wird sich inmxer 
auf ein engeres Feld der auswärtigen Angelegenheiten, des 
Militärwesens, der Veranstaltungen für den grossen Verkehr, 
der engeren Finanzen begrenzen, welches den Umfang seiner 
gesetzgeberischen Kompetenzen nicht deckt. 

Diese AuiKassungen sind es gewesen, die sich über den 
engem Wortlaut der Verfassung hinaus Bahn gebrochen haben 
in der stillschweigenden Zubilligung einer Initiative des Kai- 
sers im Bundesrathe und in der unbestrittenen Vertretung 
der kaiserlichen Gewalt im Reichstage; in ihrer Folgerichtig- 
keit liegt es, dem Kaiser Sanktion und Veto im vollen kon- 
stitutionellen Sinne beizulegen. Jener Vorgang beweist, dass 
das, was die organische Natur der Dinge fordert, sich wohl 
formell verweigern lässt, dass es sich aber schliesslich doch, 
dann aber unter der Gefahr bedenklicher Krisen, durchsetzt. 



V. 



Das Reich und der preussische Staat. 



Der preussische, wie der von den verbündeten Regierungen 
vorgelegte Entwurf der norddeutschen Verfassung verwirklichte 
die preussische Hegemonie in starker, einfacher Konzentration. 
Sie befasste die dreifache Funktion: die Innehabung der voll- 
ziehenden Gewalt für den Bund mit oder ohne Konkurrenz 
des Bundesrathes, das Präsidium des Bundesrathes und die 
bevorrechtete Stellung innerhalb des Bundesrathes. Mit der 
organisatorischen Umwandlung des Entwurfes, welcher die 
beiden ersten Funktionen der — später — kaiserlichen Ge- 
walt übertrug und die. letztere Funktion einfach bei Preussen 
beliess, entstand die Frage nach der zureichenden organischen 
Verbindung zwischen der gesetzgebenden und vollziehenden 
Gewalt des Reiches, die eine genügende Lösung in der Ver- 
fassung nicht gefunden hat. Es entstand aber mit jener Um- 
wandlung auch noch eine andere Frage, für welche dem Ent- 
wurf alle Voraussetzungen fehlten, die Frage nach der orga- 
nischen Verbindung, welche zwischen dem neu geschaffenen» 
vollziehenden Organe des Bundes, das den Anspruch eines 
wahren Oberhauptes des Bundes in der fortschreitenden Ent- 
wickelung mehr und mehr erheben musste, und zwischen dem 
preussischen Staate und seinen Organen obwaltet. 

Diese Frage entspringt nicht nur den Anforderungen des 
preussischen Partikularismus, der fiir das physische Schwer- 
gewicht und die politische Leistungsfähigkeit seines Staates 
eine angemessene Stellung mit vollem Rechte beansprucht. Sie 



^ 
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ist — und das steht für uns im Vordergrunde des Interesses — 
von entscheidender Bedeutung für eine dauerhafte und trag- 
fahige Organisation des Reiches seihst nach zwei Seiten hin. 

Von ihrer richtigen Lösung hängt die Einfügung Preu- 
ssens in das Beich ah. Denn Preussen ist, um es auf die 
Spitze zu stellen, kein exekutionsfähiger Staat. Mag man 
formalistisch sich heute auf Artikel 19 der Verfassung he- 
rufen, der dem Kaiser auf Beschluss des Bundesrathes die 
Exekution überträgt und sie also auch auf Preussen anwendbar 
erscheinen lässt. Der Verfassungsentwurf vermied seihst diesen 
formalistischen Schein, indem er zur Exekution den Bundes- 
feldherrn, d. h. den König von Preussen, berief. Er konnte 
den Fall nicht einmal gedacht haben, dass der König von 
Preussen verfassungsmässig verpflichtet werden sollte, gegen 
sich selbst militärische Exekution zu verfügen. Aber auch 
jetzt bedarf es keines Wortes, um nachzuweisen, dass die Er- 
füllung der verfassungsmässigen Bundespfiichten Preussens eine 
zureichende Verbürgung nur empfangen kann durch die orga- 
nische Stellung, in welcher Preussen zur kaiserlichen Gewalt 
steht Sie allein kann es ausschliessen, dass die Führung der 
preussischen Politik sich in Widerspruch setzt mit den ver- 
fassungsmässigen Pflichten gegen Kaiser und Reich. 

Von derselben Stellung hängt es aber zugleich ab, — und 
dies ist die zweite Seite der Betrachtung — dass die Zu- 
sammenhangslosigkeit und Schwäche der kaiserlichen Gewalt 
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften die ihr unent- 
behrliche Ergänzung und Verstärkung gewinne. Die Ausübung 
der Bevorrechtung Preussens im Bundesrathe muss in einer 
Richtung erfolgen, die der kaiserlichen Leitung der Reichs- 
politik entspricht 

Diesen Anforderungen entsprechen die Bestimmungen der 
Reichsverfassung nur in beschränktem Masse. 

Es besteht der verfassungsmässige Satz, dass der Träger 
der Staatsgewalt in Preussen nothwendig und immer — den 
Fall der Regentschaft und, wenn man ihn nach preussischer 
Verfassung für zulässig halten will, den Fall der Stellvertretung 
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nicht ausgenommen^ — zugleich der Träger der kaiserlichen 
Gewalt im Reiche ist. Damit ist an oberster Stelle die orga- 
nisch-verfassungsmässige Sicherstellung gewährt, dass der 
König von Preussen eine wesentlich andere Politik als der 
deutsche Kaiser nicht verfolgen kann. Aber es ist das be- 
schränkt auf oberste Entscheidungen, die latente Reibungen 
und Widersprüche nicht ausschliessen, und es verbürgt nicht 
in Zweifelsfällen die überragende und ausschlaggebende Be- 
deutung des Reiches. 

Es besteht der ändere, in früherer Erörterung als ver- 
fassungsmässig nachgewiesene Satz, dass der Reichskanzler 
zugleich preussischer Bevollmächtigter im Bundesrathe sein 
muss. Seine Stellung ist im Gebiete der konstitutionellen 
Verantwortlichkeit das Gegenbild zu der Personalunion des 
deutschen Kaisers mit dem König von Preussen im Gebiete 
monarchischer Unverantwortlichkeit Aber auch diese Stellung ,1 
des Reichskanzlers ist nach den Bestimmungen der Verfassung 
nur von beschränkter Wirksamkeit. 

Es ist eine isolirte Stellung. Deim nur allein der Reichs- 
kanzler — den Fall seiner allgemeinen Stellvertretung selbst- 
verständlich eingeschlossen — ist nothwendig Mitglied des 
Bundesrathes. Im Uebrigen ist die Bese.tzung der preussischen 
Stimmen mit Bevollmächtigten rein preussische Angelegenheit, 
die unter der Verantwortlichkeit des preussischen Staats- 
ministeriums steht. Nicht einmal die Verbindung der besondem 
Stellvertreter des Reichskanzlers mit dem Bundesrathe hat 
eine reichsgesetzliche Sicherstellung erfahren. 

Vor allen Dingen erzielt die organische Verbindung des 
Amtes des Reichskanzlers mit der preussischen Vollmacht nur 
eine negative Wirkung. Sie konstituirt eintretenden Falles 
einen Konflikt der Pflichten und die Nothwendigkeit seiner 
Lösung. 

Auch die preussische Vollmacht des Reichskanzlers unter- 



* S. die berechtigten Zweifel und die Literatur bei G. Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts pag. 208. 
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liegt der Instraktion von Seiten Preussens unter der Verant- 
wortlichkeit des preussischen Ministeriums; sie ist es, die ent- 
scheidet über die Handhabung aller Befugnisse, die dem 
preussischen Staate innerhalb des Bundesrathes zustehen und 
damit über den massgebenden, in gewissen Fällen ausschlag- 
gebenden Einäuss, den im Gebiete der Gesetzgebung, der 
Verordnungsgewalt und aller Beschlüsse des Bundesrathes 
Preussen auf den Gang der Reichsgeschäfte ausübt Aber 
allerdings der Reichskanzler gewinnt aus diesem seinem kaiser- 
lichen Amte das Recht und die Pflicht, einer Instruktion der 
preussischen Stimme, die den Gesichtspunkten der unter seiner 
Verantwortlichkeit geführten Reichspolitik widerspricht und 
die ihn lediglich als preussischen Bevollmächtigten binden 
würde, Weigerung und Widerspruch entgegenzusetzen. Eine 
einseitig gefasste preussische Instruktion an den bevollmäch- 
. tigten Reichskanzler ist unvereinbar mit seiner verfassungs- 
mässigen Doppelstellung; sie führt in organischer Folge- 
richtigkeit zu jenem Konflikt der Pflichten, der die Herstellung 
einheitlichen Zusammenwirkens durch die oberste Entscheidung 
des deutschen Kaisers, Königs von Preussen erheischt, mag 
diese Entscheidung einen Wechsel der Personen oder eine 
sachliche Schlichtung herbeiführen. In diesem Weigerungs- 
und Widerspruchsrechte des Reichskanzlers und in der Noth- 
wendigkeit der einheitlichen Stimmabgabe im Bundesrathe, 
mit andern Worten in der Noth wendigkeit, dass jeden der 
siebzehn Bevollmächtigten jede preussische Instruktion gleich- 
massig trifft, liegt es, dass man mit Recht und trotz des 
Mangels jeder formellen Bestimmung dem Reichskanzler nicht 
nur eine Stelle unter den andern preussischen BevoUmäch- 
tigten, sondern dass man ihm die Führung der preussischen 
Stimme zuschreibt. 

lieber diese beschränkten, negativen Wirkungen, welche 
allein den bestehenden Verfassungsbestimmungen beiwohnen, 
haben die Bedürfnisse der praktischen Politik weit hinaus ge- 
drängt. Man hat nach Einrichtungen von positiver Leistungs- 
fähigkeit gesucht. Sie sollten es verbürgen, dass die Politik 
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des preussischen Ministeriums sich in ein solches Yerhältniss 
anbequemender Ergänzung und Verstärkung zur Politik des 
Reichskanzlers stelle^ dass die preussische Stimme im Bundes* 
rathe sich in stetiger und gesicherter Weise der kaiserlichen 
Gewalt als solcher dienstbar macht. Sie sollten noch weiter 
greifen und dem Reiche auch auf den Gang der inneren 
Politik Preussens, die ausserhalb der Kompetenz des Reiches 
liegt, einen leitenden und überwachenden Einfluss verschaffen. 
Denn allerdings nur im Einklänge der wesentlichen, der lei- 
tenden Gesichtspunkte der deutschen und preussischen Politik 
innerhalb und ausserhalb der verfassungsmässig abgegrenzten 
Kompetenzen kann das Reich nicht nur die Kraft fordersamer 
Entwickelung, sondern selbst die Bedingungen seiner Aufrecht- 
erhaltung gewinnen. 

In dieser Richtung liegt die Verbindung des Amtes des 
Reichskanzlers und seines allgemeinen Stellvertreters mit dem 
Präsidium und Vizepräsidium des preussischen Ministeriums, 
die für die Klarheit der Verantwortlichkeitsverhältnisse nicht 
unbedenkliche Berufung einzelner Vorstände der obersten 
Reichsbehörden in das preussische Ministerium, die Bevoll- 
mächtigung der obersten Reichsbeamten auf der einen und 
der preussischen Minister auf der andern Seite zum Bunde&- 
rathe, die eigenthümliche Stellung, die — nach dem Plane 
des Reichskanzlers^ — der Staatssekretär im Reichsschatz- 
amte zu dem preussischen Finanzminister und dadurch dieser 
zur deutschen Finanzverwaltung einnehmen soll. Ja selbst 
zu offenbaren Inkongruenzen ist man auf diesem Wege gelangt» 
wie es dies zweifellos ist, wenn sämmtliche preussische Bevoll- 
mächtigte zum Bundesrathe nicht, wie während des nord- 
deutschen Bundes von „Sr. Maj* dem Könige von Preussen", 
sondern von „Sr. Maj. dem Kaiser, König von Preussen" er- 
nannt werden. 

Alles dieses liegt ausserhalb der Bestimmungen der 



^ Sten. Ber. d. R. II. Session 3. Leglp. pag. 345, 385 mid die Ver- 
handlungen zum Nachtragsetat für 1878/79 ib. pag. 787 ff. 
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BeicfaBverfHfWDng; es «nd KanzefiBianen au die Anfardenrngen 
und Is öthigongBii der praktkchen Politik, die den T^Tunw« der 
BfilGhsyerfammg nbarepringen. Ja, soweit sidi ssob der ^egoD- 
wärtigen Entwic^ebmg snf die nahe laänait BchÜBfiBBii lÖBst, 
sind diese Anfarderungen nnd ¥iötbigiingen der prsiktiBcfaen 
Politik einer organischen, TerÜEfcBBnngamfissigfin Fanmilinins 
überlu^upt «dn.7^ngä^ch.nr3r^e fiZig^ 
znnäohst, Ton der Eraft nnd dem Takte zn erwarten haben, 
mit denen das schwienge TechattnisB der Qrgamsation der 
Beichsgewalt zn der preifflsischen Staatsgewalt gehandhaM 
wird. Dies tob so mehr, wenn wir die Scbwieri^sBiten in den 
Ereis der Betrachtimg eintreten lassen, die ans dem kon- 
fititntioneQen Systeme dadurch entstehen, dass die Terant- 
wortUchkeit d^ BeichskaiizTerB nnd seiner Steihrertreter gegen- 
über Bundesrath mid Seicäistag sicäi mit der Terantworthchkeit 
des preoBsiBchfin Mnnstennms gegenüber dem prenssisdien 
TaiMi#kag in das Gdeichgewicht setzen soH. 

Je mehr wir diese Schwierigkeiten erwägen, je stäiker 
wir ihnen gegenüber die nothwendige Einheüüchkeit der 
kaiserhchen nnd prensskchen Politik betonen, desto mdir be- 
darf es in allen Fällen des Zweifels, der Beibnng, des Gegen- 
satzes eines ausschlaggebenden Gewichtes. Wollen nnd sollen 
wir dieses im Beiche &iden, so tritt anch an diesen Punkten 
die Berechtigung einer Entwickehmg hervor, die die kaiser- 
liche Gewah zn einer überragenden, auf eigenem Hechte 
fuBsenden Stell nng beruft und damit zugleidi die konstitutio- 
nellen TerantwortHchkettsverhäUnisse der obersten Beichs- 
beamten organisch aosgestaltet. 



VI. 



Das Verordnungsrecht 
des Kaisers und des Bundesrathes. 



Auch das Verordnungsrecht des Präsidiums und später 
des Kaisers einerseits und des Bundesrathes andererseits hat 
in der Entwickelung aus den Entwürfen zur norddeutschen 
Verfassung und aus dieser zur Reichsverfassung mannigfache 
Wandelungen erfahren. 

Der weite Begriff des Verordnungsrechtes birgt mannig- 
fache unterschiede. 

Verstehen wir unter Verordnungen alle diejenigen An- 
ordnungen der Staatsorgane, welche im Gegensatz stehen zu 
den Verfügungen um ihrer Allgemeinheit willen und zu den 
Gesetzen, weil bei ihrer Entstehung das regelmässige Zusam- 
menwirken der konstitutionellen Faktoren nicht Platz greift, 
so tritt bei ihnen der Unterschied zwischen Vollzugsver- 
ordnungen und gesetzvertretenden Verordnungen an 
erster Stelle hervor. 

Vollzugsverordnungen sind die allgemeinen Anord- 
nungen, welche, unter Voraussetzung und nach Massgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen sowohl über die Kompetenzen der 
Behörden als über die Rechte und Pflichten der Unterthanen, 
zur Verwirklichung des in dem Gesetze angestrebten Erfolges 
oder Zustandes ein bestimmtes Verhalten der Behörden und 
Unterthanen vorschreiben. Sie sind wiederum doppelter Art: 
Verwaltungsvorschriften — im engern Sinne — , welche. 
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unter Voraussetzung der gesetzlichen Amtspflichten im Allge- 
meinen und der im auszuführenden Gesetz vorgesehenen ins*- 
hesondere, die Ordnung und die Einrichtungen des inneren 
Dienstes der Behörden und das Verhalten derselben zu ein- 
ander und zu den Unterthanen regeln, insbesondere dann, 
wenn dieses Verhalten nach Massgabe des Gesetzes durch das 
freie Ermessen des Nothwendigen und Nützlichen näher be- 
stimmt werden muss; Generalverfügungen — im engem 
Sinne — , welche, wenn das Gesetz an einen vorausgesetzten 
Thatbestand bestimmte Verpflichtungen der unterthanen knüpft, 
bei Eintritt dieses Thatbestandes das gesetzlich geforderte Ver- 
halten der Unterthanen für eine unbestimmte, aber unter dem 
Gesetz begriffene Zahl von Personen oder Fällen vorschreiben. 

Gesetzvertretende Verordnungen sind entweder or- 
ganisatorische oder Kechtsverordnungen; organisatorische 
Verordnungen, wenn sie die Organe des Staates, einschliess- 
lich der Selbstverwaltungskörper anordnen und deren Kom- 
petenzen im Verhältniss zu einander und zu den Unterthanen 
feststellen; Rechtsverordnungen, wenn sie die Rechte und 
Pflichten der Unterthanen gegen einander und im Verhältnisse 
zu den Staatsorganen selbständig bestimmen. 

Der Unterschied des Inhaltes dieser Verordnungen ist 
von massgebender Bedeutung für die Berechtigung zu ihrem 
Erlasse und für die Formen, unter denen sie Rechtsverbind- 
lichkeit gewinnen. 

Zum Erlasse von Vollzugsverordnungen bedarf es regel- 
mässig einer besondern gesetzlichen Ermächtigung nicht Die 
Ermächtigung ist durch das Gesetz, welches zu seiner Ver- 
wirklichung der behördenmässig geleiteten Thätigkeit bedarf, 
selbst gegeben; sie ist in dem organischen Verhältnisse der 
vollziehenden Gewalt zur Gesetzgebung und in der gesetzlich 
hierarchischen Gliederung der Behördenorganisation als Recht 
und Pflicht enthalten. Nur ist es hierin begriffen, dass gerade 
die ein Gesetz erfordernde Abgrenzung der Kompetenz ver- 
schiedener Organe, welche auf dem Gebiete der vollziehenden 
Gewalt konkurriren, in der gesetzlichen Regelung des Rechtes 
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der Vollzugsverordnungen einen hervorragenden Ausdruck fin- 
den kann, wie dies z. B. für das deutsche Reich im Verhält- 
niss von Bundesrath und Kaiser und von Reich und Einzel- 
staaten geboten ist. 

Im vollen Gegensatze hierzu fordert die Berechtigung, 
gesetz vertretende Verordnungen zu erlassen, im konstitutio- 
nellen Systeme stets den Nachweis der besonderen rechtlichen 
Ermächtigung sowohl für das erlassende Organ als für den 
zu regelnden Gegenstand, mag diese rechtliche Ermächtigung 
im Uebrigen auf ausdrücklichen Bestimmungen von Verfassung 
und Gesetz oder auf gleichwerthiger gewohnheitsrechtlicher 
Bildung beruhen. Denn die Vertretung des Gesetzes durch 
eine Verordnung ist Abweichung von der verfassungsmässigen 
Organisation und Funktion der gesetzgebenden Faktoren. 

Nicht minder scharf tritt der Unterschied der beiden Ver- 
ordnungsarten in den Bedingungen ihrer Rechtsverbindlichkeit, 
in den Formen der Bekanntmachung im weiteren Sinne hervor. 

Wie die rechtsgültig von der kompetenten Behörde er- 
lassene Verfügung durch Insinuation a&.die Gehorsams- 
pflichtigen ^verbindlich wird, so auch die Vollzugsverordnung. 
Insinuation aber ist die Erwirkung der thatsächlichen Eennt- 
nissnahme der ergangenen Verfügung oder Vollzugsverordnung 
von Seiten der Gehorsamspflichtigen durch eine zweckent- 
sprechende, öffentlichen Glauben an sich tragende Handlung 
der Behörde. Die Rechtsverbindlichkeit und mithin die an 
den Ungehorsam geknüpften Rechtsfolgen sind hier durch den 
Erfolg der Kenntnissnahme bedingt; es stehen der Insinuation 
regelmässig weder Präsumtionen noch Verpflichtungen der 
Unterthanen zur Seite, welche die Nichtkenntniss zur an- 
rechenbaren Schuld machen könnten. Darum aber auch sind 
die Formen wechselnde, in das Ermessen der erlassenden Be- 
hörde gestelltes bald mündliche, bald schriftliche, bald per- 
sönliche Behändigung, bald allgemeine Bekanntmachung. Nur 

^ Daher das Recht der vorgesetzten Behörde, gewisse Blätter zum 
Insinuationsmittel für die nachgeordneten Behörden zu machen; die 
Nichtkenntniss ihres Inhaltes ist alsdann Verletzung der Amtspflichten. 
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durch besondere gesetzliche Vorschrift kann eine bestimmte 
Form der Insinuation zur Bedingung der Rechtsverbindlichkeit 
erhoben und ebenso kann an eine gewisse Bekanntmachung 
die Präsumtion und die ßechtspflicht der Kenntnissnahme ge- 
knüpft werden.^ Insbesondere werden häufig die Vollzugs- 
verordnungen der höchsten Organe des Staates, wenigstens 
dann wenn sie Rückwirkungen auf die Rechte und Pflichten 
der Unterthanen ausüben, in den Formen der Gesetze mit 
ihren Rechtsfolgen verkündet. 

Im Gegentheile erfordern die gesetzvertretenden Verord- 
nungen, wie die Gesetze selbst, an deren Stelle sie fungiren, 
für ihre Rechtsverbindlichkeit die Verkündigung. 

Die Verkündigung des Gesetzes durch das zuständige 
Organ ist im Verhältnisse zu den gesetzerzeugenden Faktoren 
erster Akt der Vollziehung des rechtsgültig entstandenen 
Staats willens, der in der erklärten Sanktion seinen Abschluss 
findet; aber sie ist im Verhältniss zu den Staatsangehörigen, 
deren Gehorsamspflicht zu Anerkennung und Befolgung ge- 
bunden und bestimmt werden soll, integrirender und ab- 
schliessender Bestandtheil des Bildungsprozesses des Staats- 
willens, weil er für dieselben erst D^ erzeugt, was für sie 
den Staatswillen erst rechtlich relevani; macht, die Rechtsver- 
bindlichkeit desselben. Die Verkündigung ist überall in un- 
serer modernen Staatsentwickelung, nachdem sie die Formen, 
die sie in öffentlicher Verlesung und Anschlag den Formen 
der Insinuation näherte, abgestreift hat, zu einem Formalakte 
geworden. So insbesondere durch die Bestimmungen der 
Reichsverfassung in Artikel 2 und 17. Sie ist zu einem 
Formalakte geworden in dem einen Sinne, dass bei Einhaltung 
der gesetzlichen Verkündigungsformen die Rechtsverbindlich- 
keit des rechtsgültig entstandenen Staatswillens unangesehen 
der thatsächlichen Kenntnissnahme und ohne Rücksicht auf 



* S. z. B. Vereinszollgesetz vom 1. Jnli 1869 § 163 und Gesetz betr. 
die zur Abwehr der Kinderpest erlassenen Vieheinfubrverbote vom 
21. Mai 1878 § 3. 

Haenel, Studien, n. 5 
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das Verschulden oder Nichtverschulden ihres Mangels eintritt* 
und in dem andern Sinne, dass bei dem Mangel der gesetz- 
lichen Verkündigungsformen auch die glaubwürdigste Bezeugung 
und die thatsächliche Eenntniss des rechtsgültig entstandenen 
Staatswillens eine Rechtsverbindlichkeit nicht erzeugt. 

Das gilt gleichmässig vom Gesetze wie von der gesetz- 
vertretenden Verordnung. Denn immer tritt diese an die 
Stelle jenes. Nur kraft besonderer gesetzlicher Anordnung, 
aber niemals ohne diese, kann die Kechtsverbindlichkeit der 
gesetzvertretenden Verordnung überhaupt oder einer gewissen 
Grattimg derselben an andere Verkündigungsformen gebunden 
werden, als die für Gesetze in Verfassung und Gesetz vorge- 
schriebenen und nur unter gleicher Voraussetzung können 
Organe des Staates ermächtigt sein, durch eine Verordnimg, 
die ihrer Natur nach eine Kechtsverordnung ist, die rechts- 
verbindlichen Formen der Verkündigung festzustellen. 

Nicht minder bedeutsam als der zwischen Vollzugsver- 
Ordnungen und gesetzvertretenden ist der andere Unterschied, 
der aus der Natur zusammengesetzter Staatswesen entspringt, 
der Unterschied zwischen unmittelbaren und mittelbaren 
Verordnimgen. 

Ein unmittelbares Verordnungsrecht ist in einem 
zusammengesetzten Staatswesen dann vorhanden, wenn die von 
den Organen des Centralstaates erlassenen rechtsgültigen Ver- 
ordnungen mittels Verkündigung oder Insinuation im Namen 
und durch die Organe des Centralstaates dieselbe Rechtsver- 
bindlichkeit für die Behörden und Unterthanen sowohl des 
Centralstaates als der Einzelstaaten empfangen, wie im Ein- 
heitsstaate. Nur mittelbar ist das Verordnungsrecht, wenn 
die von den hierzu berufenen Organen des Centralstaates oder 
der centralen politischen Korporation rechtsgültig beschlossenen 
Verordnungen zunächst lediglich die verfassungsmässige Ver- 
pflichtung der Einzelstaaten als solcher erzeugen, dieselben in 

^ Damit ist der Frage nicht vorgegrififen, wieweit das Gesetz ein- 
zelne Rechtsfolgen von dem Bewusstsein der Kechtswidrigkeit, also von 
der Eenntniss des rechtsverbindlichen Gesetzes abhängig macht. 
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den Formen, die das Partikularrecht zu Gebote stellt, den 
Behörden und ünterthanen der Einzelstaaten zu insinuiren 
oder zu verkünden. Der Erlass der Verordnung durch das 
Centralorgan erzeugt hier nur die Bechtsverbindlichkeit für 
die Einzelstaaten zur Verkündigung oder Insinuation, erst 
der Erlass der Verordnung mittels Verkündigung oder Insi- 
nuation durch die Einzelstaaten erzeugt die Bechtsverbind- 
lichkeit für die Behörden und Ünterthanen. Der rechtliche 
Unterschied' zwischen einer mittelbaren Verordnung des 
centralen Staatswesens und einer partikularen Verordnung 
des Einzelstaates beruht demnach darauf, dass, während 
bei beiden die Bechtsverbindlichkeit für Behörden und 
Ünterthanen an die gleichen, partikularrechtlichen Bedingungen 
geknüpft ist, die Bechtsgültigkeit bei jener von den durch 
die Verfassimg des Centralstaatswesens vorgeschriebenen Kom- 
petenzen und Fofmen der Willensbildung, bei dieser von den 
Bestimmungen der Partikularverfassungen abhängt. 

Das mittelbare Verordnungsrecht entspricht dem Wesen 
des Staatenbundes, das unmittelbare dem des Bundesstaates. 



Die Entwürfe zur norddeutschen Verfassung enthalten 
keinerlei Bestimmung, welche mit dem herkömmlichen Satze 
konstitutioneller Verfassungen, etwa der preussischen: „Der 
König erlässt die zur Ausführung der Gesetze nöthigen Ver- 
ordnungen" gleichwerthig gewesen wäre. 

Es war dies nicht zufällig. Indem der Artikel 4 der 
Verfassung die Kompetenz des Bundes in grundsätzlicher 
Weise feststellte, war es keineswegs die Absicht in der Summe 
seiner Klauseln nur die materiellen Gebiete für die politische 
Thätigkeit des Bundes zu bezeichnen, sondern er beschränkte 
zugleich die formellen Hoheitsrechte, welche dem Bunde auf 
jenen Gebieten allein zustehen sollten. Nur und ausschliesslich 
zur Gesetzgebung und im weiten Gebiete der vollziehenden 
Gewalt nur zur Beaufsichtigung wurde der Bund befugt. Im 
üebrigen fiel die gesammte Vollziehung auf den durch die 
Bmidesgesetzgebung beherrschten Gebieten den Einzelstaaten 
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zu. Ihre Sache war es die zur Ausführung der Gesetze er- 
forderlichen Verordnungen zu erlassen. Dies galt grundsätz- 
lich von allen Vollzugsverordnungen, nicht aber in gleicher 
Weise von den gesetzvertretenden Verordnungen. Denn wenn 
auch die Einzelstaaten berufen und berechtigt waren, sei es 
im Wege der partikularen Gesetzgebung oder in dem der 
Verordnungen Ergänzungen der Bundesgesetze, die diese nicht 
selbst bewirkt hatten, zu treffen, so war doch auf der andern 
Seite der Bund berechtigt, innerhalb seiner Kompetenzen das 
Mass der gesetzlichen Spezialisirung soweit zu erschöpfen, dass für 
gesetzvertretende Ausführungsverordnungen der Einzelstaaten 
kein Raum mehr übrig blieb. Gerade dieser Umstand liess ohne 
Verletzung der verfassungsmässigen Grenzen eine Entwickelung 
frei, die den Organen des Bundes im Wege besonderer gesetzlicher 
Ermächtigungen das Recht beilegte, was die Verfassung unmittel- 
bar nicht regelte, das Recht zu gesetzvertretenden Verordnungen. 

Eine unmittelbare Regelung des Verordnungsrechtes trafen 
die Verfassungsentwürfe nur auf den Gebieten, auf welchen 
über die grundsätzlichen Feststellungen des Artikel 4 hinaus 
und nach Massgabe der Abschnitte VI bis XI weitergehende 
Kompetenzen des Bundes begründet wurden. Hier stossen 
wir auf Verordnungsrechte th^ils des Präsidiums, theils des 
Bundesrathes, aber beide waren in besonderer Weise gestaltet. 

I. Dem Präsidium, König von Preussen, Bundesfeldherm, 
waren Verordnungsrechte eingeräumt auf dem Gebiete des 
Post- und Telegraphenwesens, der Kriegsmarine, des Bundes- 
kriegswesens. Da aber nach der mit grösserer oder geringerer 
Klarheit durchgearbeiteten Auffassung der Entwürfe alle drei 
Bezeichnungen Identisches bedeuteten, da sie immer nur hege- 
monische Rechte des preussischen Staates über die Bundes- 
staaten verfassungsmässig begründeten, so konnte auch dieses 
Verordnungsrecht nur ein preussisches sein, welches unter der 
Verantwortlichkeit der preussischen Ministerien stand und dem 
nur die preussischen Formen des Erlasses und der Insinuation 
oder Verkündigung zu Gebote standen. Damit aber bedurfte 
die Schwierigkeit einer Lösung, in welcher Weise die Rechts- 
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yerbiBdlichkeit preussischer Verordnungen über die territo- 
rialen Grenzen Preussens hinaus erstreckt werden sollte. 

Diese Schwierigkeit blieb im Gebiete des Post- und 
Telegraphenwesens verdeckt. Hier genügte der Besitz der 
technischen Anstalten, die verfassungsmässig zugesprochene 
Befugniss der Organisation und Direktion der Behörden, die 
rechtliche Möglichkeit, die Beziehimgen zum Publikum als 
privatrechtliche Bedingungen für die Benutzung der Anstalten 
izu regeln, um, einen feststehenden gesetzlichen Bahmen nach 
preussischen Grundsätzen vorausgesetzt, die erforderlichen 
„reglementarischen Festsetzungen und administrativen Anord- 
nungen" zu treffen, ohne damit die Rechtsverbindlichkeit 
preussischer Verordnungen für nichtpreussische Unterthanen 
zu beanspruchen oder die vollziehende Gewalt der andern 
Staaten zu durchkreuzen. Hatte doch das Haus Thum und 
Taxis ohne jede staatliche Gewalt die Postverwaltung in einem 
ansehnlichen Theile Deutschlands, und auch Preussen dieselbe 
auf nur vertragsmässiger Grundlage in einer Reihe von 
Staaten (Anhalt, Schwarzburg untere Herrschaften, Waldeck, 
oldenbuTgisches Birkenfeld) ohne jede Schwierigkeit geführt. 
Aehnlich lag der Sachverhalt bei der Kriegsmarine. Wenn, 
wie man mit Grund annahm, in dem durch Verfassungs-Ar- 
tikel 50 (jetzt 53) zugesprochenen Rechte des Oberbefehls, 
der Organisation und Zusammensetzung das Verordnungsrecht 
in den Grenzen der preussischen Gesetzgebung einbegriffen 
war, so brachte es die Natur der Flottenorganisation — die 
gesetzliche Regelung der Dienst- und sonstigen Leistungs- 
pflichten der Unterthanen vorausgesetzt — ntiit sich, dass sich 
auch hier das ausdrücklich als preussisches bezeichnete 
Verordnungsrecht ohne jede Kreuzung mit den Herrschafts- 
rechten anderer Bundesstaaten entfalten konnte. 

Eine bestimmtere und klarere Lösung der Schwierigkeit, 
welche der Wirksamkeit des preussischen Verordnungsrechtes 
entgegenstand, musste aber auf dem Gebiete des Militärwesens 
stattfinden. Sie ist durch Verfassungsartikel 57 (jetzt .61) 
versucht worden, welcher lautet: 
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„Mit Publication dieser Verfassung ist in dem ganzen 
Bundesgebiete die gesammte preussische Militärgesetzgebung 
ungesäumt einzufuhren, sowohl die Gesetze selbst als die zu 
ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlassenen 
Reglements, Instruktionen und Reskripte etc." 

Will man diesem Wortlaute mit seinem „ungesäumt", mit 
seiner Unterlassung jeder Beziehung auf ein etwa zuständiges 
Bundesorgan nicht Gewalt anthun, so kann man hier nur die 
Verpflichtung der Bundesregierungen ausgesprochen finden, die 
Einführung der preussischen Gesetze und Verordnungen kraft 
ihrer partikulären Staatsgewalt zu bewirken, wie dies denn auch 
für Sachsen in ausdrücklicher Beziehung auf die Bestimmungen 
des Verfassungsentwurfes durch die Militärkonvention vom 
7. Febr. 1867 (a. 2) anerkannt und thatsächlich geschehen 
ist.^ Ist dies aber richtig und ist es femer zweifellos, dass 
dieser Artikel die weitere Fortbildimg der Militärverwaltung 
durch das Verordnungsrecht nach Massgabe und in den 
Grenzen der preussischen Gesetzgebung vor Augen hatte, so 
ist auch der Schluss berechtigt, dass die fernerhin ergehenden 
militärischen Verordnungen als preussische ergehen sollten und 
dass auch für diese die Verpflichtung, aber auch die Berech- 
tigung der Einzelstaaten zu ihrer ungesäumten Einführung 
durch die partikularen Formen der Insinuation oder Verkün- 
digung in Geltung blieb. 

Diese Auffassung findet ihre volle Bestätigung durch die 
Bestimmung des letzten Absatzes des Artikel 59 (jetzt 63), 
die nur durch sie Zusammenhang und Erklärlichkeit findet. 
Denn ihr zufolge sollen selbst solche Verordnimgen, die sich 
auf die „Administratoin, Verpflegung, Bewaflhung und Aus- 
rüstung" der Truppen beziehen, die ihrer miUtärisch-tech- 
nischen Natur nach in engster Verbindung mit dem einheit- 



^ S. die Aeussenmg des Bundeskommissars von Puttkammer, 28. Mai 
1869, Sten. Ber. des Beichstages S. 1131. Laband, Staatsrecht HI, 
pag. 15fif. Bemerkenswerth ist, dass a. 58 des preussischen Entwurfes 
lautete: „Mit Publikation dieser Verfassung ist in dem ganzen Bundes- 
gebiete die gesammte preussische Milit&rgesetzgebung eingeführt** etc. 
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liehen Oberbefehl stehen, doch nur in der Form preussischer 
Anordnungen ergehen, sie sollen ihre Rechtsverbindlichkeit 
für alle nicht preussischen Truppentheile erst erhalten durch 
den künstlicli verschlungenen Weg der Mittheilung an den 
Bundesrathsausschuss für das Landheer und die Festungen 
und dessen weiterer Mittheilung an die Kommandeure der 
Eontingente, die endlich ihrerseits „in geeigneter Weise" das 
zu ihrer Einführung Erforderliche zu bewerkstelligen haben. 
Aus dem Allen ergiebt sich, dass nach der Anlage der 
Entwürfe das Verordnungsrecht des Präsidiums, des Königs- 
von Preussen, des Oberfeldherrn, nirgends eine unmittelbare 
Rechtsverbindlichkeit für die Behörden oder Unterthanen der 
übrigen Bundesstaaten in Anspruch nahm, sondern dass es 
nur als ein mittelbares auftrat, welches jene Rechtsverbind- 
Uchkeit erst mittels partikularer Formen gewann. 

II. Auch dem Bundesrathe billigten die Entwürfe ein 
gewisses Verordnungsrecht zu — ausdrücklich im Gebiete des 
ZoU- und Steuerwesens, nach einer berechtigten Deutimg in 
dem des Eisenbahnwesens. 

„Der Bundesrath", so lautete Artikel 34 (später 37), be- 
schliesst — 2.) über die zur Ausführung der gemeinschaft- 
lichen Gesetzgebung (Artikel 32: gesammtes Zollwesen, Be- 
steuerung von einheimischem Zucker, Branntwein, Salz, Bier, 
Tabak) dienenden Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen." 
Schon der Wortlaut widerspricht hier der Annahme eines 
unmittelbaren Verordnungsrechtes und noch mehr thun dies 
die weitern verfassungsmässigen Bestimmungen. Denn nach 
Artikel 33 (jetzt 36) bleibt jedem Bundesstaate die Erhebung 
und Verwaltung der Zölle und Verbrauchssteuern, soweit der- 
selbe sie bisher ausgeübt hat, innerhalb seines Gebietes über- 
lassen. Dass aber zu dieser vorbehaltenen Verwaltung an 
erster Stelle die eigene und unmittelbare Direktion der Be- 
hörden und Beamten und damit auch die Insinuation der auf 
den Beschlüssen des Bundesrathes beruhenden Vollzugsverord- 
nungen gehört, die sich überall als Dienstinstruktionen, Regu- 
lative darstellten, kann nicht bezweifelt werden. Allerdings 
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waren nach Massgabe der bisher im Zollvereine in überein- 
stimmender Weise geltenden Gesetzgebung, insbesondere des 
Zollgesetzes und der Zollordnung, unter den „Verwaltungsvor- 
schriften" nicht nur reine Vollzugsverordnungen zu verstehen; 
die „Dienstvorschriften" und „Regulative" enthielten zahlreiche, 
aus den Gesetzen nicht unmittelbar abzuleitende Kontrollvor- 
schriften, die den betheiligten Unterthanen besondere Ver- 
pflichtungen und zwar unter Strafandrohungen auferlegten; 
auch stellten sie Bedingungen für Steuerkredite, Steuererlasse 
und für die Benutzung der Niederlagen auf, deren ErfuUung 
vielfach nicht blos eine administrative Begünstigung , sondern 
ein festes Recht gewährt. Aber auch dies weitergehende Ver- 
ordnungsrecht deckte die Bestimmung des Verfassungs- Arti- 
kels 37 (jetzt 40), wonach die Bestimmungen in dem ZoUver- 
einigungsvertrage vom 16. Mai 1865, „soweit sie nicht durch 
die Vorschriften der gegenwärtigen Verfassung geändert sind", 
in Kraft bleiben. Denn nach a. 34 dieses Vertrages sollte 
„die Verkündigung der gemeinschaftlichen Verträge, Gesetze 
und Verordnungen überhaupt, in jedem der vereinten Staaten 
im Namen der Regierung** geschehen. Hieran hat aber die 
„gegenwärtige Verfassung" nur in Bezug auf Verträge und 
Gesetze, nicht in Bezug auf Verordnungen eine Aenderung 
getroffen. Und so war es Alles in Allem nicht die Absicht 
des Artikel 34 des Entwurfes das Verordnungsrecht der Bun- 
desregierungen auf dem Gebiete des Zoll- und Steuerwesens 
anders zu gestalten, als es sich gegenüber den Beschlüssen 
der Zollkonferenz des Zollvereines verhalten hatte; nur die, 
in anderer Rücksicht allerdings fundamentale Aenderung 
trat ein, dass die Befugnisse der an das Erfordemiss der 
Einstimmigkeit gebundenen Zollkonferenz sich in Beschluss- 
rechte des durch die Mehrheit beherrschten Bundesrathes um- 
wandelten. 

Noch prägnanter trat die Besonderheit des Verordnungs- 
rechtes des Bundesrathes in den Bestimmungen des Entwurfes 
über das Eisenbahnwesen hervor. Wenn hier Artikel 39 (jetzt 42) 
vorausschickt: 
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„Die Bundesregierungen verpflichten sich, die 
Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie 
ein einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behufe 
auch die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen** 
und alsdann Artikel 40 (jetzt 43) fortfährt: 

„Es sollen demgemäss in thunlichster Beschleunigung 
gleiche (jetzt: „übereinstimmende") Betriebseinrich- 
tungen getroffen, insbesondere gleiche Bahn -Polizei 
und Betriebsreglements für Personen- und Güter- 
transport (jetzt nur: „gleiche Bahnpolizeireglements") 
eingeführt werden" 
so war damit das Recht des Bundes zum eigenen, immittelbar 
rechtsverbindlichen Erlass dieser Reglements schlechterdings 
ausgeschlossen. Zweifellos war es Aufgabe des Bundes für 
die Gleichheit, für die üebereinstimmung der Reglements Sorge 
zu tragen und nach dem ganzen organisatorischen Zusammen- 
hange ist die Annahme gerechtfertigt, dass dies vermittelst der 
Beschlüsse des Bundesrathes geschehen sollte, aber eben so 
zweifellos war der formelle Erlass dieser Reglements, ihre 
Insinuation oder Verkündigung das Recht der Einzelstaaten. ^ 
Ueberall war der Bimdesrath nur zu Beschlüssen über Ver- 
ordnungen befugt, nur ein mittelbares, nicht ein unmit- 
telbares Verordnungsrecht stand ihm zu. 

Das schmale und eigenthümlich gewandte Verordnungs- 
recht der Verfassungsentwürfe hat im norddeutschen Bunde 
imd im Reiche eine reiche und manigfaltige Entwickelung 
gefanden. 

L An erster Stelle wurde durch die organisatorische 
Umwandlung, welche die Verfassungsentwürfe durch die Be- 
schlüsse des Reichstages zu Artikel 18 (jetzt 17) erlitten, das 
auf der hegemonischen Stellung Preussens beruhende Verord- 
nungsrecht berührt Wenn fortan das Präsidium ein selbstän- 
diges, von Preussen unterschiedenes Organ des Bundes bildete, 



Vergleiche Lab and, Staatsrecht U, pag. 363 ff. 
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80 war damit die rechtliche Möglichkeit gescliaflfen, dem Prä- 
sidium als solchem und später dem Kaiser ein Verordnungs- 
recht und zwar mit uimiittelbarer Rechtsverbindlichkeit für 
das Reich beizulegen. 

Allerdings zunächst und unmittelbar durch jene Ver- 
fassungsänderung verwirklichte sich die rechtliche Möglichkeit 
wahrer präsidialer Verordnungen nur an einem einzigen Punkte, 
am Verordnungsrechte im Gebiete des Post- und Telegraphen- 
wesens, an jenem Punkte also, an welchem nur mit Mühe die 
rechtUche Veränderung wegen ihrer Gleichgültigkeit für den 
praktischen Gang der Dinge und unter den verdeckenden 
Ausdrücken des Verfassungstextes wahrgenommen werden 
konnte. Denn nach dem ausdrücklichen Wortlaute des a. 53 
blieb es für die Kriegsmarine bei dem preussischen Verord- 
nungsrechte; erst die andere Fassung der Reichsverfassung hat 
es zu einem kaiserlichen erhoben. Und die besondere Gestaltung 
des preussischen Verordnungsrechtes im Gebiete der Militärver- 
waltung hat für die Anordnungen auf Grund des letzten Satzes des 
Artikel 63 schlechthin unverändert und für die Verordnungen 
auf Grund des Artikel 61, soweit nicht die neuere Militär- 
gesetzgebung das Verordnungsrecht ausdrücklich auf den 
Kaiser übertragen hat, ihre dauernde Geltung unter der 
Reichverfassung behauptet. 

Die Ansicht insbesondere, als ob der geänderte Wortlaut 
des zweiten Satzes des Artikel 18 des Entwurfes (jetzt 17) 
schon für sich dem Präsidium irgend welches Verordnungs- 
recht eingeräumt habe, ist nicht gerechtfertigt. Denn wenn 
derselbe lautet: 

„Die Anordnungen und Verfügungen des Bundesprä- 
sidiums (Kaisers) werden im Namen des Bundes (Rei- 
ches) erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung des Bundes- (Reichs-)kanzlers, welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt" 
so wird damit nur die Form des Verordnungsrechtes festge- 
stellt In welchen Fällen, in welchem Umfange dasselbe, 
insbesondere im Unterschiede von dem Verordnungsrechte des 
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Bundesrathes auszuüben sei, das konnte nach strenger Aus- 
legung nur in den anderweitigen Bestimmungen der Verfassung 
oder in der weitem Entwickelung der Gesetzgebung seine 
Feststellung finden.^ 

Aber allerdings die praktische Handhabung der Verfassung 
während des norddeutschen Bundes ist über diese Strenge der 
Auslegung hinausgegangen. Sie ist in vielen Fällen von der 
Voraussetzung ausgegangen, als ob stillschweigend der Satz 
verfassungsmässig begründet wäre, dass überall da, wo die 
Verfassung und alsdann die Bundesgesetze einen Anhalt für 
ein Verordnungsrecht im Namen des Bundes überhaupt boten 
und dasselbe nicht ausdrücklich auf den Bundesrath über- 
trugen, das Präsidium als solches zum Erlasse der Verordnung 
berufen sei. Demgemäss erliess das Präsidium ohne besondere 
Ermächtigung, unmittelbar auf Grund der Verfassungsartikel 

2. 17. 18. 55 und zur Ausführung derselben, die Verordnungen 
über die Einführung des Bundesgesetzblattes vom 26. Juli, 
über die Einrichtung des Fundeskanzleramtes vom 12. August, 
über die Bundesflagge der Kauflfahrteischiffe vom 25. Oktober, 
über den Diensteid der unmittelbaren Bundesbeamten vom 

3. Dezember 1867 und auf Grund des § 2 des Vereinszoll- 
gesetzes vom 1. Juli 1869, welches nur allgemein von einem 
„angeordnet werden können" spricht, die zahlreichen Einfuhr- 
und Ausfuhrverbote des Jahres 1870, letztere mit einer eben- 
sowenig vorgesehenen Zustimmung des Bundesrathes.* Ja das 
Präsidium hat sich trotz aller Bedenken, die einer solchen 
Auslegung entgegenstehen, auf Grund des Artikel 61 der Ver- 
fassimg das Recht zugesprochen, durch die Verordnungen vom 
7. November und 29. Dezember 1867 eine Reihe preussischer 
Gesetze und Verordnungen über das Militärwesen in das übrige 
Bundesgebiet einzuführen. 

Diese freiere Entwickelung des Verordnungsrechtes des 



^ S. Seydel gegen Zorn in Hirth's Annalen 1876 pag. 11 fF. und 
Laband, Staatsrecht II pag. 71 ff. 

« Bundesgesetzblatt von 1870 S. 483. 487. 509. 511. 513. 521. 563 
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PräBidiums fand ihr Ende mit der Einschaltung, welche die 
Redaktion der Reichsverfassiing im Artikel 7 vomahm. Sie 
fahrte das Resultat herbei, dass überall da, wo überhaupt ein 
Verordnungsrecht ohne ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung 
begründet sein konnte und die Zubilligung desselben an ein 
anderes Organ nicht stattfand, die Zuständigkeit des Bundes- 
rathes eintrat. Hiemach bedarf es für die allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften und Einrichtungen, die zur Ausführung 
der Reichsgesetze erforderlich sind, wie aber auch selbstver- 
ständlich für alle gesetzvertretenden Verordnungen der be- 
sonderen gesetzlichen Ermächtigung, um dem Kaiser im Unter- 
schiede vom Bundesrathe das Verordnungsrecht zuwachsen zu 
lassen. Solche besondere gesetzliche Ermächtigungen sind 
dann im reichen Masse wie schon im norddeutschen Bunde, 
so im deutschen Reiche für Präsidium und Kaiser bald in 
ausschliesslicher Berechtigung desselben, bald in Bindung an 
die Zustinunung des Bundesrathes oder an das Einvernehmen 
mit demselben, bald auch unter Vorbehalt einer nachträglichen 
Einwirkung des Reichstages ergangen.^ 

1 Verordnungen de^ Kaisers kraft besonderer gesetzlicher Er- 
mächtigung: 

I. in ausschliesslicher Berechtigung: Passgesetz Tom 

12. Okt. 67 § 9. — Quartierleistungsgesetz vom 25. Juni 68 § 20. — 
Kinderpestgesetz vom 7. April 69 § 8. — Wechselstempelgesetz vom 
10. Juni 69 § 22. — Gewerbeordnung vom 21. Juni 69 § 6. — Straf- 
gesetzbuch § 145. — Reichsbeamtengesetz vom 31. März 73 §§ 14. 17. 
159. — WohnungsgeldzuBchussgesetz vom 30. Juni 73 § 2. — Reichs- 
militärgesetz vom 2. Mai 74 §§ 6. 7. 8. 17. 71. — Personenstandsgesetz 
vom 6. Februar 75 § 71. — Friedens -Naturalleistungengesetz vom 

13. Febr. 75 § 18. — Landsturmgesetz vom 12. Febr. 75 § 8. — Kon- 
trollgesetz vom 15. Febr. 75 § 8. — Elsasslothr. Verfassungs- und Ver- 
waltungsgesetz vom 4. Juli 79 §§1. 5. 10. 17. — Reichsmilitärgesetz 
vom 6. Mai 80 art. III. 

II. unter Zustimmung des Bundesrathes: Quartierleistungs- 
gesetz vom 25. Juni 68 § 19. — Reichskriegsschatzgesetz vom 11. Nov. 71 
§ 3. — egyptisches Konsulatsgesetz vom 30. März 74. — Robbengesetz 
vom 4. Dez. 76. — Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetze 
vom 27. Jan. 77 §§ 3. 15. 16. 17. — Einführnngsgesetz zur Civilpro- 
zessordnung vom 30. Jan. 77 § 6. — Patentgesetz vom 25. Mai 77 
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In welchem Umüange aber auch dem Präsidium und dorn 
Kaiser das Verordnungsrecht zugesprochen wurde, es 8tio88 
nicht mehr auf die Schwierigkeit, die nach den Verfassung«- 
entwürfen der Rechtsverbindlichkeit preussischer Verordnungen 
für das übrige Bundesgebiet entgegenstanden. Es mochte eine un- 
mittelbare Rechtsverbindlichkeit für sich in Anspruch nehmou; 
denn die Verfassung bot zur Verwirklichung dieses Ansprudios 
den genügenden Anhalt. Wenn dieselbe dem Präsidium iu 
ihrem Artikel 17 die Ausfertigung und Verkündigung der 
Reichsgesetze unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers zu- 
schrieb, wenn sie in ihrem Artikel 2 für diese Verkündigung 
von Bundeswegen das Mittel des Bundesgesetzblattes anordnete 
und mit diesen beiden Erfordernissen den Reichsgesetzen eine 
unmittelbar rechtsverbindliche Kraft verlieh, so war die zu- 
reichende rechtliche Grundlage gegeben, um bei Erfüllung, 
aber auch nur bei Erfüllung beider Erfordernisse den gesetz- 
vertretenden Verordnungen des Präsidiums, soweit es zu solchen 
ermächtigt wurde, dieselbe unmittelbar rechtsverbindliche Kraft 
beizulegen, wie den Gesetzen. Demgemäss ist die Verordnung 
vom 26. JuU 1867, betreffend die Einführung des Bundesge- 
setzblattes für den norddeutschen Bund, ergangen. Ja diese 
Verordnung greift weit aus. Sie ordnet an, dass „sämmtliche 
Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidiums (Arti- 
kel 17)", also jetzt auch des Kaisers durch das Bundesgesetz- 
blatt des norddeutschen Bundes, jetzt das Reichsgesetzblatt 



17. 18. 32. — Gerichtskostengesetz vom 18. Juni 78 § 98. — Nah- 
ningsmittelgesetz vom 14. Mai 79 §§ 5. 6. — Zolltarifgesetz vom 
15. Juli 79 § 6. — Bosnisches Konsulatsgesetz vom 7. Juni 80. 

III. im Einvernehmen mit dem Bundesrathe: Eautionsgesetz 
vom 2. Juni 69 §§ 3. 7. 16. — Beichsbeamtengesetz vom 31. März 73 
§§18. 87. 88. — Seewartengesetz vom 9. Jan. 75 § 4. — Bankgesetz 
vom 14. März 75 § 40. 

lY. unter nachträglicher Einwirkung des Reichstages: 
Nachträgliche Genehmigung: Einführungsgesetz zur Civilprozessordnung 
vom 30. Jan. 77 § 6. — Zolltarifgesetz vom 15. Juli 79 § 6. — Vorlage 
und Ausserkraftsetzung auf Verlangen: Nahrungsmittelgesetz vom 
14. Mai 79 § 7. 
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verkündet werden sollen. Sie befasst darunter selbst reine 
Vollzugsverordnungen. Und wenn es auch nicht bezweifelt 
werden kann, dass überall da, wo die vollziehende Gewalt 
des Reiches sich zu einer unmittelbaren und eigenen Ver- 
waltung durch kaiserliche Behörden und Beamte ausgestaltet 
hat, die Kraft der blossen Insinuation rechtsgültiger Ver- 
fügungen und allgemeiner Dienstvorschriften, die der Kaiser 
oder unter kaiserlicher Autorität die vorgesetzten Behörden 
erlassen, nicht gebrochen werden sollte und konnte, so be- 
wirkt doch der strikte Wortlaut der Verordnung im Zusammen- 
halte mit den Bestimmungen der Verfassung, dass eine un- 
mittelbar rechtsverbindliche Kraft irgend welcher Verordnung 
oder Verfügung des Kaisers über den zu beamtenmässigem 
Gehorsam verpflichteten Kreis hinaus und im Mangel ander- 
weitiger, ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung, niemals an- 
ders begründet werden kann, als durch kaiserliche Verkün- 
digung mittels des Reichsgesetzblattes. 

Nach dieser Anordnung ist denn auch grundsätzlich und 
regelmässig verfahren worden. 

Allein auch in den Verkündigungsformen haben Schwan- 
kungen stattgefunden. In einzelnen Fällen sind Verordnungen 
des Präsidiums und Kaisers, die als solche durch die Gegen- 
zeichnung des Kanzlers Rechtsgültigkeit empfingen, im Reichs- 
gesetzblatte nicht publizirt worden. So die Militärersatz- 
instruktion für den norddeutschen Bund vom 26. März 1868 
und die deutsche Wehrordnung vom 28. September 1875. Sie 
haben um dieses Mangels willen Rechtsverbindlichkeit nur 
mittels zutreffender partikularer Verkündigungsformen erhalten 
können; sie haben das kaiserliche Verordnungsrecht von einem 
unmittelbaren zu einem nur mittelbaren herabgesetzt. Und 
sie haben sich für dieses Verfahren nicht etwa stützen können 
auf die Vorschriften der Artikel 61 und 63 der .Verfassung, 
denn diese setzen zur Anwendbarkait ihrer Verkündigungs- 
formen preussische Verordnungen voraus, denen Rechts- 
verbindlichkeit für das übrige Bimdesgebiet verschafft werden 
soll. In einer andern, nicht minder anomalen Wendung ha* 
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man die Anwendbarkeit dieser Artikel dadurch ermöglicht, 
dass Verordnungen, zu denen der Kaiser als solcher kraft 
Beichsgesetzes ermächtigt ist, als preussische Verordnungen 
ergangen sind. So die Kriegsartikel und die Disziplinarstraf- 
ordnung für das Heer vom 31. Oktober 1872,^ und die Heer- 
ordnung vom 28. September 1875, die fich beide stützen auf 
das dem Kaiser als solchem in dem Reichsmilitärgesetze vom 
2. Mai 1874 §§ 8 und 71 zugeschriebene Verordnungsrecht. 
Beide aber sind nur von dem Kriegsminister, nicht von dem 
Reichskanzler gegengezeichnet, sie haben mithin Rechtsgültig- 
keit von Kaiser und Reichs wegen nicht, sondern sie sind 
preussische Verordnungen, deren Geltung für das übrige Reichs- 
heer nur durch partikulare Formen nach Artikel 61 vermittelt 
werden konnte. 

II. Das Verordnungsrecht des Bundesrathes wurde durch 
die Aenderungen, welche die Verfassungsentwürfe erlitten, un- 
mittelbar in keiner Weise berührt. Dasselbe hat erst in der 
Entwickelung nach Entstehung der Verfassung Wandelungen 
erfahren, die theils seinen Umfang, theils seine Wirksamkeit 
betreffen. 

1. Der Umfang des bundesräthlichen Verordnungsrechtes 
gewann durch die Redaktion der Reichsverfassung, durch eine 
freie Auslegung einzelner Verfassungsartikel und endlich durch 
eine Reihe von Spezialgesetzen. 

a. Die Redaktion der Reichsverfassung versetzte die Be- 
stimmung der Nr. 2 des Artikel 37 aus den Spezialbestim- 
mungen über das Zoll- und Handelswesen in den Artikel 7, 
der die Kompetenzen des Bundesrathes im Allgemeinen regelte. 
Es entstand die allgemeine Klausel, wonach der Bundesrath 
im Unterschiede von andern Organen des Reiches es ist, dem 
die verfassungsmässige Kompetenz zusteht, über die zur Aus- 
führung der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriflen und Einrichtungen zu beschliessen, sofern 
nicht durch Spezialklauseln der Verfassung oder der Gesetze 



^ Armee-Verordnungsblatt 1872, pag. 330. 
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etwas Anderes bestimmt ist. Es wurde damit ein Doppeltes 
bewirkt. 

Auf der einen Seite erweiterte sich die Kompetenz des 
Reiches. Denn bisher hatte das Recht des Reiches, allgemeine 
Verwaltungsvorschriften, behördenmässige Instruktionen und 
Regulative zu erlassen, sich nur bezogen der Natur der Sache 
nach auf diejenigen Gebiete, auf denen ihm eine unmittelbare 
Verwaltung durch eigene Behörden zustand und kraft beson- 
derer Verfassungsvorschrift auf das Gebiet der Zölle imd in- 
direkten Steuern, auf Verwaltungszweige also, die in gewissem 
Sinne für seine Rechnung geführt wurden. Jetzt empfing das 
Reich dieses Verordnungsrecht auch auf denjenigen Gebieten, 
auf denen verfassungsmässig, wenn auch vorbehaltlich der 
Beaufsichtigung des Reiches, der Ueberwachung des Kaisers, 
die gesammte vollziehende Gewalt und damit auch das Recht 
der Vollzugsverordnungen den Einzelstaaten vorbehalten war. 

Auf der andern Seite verengerte sich das Verordnungs- 
recht des Kaisers, wie es das Präsidium des norddeutschen 
Bundes theils in einer freieren Handhabung der Verfassung 
ausgeübt hatte, theils auf die ihm über die unmittelbaren 
Bundesbeamten verfassungsmässig zustehende Amtshoheit 
stützen konnte. Ist doch durch die Fassung des Artikels 7 
jetzt der Anspruch des Bundesrathes begründet und in gesetz- 
lichen Spezialbestimmungen vielfach anerkannt, selbst in die 
Ordnung und Instruirung des inneren Dienstes der Reichs- 
behörden einzudringen,^ obgleich dieselben kaiserliche sind 
und unter der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers und 
seiner Stellvertreter geleitet werden sollen. 

b. Der Bundesrath hat sich des Weiteren unmittelbar 
auf Grund der Verfassung Verordnungsrechte zugesprochen. 



^ Z. B. beschliesst der Bandesrath das Begulativ für das Beichs- 
eisenbahnamt (Gesetz vom 27. Juni 73 und Regulativ vom 13. MItrz 76 
— Gentralblatt pag. 138 — ), die Geschäftsordnung für das Oberseeamt 
(Gesetz vom 27. Juli 77 und Bestimmungen vom 3. Mai 78 — Centralbl 
pag. 278 — und vom 10. Mai 79 — ib. pag. 371 — ); s. auch Dienst- 
anweisung an das Reichsgericht vom 8. Juli 79 — Centralbl. pag. 473. 
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die die Grause leiiier VoIkiigsTerordDimgai entsdiiedeii üb»- 
schieitoi. So sind erlassen auf Grund der Artikel 42, 43, 45 
aber das Eisenbahnwesen das Betriebsreglement ¥om 
10. Jimi 1870,^ ernencat am 11. Mai 1874,' das Bahn- 
polizeireglement Tom* 3. Jnni 1870,' emeaert am 4. Ja- 
nnar 1875,^ die Signalordnung vom 4. Januar 1875,^ die 
Normen für die Konstruktion und Ausrüstung der 
Eisenbahnen Tom 12. Juni 1878,* die Babnordnung für 
Sekundärbabnen Tom 12. Juli 1878,^ die Bestimmungen 
über die Befähigung Ton Bahnpolizeibeamten und 
Lokomotivführern Tom 12. Juni 1878,' die Bestimmungen 
über die Verladung und Beförderung yon lebenden 
Thieren Tom 13. Juli 1879' und auf Grund des a. 54 die 
Schiffsyermessungsordnung vom 5. Juli 1872.^^ Sie alle 
sind gesetzrertretende Verordnungen; die auf das Eisenbahn- 
wesen bezüglichen, nicht nur weil einzelne ihrer Bestimmungen 
durch Stra&ndrohungen geschützt sind, sondern insbesondere 
weil sie auch den Priyatbahnen Verpflichtungen aufl^^, 
welche in ihren Besonderheiten aus einem Reichsgesetze nicht 
gefolgert werden können und welche die ihnen durch das 
Handel^esetzbuch gewährleistete Vertragsfreiheit beseitigen; 
die SchiflEsyermessungsordnung, weil sie den Erbauern, Rhedem 
und Kapitänen eines Schiffes Verpflichtungen auferlegt, die in 
ihrer Ausdehnung auch auf Schiffe, die die deutsche Flagge 
nicht fuhren wollen, auf das Gesetz yom 25. Oktober 1867 nicht 
gestützt werden können^ weil sie überdies Gebührensätze fest- 
stellt und Strafen durch Verdoppelung dieser Gebühren verhängt. 



^ Gesa. 1870 pag. 419, vergl. ib. 1871 pag. 473, 1872 pag. 360. 

> Gentralblatt 1874 pag. 179 und Abänderongen ib. 1876 pag. 223. 
1877 pag. 7 n. 633. * Gess. 1870 pag. 461. vergl. ib. 1872 pag. 34. 
^ Gentralblatt 1875 pag. 57, Abänderung ib. 1878 pag. 356. ' Gentral- 
blatt 1875 pag. 73, Abänderungen ib: 1878 pag. 363. 1880 pag. 483. 
• Gentralblatt 1878 pag. 332. ^ Gentralblatt 1878 pag. 341. ^ Gen- 
tralblatt 1878 pag. 364. > Gentralblatt 1879. pag. 479. >» Gess. 
1872 pag. 270. Ergänzungen und Abänderungen Gentralblatt 1873 
pag. 156. 163. 1874 pag. 282. 1875 pag. 718. 1879 pag. 288. 

Haenel, Studien. II. 6 
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Die Befugniss zum Erlass dieser gesetzvertretenden Ver- 
ordnungen lässt sich unmittelbar und ohne Weiteres aus den 
Bestimmungen der Verfassung nicht ableiten, obgleich der 
Bundesrath sich darauf bezogen hat. Daraus, dass nach den 
Artikeln 42, 43, 44 die Bundesregierungen und Eisenbahn- 
verwaltungen zu bestimmten Verwaltungsmassregeln verpflichtet 
sind, daraus, dass übereinstimmende Betriebseinrichtungen ge- 
troffen und gleiche Bahnpolizeireglements eingeführt werden 
sollen, folgt schlechterdings nicht das Recht irgend wessen 
imd des Bundesrathes insbesondere, im Wege der Verordnung 
die im Artikel 4 der Verfassung vorgesehene Gesetzgebung 
über das Eisenbahnwesen zu ersetzen oder zu ergänzen.^ Eine 
Rechfertigung lässt sich nur aus der besonderen Natur des 
mittelbaren Verordnungsrechtes versuchen. 

Allerdings und selbstverständlich — auch das mittelbare 
Verordnungsrecht setzt, wie eine zutreffende Kompetenz des 
Reiches überhaupt und des erlassenden Organes, hier des 
Bundesrathes insbesondere, so auch an erster Stelle, falls es 
sich lu^^'^ig^etung des Gesetzes handelt, die gesetzliche Er- 
mächtigung zum Wege der Verordnung, anstatt dem des Ge- 
setzes, voraus. Aber darum, weil die Rechtsverbindlichkeit 
dieser Verordnungen nur durch die partikularrechtliche Ver- 
kündigung bewirkt wird, mag die Frage erhoben werden, ob 
der Mangel einer reichsgesetzlichen Autorisation zum Wege 
der Verordnung nicht dadurch ersetzt wird, dass nach der 
übereinstimmenden Lage der Partikularverfassungen die in 
Frage stehende Bestimmung als partikularrechtliche Verord- 
nung rechtsgültig erlassen werden kann, und dass demgemäss 
der Beschluss des Bundesrathes sich materiell nur auf den 
Erlass dieser partikularrechtlich zulässigen Verordnung zu 
richten braucht. Hier würde die Kompetenz des Bundesrathes 
imd damit die Rechtsgültigkeit seines Beschlusses von dem 
Partikularrecht der Einzelstaaten erborgt sein. ^ 

Die erhobene Frage ist in der Regel und im Zwfel zu 



* S. Laband, Staatsrecht II pag. 89. 363 ff. 372 ff. 
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verneinen. Allerdings enthält die solchergestalt vom Bundes- 
rathe beschlossene Verordnung keine Verletzung des parti- 
kularen Gesetzgebungsrechtes, allein sie hat für ihre Rechts- 
gültigkeit nicht diese, sondern die andere Probe zu bestehen, 
ob sie, weil thatsächlich von einem Organe des Reiches be- 
schlossen, nicht einen Einbruch in das Gebiet der Reichs- 
gesetzgebung, insbesondere also in das verfassungsmässige 
Recht des Reichstages enthält. Denn ist dies der Fall, 
dann ist sie trotz der übereinstimmenden Lage des Par- 
tikularrechtes rechtsungültig, dann bindet der Beschluss des 
Bundesrathes die Minorität nicht. Ja selbst die freiwillige 
Unterwerfung aller Bundesregierungen vermag die Rechts- 
gültigkeit des Bundesrathsbeschlusses nicht zu heilen; denn 
" was die Einzelregierungen, jede für sich, allerdings rechts- 
gültig verordnen können, das können sie nicht durch Her- 
beiführung eines Bundesrathsbeschlusses in fraudem legis, in 
Umgehung und Schmälerung nämlich der verfassungsmäsr 
sigen Rechte des Reichstages. Nur in dem einen Falle muss 
die erborgte Kompetenz des Bundesrathes anerkannt und die 
Rechtsgültigkeit seines Beschlusses aufrechterhalten werden, 
wenn die Verfassung selbst diesen anormalen Weg vorschreibt. 
Und gerade dies trifft für das Eisenbahnwesen zu. Denn 
schärfer und nachdrücklicher, als es in den Artikeln 42 bis 44 
geschieht, vermag es nicht gesagt zu werden, dass, solange 
die Reichsgesetzgebung nicht eingreift, die Eisenbahnverwaltung, 
einschliesslich des Verordnungsrechtes innerhalb der Rechts- 
sphäre der Einzelstaaten verbleiben soll, dass es nur die Auf- 
gabe des Reiches ist, die Einheitlichkeit, Uebereinstimmung, 
Gleichheit in der Handhabung dieser Verwaltung und dieses 
Verordnungsrechtes herbeizuführen. Gesteht man, wie be- 
rechtigt ist, diese Aufgabe speziell dem Bundesrathe zu, dann 
haben die zutreffenden Beschlüsse desselben über jene Eisen- 
bahnreglements nach Wortlaut und Absicht der Verfassung 
nur die Bedeutung, das den Einzelstaaten zustehende Verord- 
nungsrecht in einheitlicher Weise zu leiten; dann treten jene 
Reglements weder in Widerspruch mit der Reichsgesetzgebung, 
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noch präjudiziren sie ihr; dann können sie aber auch ihre 
Recht^gültigkeit nicht stützen auf irgend eine selbständige 
Kompetenz des Reiches und des Bundesrathes, sondern sie 
finden den Massstab ihrer Rechtsgültigkeit nur in der Lage 
des Verordnungsrechtes, wie es sich aus der Verfassung, den 
Gesetzen und den Eisenbahnkonzessionen der Einzelstaaten 
ergiebt Für jene vom Bundesrathe beschlossenen Reglements, 
Ordnungen und Bestimmungen im Gebiete des Eisenbahn- 
wesens gilt der Satz nicht: „Reichsrecht bricht Landrecht % 
vielmehr hängt in anomaler, aber durch die Verfassung zu- 
gelassener Weise die Rechtsgültigkeit des Bundesrathsbeschlusses 
und der auf Grund derselben verkündeten Partikularverord- 
nungen von dem Nachweise ab, der für jeden Einzelstaat ge- 
sondert zu fuhren ist, dass dieselben nach Massgabe des Par- 
tikularrechtes rechtsgültig erlassen werden konnten. 

Aber die Auffassung, die für das Eisenbahnwesen ge- 
stattet und gefordert ist, ist schlechterdings ausgeschlossen 
für Artikel 54 der Verfassung. Wenn es hier lautet: 

„Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der 
Ladungsfähigkeit der Seeschiffe zu bestinmien, die Aus- 
stellung der Messbriefe, sowie der Schif&zertifikate zu 
regeln und die Bedingungen festzustellen, von welchen die 
Erlaubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist^ 
sa findet sich darin schlechterdings kein] Anhalt für ein gesetz- 
vertretendes Verordnungsrecht überhaupt und für das des 
Bundesrathes insbesondere, wie denn thatsächlich die Regelung 
der Schifibzertifikate durch die Gesetze vom 25. Oktober 1867 
über die Nationalität (§§ 8 ff.) und vom 28. Juni 1873 über die 
Registrirung der Kauffahrteischiffe stattgefunden hat und die 
erforderliche gesetzliche Ermächtigung zur verordnungsmässigen 
Feststellung der Bedingungen fiir die Führung eines Seeschiffes 
durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 § 31 erfolgt 
ist. Und eben so wenig besteht irgend welcher Anhalt dafür, 
dass auch hier anomaler Weise die Rechtsgültigkeit eines Be- 
schlusses des Bundesrathes auf irgend welches Mass des Ver- 
ordnungsrechtes gestützt werden könnte, welches den Einzel- 
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Staaten nach Partikularrecbt auf diesem Gebiete zusteht. Die 
Yom Bundesrathe beschlossene Schiffsvermessungsordnung ist 
rechtsungültig, null und nichtig. 

c. An letzter Stelle endlich ist es eine stattliche Reihe 
von Spezialgesetzen gewesen, die den Umfang des Verordnungs- 
rechtes des Bundesrathes, imd zwar insbesondere des^gesetz- 
vertretenden, mehr und mehr erweitert haben. ^ 

Trotz aller dieser näheren Bestimmungen, die das Ver- 



^ Yerordnangen des Bondesrathes kraft besonderer gesetzlicher 
Ermächtigung: Ges. über Zollordnung vom 18. Mai 1868 § 10. — Ges. 
über Zolltarif vom 28. Mai 1868 § 2. — Tabaksteuerges. vom 26. Mai 
1868 §§ 7. 8. 13. — Mass- und Gewichtsordnnng vom 17. Augast 1868 
a. 10. — Wahlges. vom 31. Mai 1869 § 15. — WechselstempelsteuergeB. 
vom 10. Juni 1869 §§ 3. 13. 28. — Gewerbeordnung vom 21. Juni 1868 
§§ 16. 24. 29. 31. 56. 57. 64. — Yereinszollges. Yom 1. JuU 1869 §§ 3. 
73. 90. 91. 106. 109. 110. 111. 167. — Ges. über Inhaberpapiere mit 
Prämien vom 8. Juni 1871 § 5. — Ges. betr. Ersatz von Eriegsschäden 
vom 14. Juni 1871 a. 3. -«— Ges. betr. Beichsgoldmünze vom 4. Dez. 1871 
§§ 5. 7. 12. — Ges. betr. Ersatz von Unterstützungen vom 4. Dez. 1871 
§ 3. — Brausteuergesetz vom 31. Mai 1872 §§ 1. 4. 6. 22. 43. — 
Jesuitengesetz vom 4. Juli 1872. — Seemannsordnung vom 27. Dez. 1872 
§§ 9. 23. — Kriegsleistungenges. vom 13. Juni 1873 §§ 12. 16. 17. 20. 
29. 33. — Ges. über Errichtung des Reichseisenbahnamtes vom 27. Juni 
1873 § 5. — Münzges. vom 9. Juli 1873 a. 3 §§ 1. 2. 3. aa. 8. 9. 13. — 
Ges. über Abänderung des Zolltarifs vom 7. Juli 1873 § 3. — Ges- 
betr. Ersatz für Eriegsleistungen vom 23. Februar 1874 § 5. — Impf- 
gesetz vom 8. April 1874 §§ 7. 9. 11. — Personenstandsgesetz vom 
6. Febr. 1875 § 83. — Ges. über Naturalleistungen im Frieden vom 
13. Febr. 1875 §§ 9. 15. — Bankgesetz vom 14. März 1875 §§ 6. 8. 44 
Nr. 7. 46. — Ges. betr. Abänderung des Münzgesetzes vom 6. Jan. 1876. 
— Ges. betr. Viehbeförderung auf Eisenbahnen vom 25. Febr. 1876 
§§ 3. 4. — Ges. betr. Seeunfälle vom 27. Juli 1877 §§ 6. 33. — Ges. 
über Tabakenqu^te vom 26. Juni 1878 § 1. — Spielkartenstempelges. 
vom 3. Juli 1878 §§ 6. 21. 24. 26. — Gerichtskostengesetz vom 18. Juni 
1878 § 99. — Ges. betr. Abänderung der Gewerbeordnung vom 17. Juli 
1878 j§S 120. 139. a. 2. 6. — Zolltarifgesetz vom 15. Juli 1879 §§ 2. 3. 
4. 7. — Tabaksteuergesetz vom 16. Juli 1879 §§ 9. 16. 18. 20. 24. 25. 
27. 30. 31. — Ges. betr. Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen 
Zwecken vom 19. Juli 1879 § 1. — Ges. betr. Statistik des Waaren- 
verkehrs vom 20. Juli 1879 §§ 9. 11. 14. — 
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ordnungsrecht des Bundesrathes geregelt haben, finden sich 
doch gegen dajs Verordnungsrecht des Kaisers mannigfache 
Schwankungen. So nach strenger Auslegung nicht unbedenklich, 
zum Theil in Fortübung der dem Präsidium unter der nord- 
deutschen Verfassung beigelegten Rechte, die kaiserlichen 
Verordnungen vom 24. November 1871 über die Einfuhrung 
des preussischen Militärstrafrechtes in Baden, vom 29. Juni 1871 
— also vor Erlass des Reichsbeamtengesetzes — über den 
Diensteid der unmittelbaren Reichsbeamten, die organisatorischen 
Verordnungen vom 21. Dezember 1871, vom 22. Dezember 1875, 
vom 27. Mai 1878 und 14. JuU 1879 über die Organisation 
der Generaldirektion der Reichseisenbahnen in Elsass-Lothringen 
und die Erhebung der Post- und Telegraphen Verwaltung, des 
Reichseisenbahnamtes und des Reichsschatzamtes zu beson- 
deren, dem Reichskanzler unmittelbar untergeordneten Reichs- 
ämtem, die Verordnungen vom 16. März und 11. April 1872 
über den Gebrauch des kaiserlichen Adlers auf Waaren und 
Etiketten, die nach Reichsstrafgesetzbuch § 360 Nr. 7 pöna- 
lisirt sind, endlich die Reihe der zahlreich ergangenen Ein- 
fuhrverbote, die Verordnung vom 1. April 1876 zur Ausführung 
des Gesetzes über Kriegsleistungen ^ und die Verordnung vom 
29. Juni 1880 über die Klasseneintheilung der Militärbeamten 
des Reichsheeres und der Marine, die letzteren drei allerdings 
mit Zustimmung des Bundesrathes, als ob eine kaiserliche 
Verordnung auch mit Zustimmung des Bundesrathes nicht ihrer 
rechtlichen Natur nach vollständig verschieden wäre von einer 
Verordnung des Bundesrathes. Umgekehrt aber auch hat der 
Bundesrath über die Tagegelder, Fuhr- und Umzugskosten 
der Reictsbevollmächtigten, Stationskontrolleure und der 
Beamten bei den hanseatischen Hauptzollämtern unter dem 



^ In dem Gesetz über Eriegsleistungen vom 13. Juli 1873 sind 
zwar in den §§ 12. 16. 17. 21. 29. 33 Verfügungen und Verordnungen 
des Bundesrathes, in § 32 eine Verordnung des Kaisers zur Feststellung 
des Friedensstandes, nirgends aber ein allgemeines Vollzugsverordnungs- 
recht des Kaisers vorgesehen. 
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6. März 1876 Bestimmungen getroffen,^ die nach dem Reichs- 
beamtengesetz vom 31. März 1873 § 18 nur der kaiserlichen 
Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesrathe gebührten. 

2. Mit der Erweiterung des Umfanges hat sich zugleich 
eine tiefgehende Umwandlung in der bisherigen Natur des 
Yerordnungsrechtes des Bundesrathes in Rücksicht auf seine 
Wirksamkeit vollzogen. Es ist die Umwandlung aus einem 
mittelbaren in ein unmittelbares Verordnungsrecht. 

Allerdings in einem weiten Umfange ist es bei dem nur 
mittelbaren Verordnungsrechte geblieben. Die überaus zahl- 
reichen Verordnungen, die ihre Begründung ursprünglich im 
Artikel 37 Nr. 2 der norddeutschen Verfassung fanden und 
die dann ihre nähere Abgrenzung durch das Vereinszollgesetz 
vom 1. Juli 1869 imd die besonderen Steuergesetze erhielten, 
alle die Dienstanweisungen, Bestimmungen, Regulative im 
Gebiete des Zollwesens und der Verbrauchssteuern, die ins- 
besondere die Gesetzgebung des Jahres 1879 erforderlich 
machten — sie haben niemals eine rechtsverbindliche Be- 
kanntmachung von Bundes wegen erfahren.^ Sie empfangen 
nach wie vor ihre Rechtsverbindlichkeit ausschliesslich durch 
die Insinuation und Verkündigung in den zutreflfenden parti- 
kularen Formen. Und dasselbe gilt auch von allen Verord- 
nungen, die entweder ausdrücklich oder stillschweigend auf 
Grund des a. 7 Nr. 2 der Reichsverfassung beschlossen wor- 
den sind.* 



^ Gentralblatt 1876 pag. 181. 182. ' Nur die neuen Redaktionen 
des Zolltarifs vom 23. Mai 1870 — Gesetz pag. 143 — und vom 12. Juli 
1873 — Gesetz pag. 244 -— machen ^avon eine Ausnahme. 

' Bestimmungen zur Ausfahrung der Militärpensionsgesetze vom 
22. Februar 1875 — Gentralblatt pag. 142 — und Nachtrag vom 
9. Mai 1877 — ib. pag. 252; Instruktion zur Strandungs-Ordnung vom 
24. Nov. 1875 — - ib. pag. 750 — ; Bekanntmachung vom 9. Mai 1876 
über Behandlung nicht umlaufsf&higer Reichsmünzen — ib. 260 — , 
gleicher Beschluss vom 13. Dez. 1877 — ib. 1878 pag. 29 — ; Bestim- 
mungen zur Ausführung des Markenschutzgesetzes vom 8. Febr. 1875 
— ib. pag. 123 —; Bestimmungen behufs Umtausches umlaufsunfähiger 
Reichskassenscheine vom 11. Mai 1876 — ib. pag. 296 — ; Bekannt- 
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Aber oflFenbar bestand nach der Absicht der ermäch- 
tigenden Gesetze die Absicht, andere Verordnungen des Bun- 
desrathes mit unmittelbarer Bechtswirksamkeit auszustatten. 
Das erhellt am schärfsten aus solchen Verordnungen, bei denen 
in irgend welcher Weise schliesslich eine Mitwirkung oder 
Einwirkung des Reichstages vorgesehen ist: eine Unabänder- 
lichkeit der Verordnung, ausgenommen mittelst Zustimmung 
des Reichstages, also in der Form des Gesetzes, oder ein 
Vorbehalt nachträglicher Genehmigung, oder das Recht des 
Reichstages, die Ausserkraftsetzung der Verordnung zu ver- 
langen.^ Hier steht auch im formellen Verfahren die Ver- 
ordnung dem Gesetz am nächsten. In der Hauptsache ergiebt 
sich überall, wo es sich nm Ersetzung und Ergänzung eines 
Reichsgesetzes durch eine Verordnung handelt, aus der Natur 
der Sache, im Zweifel und in der Regel, die Vermuthung, 
dass man der Verordnung die nämliche unmittelbare Rechts- 
wirksamkeit zu gewähren beabsichtigt, die dem entsprechenden 
Reichsgesetze eignet. 

Dieser Voraussetzung gemäss ist denn auch verfahren 
worden. Um den Erfolg unmittelbarer Rechtswirksamkeit zu 



machung über Formulare der Hilfskassen vom 14. Febr. 1877 — ib. 
pag. 99 — ; Bestimmungen über aichamtliche Behandlung vorschrifts- 
widriger Masse vom 22. März 1876 — ib. pag. 185 — ; Bestimmungen 
über Gebühren der Militärkommandos bei Rinderpest vom 12. Dez. 1878 

— ib. pag. 668. Nur die Vorschriften über Begistrirung der Kauf- 
fahrteischiffe vom 13. Nov. 1873 sind im Beichsgesetzblatt — pag. 367 

— veröffentlicht. 

^Unabänderlichkeit des Wahlreglements nach Wahlgesetz vom 
31. Mai 1869 § 15; nachträgliche Genehmigung des Reichstages: 
Vermehrung der gewerblichen Anlagen, welche besonderer Genehmigung 
bedürfen nach Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 § 16; Feststellung 
der Steuersätze für gewisse Braustoffe nach Brausteuergesetz yom 
31. Mai 1872 §1; Ausserkraftsetzung auf Verlangen des Reichstages: 
Steuersätze für Tabakssurrogate nach Tabaksteuergesetz vom 16. Juli 
1879 § 27, Bestimmungen über Fabrikbeschäftigung von Kindern, jugend- 
lichen Arbeitern, Frauen nach Gesetz vom 12. Juli 1878 über Aende- 
rnng der Gewerbeordnung §§ 139 a. u. b. 
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erreichen, hat man die gesetz vertretenden Verordnungen des 
Bundesrathes in das Bundes- und Reichsgesetzblatt aufge- 
nommen. Hier erscheinen sie als Bekanntmachungen des 
Reichskanzlers, gezeichnet mit seinem oder eines Stellvertreters 
Namen. Aber diese Zeichnung ist nicht die Gegenzeichnung 
des Artikel 17 der Verfassung; sie bewirkt nicht die Ueber- 
nahme einer materiellen Verantwortlichkeit; sie bedeutet nichts 
Anderes als eine Beglaubigung des Präsidenten des Bundes- 
rathes für die Uebereinstimmung des Bundesrathsbeschlusses 
mit seiner Ausfertigung. Denn der Reichskanzler steht in 
keinerlei konstitutionellem Verantwortlichkeitsverhältnisse be- 
hufs Deckung des unverantwortlichen Bundesrathes; er ist in 
keinem Sinne dessen Beamter, sondern nur dessen Vorsitzender. 
Darum richtet sich auch die Zulässigkeit der Vertretung bei 
der Zeichnung der Bundesrathsbeschlüsse nicht nach den ge- 
setzlichen Vorschriften über die Vertretung des Reichskanzlers 
als solchen, sondern nach den Bestimmungen des Artikel lö 
der Verfassung über die Vertretung im Vorsitz des Bundes- 
rathes. 

Das ergriffene Mittel, um den Bundesrathsverordnungen 
unmittelbare Rechtsverbindlichkeit zu verleihen, steht in vollem 
Widerspruche mit der Präsidialverordnung vom 26. Juli 1867, 
welche das Gesetzblatt ausschliesslich für Verkündigungen des 
Kaisers, für Gesetze und kaiserliche Erlasse nach Massgabe 
des Artikel 17 der Verfassung bestimmte. Die Ausdehnung 
der Bestimmung kann sich nur stützen auf dieselbe Analogie, 
die es dem Präsidium gestattete, seinen eigenen Verordnungen 
unter den nämlichen Bedingungen unmittelbare Rechtswirk- 
samkeit beizulegen, unter denen die Verfassung unmittelbar 
sie nur für Gesetze vorgesehen hatte. 

Aber diese Analogie ist für die Bundesrathsverordnungen 
vollkommen falsch, weil vollkommen einseitig gezogen worden. 
Sollte dieselbe an der Stelle ausdrücklicher gesetzlicher Re- 
gelung einen richtigen Platz finden, dann durfte sie schlechter- 
dings sich nicht einseitig auf Artikel 2 der Verfassung stützen. 
Denn dieser Artikel giebt nichts an, als das Mittel, das 
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Reichsgesetzblatt, und eine allgemeine Form, „ton Reichs 
wegen^S er setzt die übrigen verfassungsmässigen Bedingungen 
der rechtsgültigen Verkündigung voraus. Diese Bedingungen 
sind aber nachdrücklich und gleichwerthig mit Artikel 2 fest- 
gestellt im Artikel 17 der Verfassung, welche das Recht der 
Verkündigung der Reichsgesetze dem Kaiser unter verant- 
wortlicher Gegenzeichnung des Reichskanzlers zuspricht Wollte 
man dem gesetzvertretenden Verordnungsrechte des Bundes- 
rathes, wie man der Natur der Sache nach und um der 
Autorität des Reiches willen musste, dieselbe unmittelbare 
Rechtsverbindlichkeit, wie den Gesetzen verleihen, so konnte 
und durfte man das verfassungsmässige Verkündigungsrecht 
des Kaisers nicht umgehen. 

Diese Anforderung war um so mehr zu erheben, als sie 
allein dem Zusammenhange der organisatorischen Bestimmungen 
der Verfassung, dem charakteristischen Wesen derselben ent- 
spricht. Denn wenn es irgend einen Punkt in der organischen 
Gliederung des Bundes giebt, der vom Anfange an und durch 
alle Wandelungen hindurch, für die hegemonischen Rechte 
Preussens in den Entwürfen, für das Präsidium des nord- 
deutschen Bundes und für das deutsche Kaiserthum feststand, 
so war es das, was man als das Recht der Repräsentation in 
einem eminenten Sinne bezeichnen kann. Wie — um sofort 
auf ihn zu exemplifiziren — dem Kaiser die alleinige völker- 
rechtliche Vertretung des Reiches im Krieg und Frieden bei- 
wohnte, wie ihm die Prärogativen der £[rone, so beschränkt 
und äusserlich sie insbesondere gegenüber dem Bundesrathe 
sein mögen, in der Berufung, Eröffnung, Schliessung, Ver- 
tagung und Auflösung des Bundesrathes und Reichstages zu- 
standen, wie selbst die Kommimikation von Bundesrath und 
Reichstag durch ihn vermittelt wurde, wie er Ansteller und 
Eidnehmer gegenüber den Reichsbeamten war, wie endlich die 
Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgesetze sein Recht 
war, so sprach sich in dem Allen der Grundgedanke aus, 
dass alles das, was im Namen des Reiches zu geschehen hat, 
nur durch Vermittelung des Kaisers Rechtsbeständigkeit nach 
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Aussen und Rechtsverbindlichkeit gegenüber den gehorsam- 
pflichtigen Organen und Unterthanen des Reiches gewinnen 
sollte und konnte. 

Nur gegen den Zusammenhang der Yerfassungsbestim- 
mungen, auf die man eine Analogie überhaupt stützen konnte, 
nur unter Verschiebung und Durchbrechung der organischen 
Stellung der Machthaber des Reiches zu einander hat sich in 
längerer Dauer und von den zuständigen Autoritäten unwider- 
sprochen eine rechtliche Uebung gebildet, welche dem Bun- 
desrathe das Recht zuspricht, seine gesetZVertretenden Ver- 
ordnungen durch die Bekanntmachung seines Vorsitzenden im 
Reichsgesetzblatte mit unmittelbarer Rechtswirksamkeit aus- 
zustatten. 

Und dieses Verfahren, dessen politisches und rechtliches 
Gewicht bedeutsam genug ist, ist nicht einmal mit Gleich- 
mässigkeit und Stetigkeit gehandhabt worden. Das tritt ins- 
besondere seit dem Erscheinen des „Centralblattes für 
das deutsche Reich" (1873) hervor, eines Blattes, was nur das 
ist, was es nach seiner Ankündigung sein wollte, eine „Zeit- 
8chrift% herausgegeben durch das Reichskanzleramt (Reichsamt 
des Innern), „welche zur Aufnahme solcher für das Publikum 
bestimmter Veröffentlichungen der Organe des Reiches dienen 
soll, die der Verkündigung durch das Reichsgesetzblatt nach 
Artikel 2 der Reichsverfassung und nach der Verordnung vom 
26. Juli 1867 nicht bedürfen."^ Es bedarf keines Nachweises, 
dass den Veröffentlichungen einer solchen Zeitschrift schlechter- 
dings nicht die Straft einer Verkündigung beiwohnt, dass ihren 
Abdrücken keinerlei verpflichtende Beglaubigung der Authen- 
tidtät beiwohnt, dass zu ihrer Eenntnissnahme keinerlei Rechts- 
pflicht besteht und dass die thatsächliche Eenntniss ihrer 
Veröffentlichungen keinerlei Gehorsamspflichten erzeugt. Um 
dies alles zu bewirken, bedürfte es eines Gesetzes oder doch 
einer auf gesetzlicher Ermächtigung beruhenden Verordnung. 



> Bekanntmachang des Reichskanzleramtes vom 22. Dezember 1872, 
BeichBanzeiger Nr. 304. ^ , 
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Aber weder ein solches Gesetz, noch eine solche Ermächtigung, 
noch eine solche Verordnung steht dem Centralblatte zur Seite. 
Ja selbst das ist, soviel bekannt, nicht erfolgt, was auch ohne 
jene Formen möglich wäre, nämlich der Erlass einer Dienst- 
anweisung, welche den Veröffentlichungen des Centralblattes 
die Bedeutung einer zureichenden Insinuation an die Behörden 
des Beiches oder der Einzelstaaten beilegt. Wenn trotzdem 
auch gesetzvertretende Verordnungen des Bundesrathes im 
Centralblatte ausschliesslich veröffentlicht werden, sei es schlecht- 
hin, sei es unter Hinweis auf diese Veröffentlichung im Gesetz- 
blatte, ja wenn sich folgende und ergänzende Verordnungen 
desselben Inhaltes, auf Grund der nämlichen gesetzlichen Er- 
mächtigung, das eine Mal im Gesetzblatte und das andere 
Mal nur im Centralblatte zu finden sind,^ so steht allen diesen. 



^ Beispiele: Ausschliesslich im Gentralblatt stehen die Verord- 
nungen des Bundesrathes über die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz- und Hammerwerken yom 23. April 
1879, über die Beschäftigung yon Arbeiterinnen und jugendlichen Ar- 
beitern in Glashütten vom 23. April 1879, über die Beschäftigung 
jugendlicher Arbeiter in Spinnereien vom 20. Mai 1879 — pg. 303. 304. 
362 — , obgleich sie Beschränkungen, Vergünstigungen und Eontroll- 
vorschriften in ermächtigter Ergänzung und Abänderung des Gewerbe- 
gesetzes Yom 17. Juli 1878 enthalten. — Die Bestimmungen über die 
im Verkehr zulässigen Fehlergrenzen von Mass und Gewicht — pöna- 
lisirt durch Strafgesetzbuch a. 369 Nr. 2 — sind anfänglich im Gesetz- 
blatt (Bekanntmachungen vom 6. Dez. 1869, Gess. pag. 698, yom 
16. August 1871, Gess. pag. 328) publizirt, dann erfolgt eine Bekannt- 
machung Yom 14. Dez. 1872 ausschliesslich im Gentralblatt (ib. 1873 
pag. 3), dann eine Bekanntmachung vom 25. Juli 1875 im Gentralblatt 
(pag. 436) unter Hinweis darauf im Gesetzblatt (1875 pag. 257). — 
Die Feststellungen der Mittelwerthe fremder Valuten behufs Bestim- 
mung der Höhe der Wechselstempelsteuem sind im Gesetzblatte — 
13. Dez. 1869 pag. 691, 23. Juni 1871 pag. 267 — bekannt gemacht, 
die Abänderungen dieser Bestimmungen aber nur im Gentralblatt — 
12. NoY. 1879 pag. 663, 10. April 1880 pag. 190. — Die Bedingungen 
über den Befähigungsnachweis der Apotheker, also die Voraussetzungen 
der Gewerbeberechtigung, sind ursprünglich im Gesetzblatt enthalten 
— Bekanntmachung yom 25. Sept. 1869 pag. 635 — , Aenderungen der- 
selben er^hieinen dacn im Gentralblatt — Bekanntmachung yom 18. Juli 
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in solcher Weise, unter Ausschluss vom Gesetzblatte veröffent- 
lichten Verordnungen eine unmittelbare Bechtsverbiftdlichkeit 
nicht zu. Sie können Rechtsverbindlichkeit nur beanspruchen, 
insofern und insoweit die mangelnde Verkündigung von Reichs 
wegen durch eine Verkündigung in den zutreffenden Formen 
des Partikularrechtes ergänzt ist. Wir stehen vor einem grund- 
satzlosen, willkürlichen und bunten Wechsel zwischen den 
Formen eines unmittelbaren und mittelbaren Verordnungsrechtes 
des Bundesrathes. 

Nach dem Allen ist das Verordnungsrecht des Kaisers 
und des Bundesrathes, wie es sich über die Entwürfe weit 
hinaus in der norddeutschen Verfassung und unter der Reichs- 
verfassung reichhaltig und tief eingreifend entwickelt hat, 
nicht überall gesichert in seiner Abgrenzung gegen den Bereich 
der Gesetzgebung, vielfach schwankend in seiner Vertheilung 
zwischen Bundesrath und Kaiser, in den Formen, die seine 
Bechtsverbindlichkeit begründen, gegen die Natur des Bundes- 
staates und gegen die Anlage der Reichsorganisation parti- 
kularistisch zersetzt Vor allen Dingen aber enthält dasselbe 
eine Durchkreuzung der konstitutionellen Verantwortlichkeits- 
verhältnisse. 

Schwierig und bedeutsam, wie kaum ein anderer Punkt, 
ist für die Organisation des konstitutionellen Rechtsstaates die 
Abgrenzui^ zwischen dem Gebiete der Gesetzgebung und des 
Verordnungsrechtes. Sie soll die auf das Allgemeine und 
Stetige gestellte Natur der Gesetzgebung in Einklang setzen 
mit den Anforderungen der Beweglichkeit und der Anschmie- 
gung an die vielgestaltigen Lebensverhältnisse, welche die 
vollziehende Gewalt erhebt. Sie kann mit Sicherheit, ohne 
Reibung und Kampf, unter Bescheidung der gesetzgebenden 
Faktoren, ihre jeder Ausdehnung fähige Sphäre zu beschränken, 



1873 pag. 254, vom 5. März 1875 pag. 299 — unter Verweisung im 
Gesetzblatt hierauf — Ges. 1873 pag. 299. 1875 pag. 174 — , endlich 
die letzte Abänderung vom 25. Dez. 1879 nur im Centralblatt — 
pag. 850 — . 



